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edition | Bücher | Neuerscheinungen 2025/2026 
Die folgende Übersicht zeigt nur die Neuerscheinungen und aktuelleren Backlist-Titel innerhalb der Schriftenreihe,  
die die Bundeszentrale für politische Bildung als Eigenpublikationen herausgibt. Bestellung über www.bpb.de/shop

¬ �Geldpolitik im Umbruch 
Aaron Sahr (Hrsg.) 

Was ist Geld, wie wird seine Produktions- und 
Funktionsweise politisch reguliert – und was hat  
dies für soziale Konsequenzen? Die Beiträge leuchten 
eine Geldordnung aus, die in Bewegung geraten ist.

April 2024 | 11064 | 5 €
 www.bpb.de/547058

Aaron Sahr (Hrsg.)

Geldpolitik im 
Umbruch

¬ �Handbuch Beteiligung. Gestaltungsmöglich-
keiten für Bürgerinnen und Bürger 
Patrizia Nanz / Miriam Fritsche 

Die Möglichkeiten für Bürgerinnen und Bürger, sich 
zu engagieren und politisch mitzuwirken, sind vielfäl-
tig. Dieses Handbuch gibt einen Überblick über dialo-
gorientierte Beteiligungsformate und stellt deren 
Merkmale und Chancen vor.

Okt 2024 | 11093 | 5 €
 www.bpb.de/552819

Schriftenreihe – Eigenpublikationen

Die Schriftenreihe bietet ein breites Themenspektrum aus Zeitgeschichte, Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, Umwelt, Bildung und Kultur. Sie setzt auf drei  
Ebenen an: der Vermittlung von Wissen, der Begleitung aktueller gesellschaftlicher Diskurse und der Befähigung zur Teilhabe an gesellschaftlichen und  
politischen Prozessen. 

Schriftenreihe – Eigenpublikationen

�Bestellnummern (z. B. 10410) sind jeweils kursiv gesetzt.

¬ �Die Geopolitik globaler Lieferketten 
Melanie Müller

War Globalisierung vor wenigen Jahren noch das  
Wort der Stunde, wird diese nun zunehmend her-
ausgefordert und infrage gestellt. Was bedeutet  
dies für die Gestaltung globaler Lieferketten?

Feb 2025 | 10998 | 5 €
www.bpb.de/559940

¬ �Laßt uns das Leben leise wieder lernen  
Befreiung – Deutschland 1945/46 
Günther Rüther 

Dieses Lesebuch zeichnet den Umbruch in 
Deutschland in den Jahren 1945/46 anhand des  
Erlebens von Persönlichkeiten aus Kultur  
und Politik nach.

Jan 2025 | 10945 | 5 €
 www.bpb.de/558634 

¬ �Solidarität heißt Handeln.  
Israels Zivilgesellschaft nach dem Massaker 
vom 7. Oktober 2023 
Anita Haviv-Horiner

Der Überfall der Hamas am 7. Oktober 2023 
schockierte Israel und die Welt. Die israelische Zivil
gesellschaft reagierte mit einzigartigem Engagement, 
das in diesem Buch in Interviews mit 17 Israelinnen 
und Israelis aus allen Gruppen der Gesellschaft  
porträtiert wird.

Okt 2024 | 11149 | 5 €
 www.bpb.de/552455

¬ �Der Westbalkan – Im Wartezimmer der EU  
Krsto Lazarević / Franziska Tschinderle /  
Danijel Majić

Vereint im Warten auf die EU? Krsto Lazarević,  
Franziska Tschinderle und Danijel Majić bieten  
Einblicke in sehr unterschiedliche und zugleich auf 
vielfältige Weise miteinander verflochtene Staaten.

Nov 2025 | 11250 | 5 €
www.bpb.de/571370

Krsto Lazarević / 
Franziska Tschinderle / Danijel Majić

Der Westbalkan
Im Wartezimmer der EU

¬ Deutschland Archiv 2024/25 
Ein Doppeljahrbuch 
Deutschland Archiv (DA)

Dieser Band enthält 56 ausgewählte Beiträge nam-
hafter Autoren und Autorinnen, die in der Zeit zwi-
schen Januar 2024 und Januar 2026 in der Online-
Redaktion www.deutschlandarchiv.de der bpb 
erschienen sind und die deutsche Geschichte zwi-
schen 1945 und heute beleuchten.

Feb 2026 | 11280 | 5 € 
www.bpb.de/575353

Deutschland Archiv

2024/25

¬ �Indien 
Portrait einer aufstrebenden Großmacht 
Heribert Dieter

Der wirtschaftliche Aufstieg und der Machtzuwachs 
Indiens werden durch die stabile demografische Ent-
wicklung, den erfolgreichen Ausbau der Infrastruktur, 
aber auch die geopolitische Lage begünstigt

Mrz 2026 | 11370 | 5 € 
www.bpb.de/575901

Heribert Dieter

Indien
Porträt einer aufstrebenden Großmacht

Buch­
präsentation, 

19.03.26, 20:30, 
Leipzig, Zeit­

geschichtliches 
Forum 

¬ �Unter Waffen schweigen die Gesetze? 
Völckerrechtsverbrechen und ihre Ahndung  
Gerd Hankel 

Was genau wird unter Kriegsverbrechen, Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit oder Völkermord 
verstanden? Gerd Hankel geht grundsätzlichen Fra-
gen des Völkerstrafrechts und humanitären Völker-
rechts nach.

Feb 2026 | 11150 | 5 € 
www.bpb.de/575252

¬ Handbuch Gaming und Rechtsextremismus  
Voraussetzungen I Einstellungen I Prozesse I 
Auswege  
A. Brandenburg, L. Schlegel, F. Zimmermann

Der rechtsterroristische Anschlag von Halle (Saale) 
im Oktober 2019 entfachte eine Debatte über die 
Verantwortung des Gamings für solche Taten. Ist  
das bloße Medienpanik oder gibt es eine Verbindung  
zwischen Rechtsextremismus und Gaming?

Jul 2025 | 11260 | 5 € 
www.bpb.de/563171

Aurelia Brandenburg / Linda Schlegel /
Felix Zimmermann (Hrsg.)

Handbuch Gaming &
Rechtsextremismus

Voraussetzungen | Einstellungen | Prozesse | Auswege

¬ Transformative Archive. Ansätze und Pers-
pektiven für die (historisch-)politische Bildung 
Iris Rajanayagam, Ohiniko Mawussé Toffa

Wie kann das Dokumentieren, Archivieren und Be-
reitstellen marginalisierten (Geschichts-)Wissens 
dazu beitragen, Ungleichheitssysteme zu hinterfra-
gen, koloniale Erzählungen zu irritieren und neue 
Denk- und Handlungsräume zu eröffnen?

Jun 2025 | 11273 | 5 € 
www.bpb.de/563360

Iris Rajanayagam / Ohiniko Mawussé Toffa (Hrsg.)

Transformative Archive
Ansätze und Perspektiven für 

die (historisch-)politische Bildung

¬ �Geteilte Geschichte_n – Plurale Solidaritäten. 
Iris Rajanayagam (Hrsg.)

Wie kann ein verflechtungsgeschichtlicher Ansatz zur 
Entwicklung und Stärkung solidarischer cross-com-
munity Strukturen beitragen? Welche Rolle könnte 
hierbei die politische und historisch-politische Bildung 
einnehmen? Im Sammelband werden Denkanstöße 
für Möglichkeiten der Pluralisierung und Demokrati-
sierung von Erinnerung und Geschichte gegeben so-
wie hieran anknüpfende aktuelle Diskurse bespro-
chen und reflektiert. 

Aug 2024 | 11095 | 5 €
 www.bpb.de/551350

Iris Rajanayagam (Hrsg.)

Geteilte Geschichte_n
– Plurale Solidaritäten

¬ �Taiwan. Asiens erstaunliche Demokratie 
David Demes, Frédéric Krumbein

Taiwan, offiziell Republik China (Taiwan), ist ein kleiner 
Inselstaat im Westpazifik, der von den wenigsten 
Staaten offiziell anerkannt wird. In den vergangenen 
Jahren ist die Insel zum Schauplatz eines Konflikts 
zwischen zwei Weltmächten geworden: Die Volksre-
publik China und die Vereinigten Staaten, die sich im-
mer deutlicher als Schutzmacht Taiwans positionieren.

Jul 2024 | 11091 | 5 €
 www.bpb.de/550194

¬ �Wie ticken Jugendliche? SINUS-Jugend
studie 2024. Lebenswelten von Jugendlichen 
im Alter von 14 bis 17 Jahren in Deutschland 
Marc Calmbach, Bodo Flaig, Rusanna Gaber u.a.

Die aktuelle Studie zeigt, dass Teenager in Zeiten 
multipler Krisen von vielem verunsichert und genervt 
sind, jedoch ihren Optimismus nicht verloren haben. 
Und sie lassen uns wissen, was sich alles ändern 
muss. 

Auch als Epub verfügbar 
Jun 2024 | 11133 | 5 €
 www.bpb.de/549130

¬ �Rassismus, Rassismuskritik und Resilienz  
Maisha M. Auma, Katja Kinder, Peggy Piesche 

Berlin ist das erste Bundesland, welches die UN-
Dekade für Menschen afrikanischer Herkunft 2015 
bis 2024 umsetzte. In einem Konsultationsprozess 
2018 wurden Bedarfe und Forderungen Schwarzer 
Organisationen erarbeitet, um die soziale Mitglied-
schaft von Berlinerinnen und Berlinern afrikanischer 
Herkunft zu realisieren.

Feb 2024 | 10908 | 5 €
 www.bpb.de/545183

¬ �Fernsehen in Deutschland.  
Ein politisches Medium im Wandel  
Andreas Dörner

Das Fernsehen in seiner institutionellen Gestalt ist 
geprägt durch Entscheidungen im politischen Sys-
tem und durch verfassungsgerichtliche Rechtspre-
chung. Das sogenannte lineare Fernsehen ist auf 
dem Rückzug. Aber auch mit geänderten Formen 
und Vertriebswegen nimmt das Medium weiterhin 
eine zentrale Stellung in der politischen Öffentlichkeit 
Deutschlands ein.

Jan 2024 | 10995 | 7,50 €
 www.bpb.de/544052
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Aktuelle Veranstaltungshinweise

19.03.26 in Leipzig: 
bpb:salon: „Der Westbalkan. Im Wartezimmer der EU“, 20:30/Forum 
live, Zeitgeschichtliches Forum www.bpb.de/575408

20.03.26 in Leipzig: 
Live-Podcast „Aus Politik und Zeitgeschichte“: Pazifismus – Eine Hal-
tung für Friedenszeiten? 11:25, Forum Offene Gesellschaft (Halle 5, 
K500), Leipziger Buchmesse Veranstaltung Leipziger Buchmesse

20.03.26 in Leipzig: 
bpb:salon: „Muster der Propaganda. Filme des Nationalsozialismus“, 
19:00/Capa-Haus www.bpb.de/575282

20.03.26 in Bonn: 
bpb:salon: „Die Landshut 1977 – Linksterrorismus in der Bundesre-
publik“, 18:30/bpb-Medienzentrum; www.bpb.de/575277

21.03.26 in Leipzig: 
„Sechs Länder, mehr als zwei Jahrzehnte Hoffnung –  
Der Westbalkan im Wartezimmer der EU“, 10:30/Forum Offene  
Gesellschaft (Halle 5, K500) Veranstaltung Leipziger Buchmesse

26.03.26 in Bonn:  
bpb:salon: „Der Westbalkan.Im Wartezimmer der EU“,  
18:30/bpb-Medienzentrum;www.bpb.de/575847

Islamismus. Eine Einführung | 10898 | 5 €	  www.bpb.de/543905

Das Deutschland Archiv 2022/23. 
Das Lesebuch zur Zeitenwende | 10977 | 5 €	  www.bpb.de/546331

Der Krieg um die Ukraine und  
der Frieden in Europa  | 11024 | 5 €	  www.bpb.de/543797 

Der neue Mensch als Menschmaschine 
| 11094 | 7,50 €	  www.bpb.de/541468

9/11 Santiago – Flucht vor Pinochet.  
Kinder des chilenischen Exils in Deutschland 
| 11067 | 7,50 €	  www.bpb.de/539955

Aufgeheizt. Verschwörungserzählungen 
rund um die Klimakrise | 10901 | 5 €	  www.bpb.de/523968

Kommunalpolitik und Kommunalverwaltung.  
Eine praxisorientierte Einführung  | 10844 | 5 €	  www.bpb.de/539205

Politik in stürmischer Zeit. Deutschland 
in den 2020er Jahren | 11053 | 5 €	  www.bpb.de/ 523210

Syrische Staatsfolter vor Gericht  
Syrian State Torture on Trial | 10952 | 7,50 €	  www.bpb.de/520965

Medienvertrauen in Deutschland | 10951 | 5 €	  www.bpb.de/520602

Religionsverfassungsrecht revisited. | 10822 | 5 €	  www.bpb.de/519287

Schriftenreihe – Eigenpublikationen – Backlist

„Und wir werden in  
alle Winde verstreut“
Ausgrenzung und Ermordung  
der jüdischen Bevölkerung Kölns  
aus Perspektive der Betroffenen
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“ ¬ „Und wir werden in alle Winde verstreut“.
Ausgrenzung und Ermordung  
der jüdischen Bevölkerung Kölns aus  
Perspektive der Betroffenen 
Martin Rüther

Anders als in den meisten Untersuchungen über 
den Holocaust wird in diesem Zeitbild die Aus-
grenzung und Ermordung der jüdischen Bevöl-
kerung zwischen 1933 und 1945 aus deren 
eigener zeitgenössischer Sicht beschrieben.

Mit zusätzlichem Internetauftritt 
Jul 2024 | 3912 | 7.50 €
 www.bpb.de/550031

¬ �Shaping the Past 
Paul M. Farber, Patricia Eunji Kim (Eds./Hrsg.)

Die Konfrontation mit der gesellschaftlichen 
Rolle von Denkmälern spannt einen Bogen über 
erinnerungskulturelle Leerstellen, Ambivalenzen 
und die Frage, wessen Perspektiven dominieren. 
Anhand von transnationalen Debatten werden 
dabei Möglichkeiten eines kreativen und zivilge-
sellschaftlich orientierten Umgangs aufgezeigt.

Dreisprachig DE/EN/ES 
Jan 2024 | 3913 | 7,50 €
 www.bpb.de/544741

¬ �Pocket Polen 
Thomas Tenzler

Noch immer haben zwei von drei Deutschen keinen 
Schritt in ihr östliches Nachbarland getan.  
Warum dies ein Versäumnis ist, legt Thomas Tenzler 
prägnant und zugänglich dar. 

Apr 2024 | 2567 | 5 €
 www.bpb.de/547777

Zeitbilder (inkl. Backlist-Übersicht)

Die Zeitbilder stellen historische, gesellschaftliche und kulturelle Themen anschaulich und lebensnah dar. Sie machen neugierig auf das, was in Politik, Ge-
sellschaft, Wirtschaft und Kultur in Deutschland und der EU diskutiert und entschieden wird.
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Hitlerjunge Quex 
Triumph des Willens  
Der Herrscher  
Urlaub auf Ehrenwort

MUSTER 
DER

PROPAGANDA
Filme des Nationalsozialismus

Rainer Rother

Für die Nationalsozialisten stellte das neue Medium Tonfilm ein zentrales 
Propagandainstrument dar. Die Filmindustrie wurde nach der Macht­
übernahme rasch auf Linie gebracht, jüdische und politisch missliebige 
Künstler wurden entlassen und verfolgt. Die Produktion wurde vollständig 
in den Dienst des Regimes gestellt. Dabei bilden die ab 1933 entstandenen 
Filme keinen einheitlichen Bestand. Scheinbar unpolitische Unterhaltungs­
filme erfüllten ebenso eine ideologische Funktion wie Filme mit expliziter 
propagandistischer Aussage.

Rainer Rother analysiert vier beispielhafte Filme des Nationalsozialismus aus 
der Zeit vor Beginn des Zweiten Weltkrieges: Hitlerjunge Quex (1933), 
Triumph des Willens (1935), Der Herrscher (1937) und Urlaub auf Ehren­
wort (1938). Diese Filme zeigen, wie die NS­Propaganda Führerstaat und 
»Volksgemeinschaft« verherrlichte, Geschichte umdeutete und Feind bilder 
konstruierte. Der Autor erläutert den jeweiligen Entstehungskontext und 
analysiert die Botschaften sowie die erzählerischen und ästhetischen Strate­
gien der Filme. So legt er Mechanismen der Manipulation offen,  die nicht 
nur die vorgestellten Beispiele prägten, sondern die national sozialistische 
Propaganda insgesamt.

¬ Muster der Propaganda.  
Filme des Nationalsozialismus 
Rainer Rother 

In seinem neuen Buch analysiert Rainer Rother 
den Film als wirkungsvolles Medium ideologi-
scher  Manipulation. Anhand ausgewählter Filme 
der Jahre 1933 bis 1938, zeigt er, wie diese ge-
zielt zur Verherrlichung des Führerstaates, zur 
Konstruktion einer „Volksgemeinschaft“ und zur 
Umdeutung von Geschichte eingesetzt wurden.

Mrz 2026 | 3915 | 7,50 €
 www.bpb.de/575864 

Pocket

Die Länderporträts im Pocket-Format bieten einen Einstieg in Geschichte, Politik und Gesellschaft eines Landes – für jede Reisetasche geeignet.

Sozialbericht 2024 | 3914 | 5 €	  www.bpb.de/556056  

Empowerment | 3937 | 7,50 €	  www.bpb.de/512298

Deutschland in Daten | 3975 | 5 €	  www.bpb.de/515397 

100 Jahre Radio | 3906 | 7,50 €	  www.bpb.de/514354

Die deutsche Demokratie | 3909 | 5 €	  www.bpb.de/514401

Wir in der Wirtschaft | 3938 | 5 €	  www.bpb.de/509976

Dokumentarfilm in Deutschland | 3939 | 7,50 €	  www.bpb.de/345951

Terrorismus im 21. Jahrhundert | 3935 | 7,50 €	  www.bpb.de/344841

UNTIE TO TIE (DE/EN) | 3944 | 7,50 €	  www.bpb.de/340995

Protest | 3934 | 7,50 €	  www.bpb.de/342469

Vereint im Stolz | 3942 | 5 €	  www.bpb.de/339084

Über Mauern | 3940 | 7,50 €	  www.bpb.de/337872

Wahlen in Deutschland | 3941 | 3 €	  www.bpb.de/337002

Widerstand | 3943 | 5 €	  www.bpb.de/336384

Reihe Zeitbilder – Backlist

�Bestellnummern (z. B. 10410) sind jeweils kursiv gesetzt.

¬ �Nationalsozialismus. Aufstieg – Macht – 
Niedergang – Nachgeschichte 
Gerhard Paul / Michael Wildt

Gerhard Paul und Michael Wildt schildern den 
Nationalsozialismus als Gesellschafts- und 
Mediengeschichte. Deren Bild- und Tonwelten 
erschließen der reich bebilderte Band und  
eine innovative App.

Mit App für Smartphone oder Tablet 
Feb 2023 | 3910 | 7,50 €
 www.bpb.de/516106

Linksterrorismus  
in der  Bundesrepublik
Herausgegeben von Annette Vowinckel

 LANDSHUT   
   1977 
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Die Entführung der Lufthansa-Passagiermaschine Landshut 
im Herbst 1977 und die dramatische Befreiung der Geiseln 
wenige Tage später sind Schlüsselmomente in der 
Geschichte der Bundesrepublik. Ein palästinensisches 
Terrorkommando hatte das Flugzeug am 13. Oktober 1977 
kurz nach seinem Abflug von Palma de Mallorca gekapert. 
Statt nach Frankfurt am Main führten die Terroristen  
die Passagiere und die Besatzung auf eine Irrfahrt, die fünf 
Tage später in der somalischen Hauptstadt Mogadischu 
endete. Auf die Forderungen der Entführer, die unter an de-
rem inhaftierte Mitglieder der Roten Armee Fraktion (RAF) 
freipressen wollten, ging die Bundesregierung nicht ein. 
Stattdessen ent sandte sie ein Kommando der Spezialeinheit 
GSG 9, das die Geiseln aus der Gewalt der Entführer befreite.

Die Beiträge in diesem Band beleuchten die Ereignisse der 
Landshut-Entführung und des „Deutschen Herbstes“ aus 
vielen verschiedenen Perspektiven. Dabei zeichnen sie auch 
die Geschichte des Linksterrorismus in der Bundesrepublik 
nach und beschäftigen sich mit der Verortung der Entführung 
in der Erinnerungskultur. Auch einige ehemalige Geiseln 
schildern in Zeitzeugeninterviews ihre Sicht auf die Ereignisse 
von 1977.

¬ �Landshut 1977 
Linksterrorismus in der Bundesrepublik  
Annette Vowinckel 

Die Entführung und Befreiung der Lufthansa-
Maschine „Landshut“ markierten den Höhe-
punkt und das Ende des „Deutschen Herbsts“ 
1977. Das Buch greift neben der Einordnung 
der Flugzeugentführung in den Kontext des in-
ternationalen Linksterrorismus der 1970er-Jah-
re ein und greift verschiedene Formen des Erin-
nerns und kollektiven Gedächtnisses an die 
Ereignisse des Deutschen Herbsts auf.

Mrz 2026 | 3997 | 7,50 €
 www.bpb.de/575703

¬ �Pocket Frankreich 
Matthias Waechter

Was prägt Frankreich heute politisch, wirtschaftlich 
und kulturell? Matthias Waechter ordnet historisti-
sche und aktuelle Entwicklungen ein, erklärt das po-
litische System und beschreibt das kulturelle Selbst-
verständnis unseres Nachbarlandes. 

Mrz 2026 | 2568 | 5 €
 www.bpb.de/575704

¬ �Pocket Schweden 
Ralf Laumer

Von den Wikingern bis zum Wohlfahrtsstaat –  
Ralf Laumer zeigt fundiert und anschaulich auf, was 
das Königreich im Norden der Europäischen Union 
auszeichnet und wie Schweden zu dem Land wurde, 
das es heute ist. 

Apr 2023 | 2566 | 5 €
 www.bpb.de/519835

Migration ist der (nicht nur historische) Normalfall. 
Doch dies anzuerkennen, wurde in Deutschland 
über Jahrzehnte verweigert, wobei der Blick auf die 
tatsächlichen Lebensrealitäten konsequent ausge-
blendet wurde. Wie gestaltet sich Zuwanderung? 
Wer kommt woher? Und wie wurden und werden die 
Menschen willkommen geheißen?

Im Blick auf das Einwanderungsland Deutschland 
liegen die Antworten bisweilen auf der Hand. Insbe-
sondere weil Einwanderung oft als Problem diskutiert 
wird: Spracherwerb, kulturelle und religiöse Differen-
zen, Familienzugehörigkeiten, Kriminalität oder 
schlicht die Herkunft waren und sind bis heute The-
men, die die Gemüter regelmäßig erhitzen. Doch wie 
blicken jene Menschen auf das Thema Migration, die 
nach Deutschland einwanderten? Wie nehmen ihre 
Kinder und Kindes kinder die Debatten um Migration 
wahr? Wie empfinden sie die Ablehnung, die ihnen 
mitunter in Form von Rassismus und Gewalt entge-
genschlägt? Werden auch sie irgendwann einfach 
nur „Deutsche“ sein – ohne den sogenannten 
Migrationshintergrund?

Das Zeitbild „Einwanderungsdeutschland“ gibt keine 
einfachen Antworten. Texte, Porträts und Interviews 
sowie eine Vielzahl ausgewählter Fotografien ermög-
lichen ungewohnte Perspektiven, tragen zu aktuellen 
Kontroversen bei und machen jene Menschen sicht-
bar, über die in Deutschland häufig gesprochen wird – 
meist jedoch ohne mit ihnen zu sprechen.
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Einwanderungs-
deutschland

1945 bis 2023Lobna Jamal
Mirza Odabaşı

¬ �Einwanderungsdeutschland 
Lobna Jama l/ Mirza Odabaşı

Migration ist der (nicht nur historische) Normal-
fall. Doch dies anzuerkennen,wurde in Deutsch-
land über Jahrzehnte verweigert, wobei der 
Blick auf die tatsächlichen Lebensrealitäten 
konsequent ausgeblendet wurde.Wie gestaltet 
sich Zuwanderung? Wer kommt woher? 
 Und wie wurden und werden die Menschen 
willkommen geheißen?
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Wie sieht deine App für die Zukunft aus? 
Was soll sie können? Schneide die Teile 
aus und verbinde sie mit einer Muster-
klammer. Dreh am Rad und sammle 
Ideen!
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Alle Lösungen zu diesem 
Kalender findest du unter: 
www.HanisauLand.de/2026-16
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Helfen, lernen, spielen, 
lachen  – oder was 
denkst du? 

Sprechen, denken, 
bewegen, drücken, 
drehen, blinzeln – oder 
was denkst du?

Kinder, Jugendliche, 
Erwachsene, alle – 
oder was denkst du? 

Auf dem Sofa, draußen 
auf dem Spielplatz – 
oder was denkst du? 

2026

Infos, Comics und Rätsel rund um das Thema Medien

Mit Motiven der Kinder-Webseite www.HanisauLand.de

Jahreskalender

Jahreskalender

www.HanisauLand.de

TRANSJORDANIEN

PALÄSTINA

Jerusalem

Israel

Eroberungen Israels
im Sechstagekrieg

ISRAEL

Sinai-
Halbinsel

Golan-

höhen
SYRIE

N

JO
RD

AN
IEN

SA
UD

I-
AR

AB
IEN

ÄG
YP

TE
N

LIBA
NON

West-

jordan-

land

Gaz
ast

reif
en

ISRAEL

israelische Sperranlage
Muslimisches Viertel
Jüdisches Viertel
Armenisches Viertel
Christliches Viertel
Tempelberg / Haram al-Scharif

WESTJORDAN-LAND

Altstadt

ISRA
EL

PALÄ
STIN

ENSI
SCHE

 

GEBI
ETE

Gaz
ast

reif
en

Jerusalem

Golanhöhen
(von Israel 
annektiert)

West-
jordan-
land

JÜDISCHER 
STAAT

Jerusalem
INTER-

NATIONALE 
ZONE

ARABISCHER 
STAAT

ISRAEL

   
KÖ

NIG
 A

BD
UL

LA
H 

BIN
 AB

DUL
AZI

Z AL
 SAUD

PALÄSTINA

französische Herrschaft
französisches Einflussgebiet
britische Herrschaft
britisches Einflussgebiet
gemeinsame Verwaltung

Gaz
ast

reif
en

WEST-

JORDAN-

LAND

unter ägyptischer  
Kontrolle

JÜDISCHER 
STAAT

BRITISCHES 
MANDAT

Jerusalem

ARABISCHER 
STAAT

TE
ILU

NG
SP

LA
N

TE
ILU

NG
SP

LA
N

193
7

193
7

Der Judenstaat (1896)

In unseren Vaterlandern, in  
denen wir ja auch schon seit 
Jahrhunderten wohnen, werden 
wir als Fremdlinge ausgeschrien. 
(...) Palästina ist unsere unver-
gessliche historische Heimat.
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ISRAEL

 unter 
 jordanischer  
 Kontrolle

Jerusalem

 1882 

Moderne jüdische Einwanderung  
in die historische Region Palästina
1882 beginnt die moderne jüdische Einwanderung 
ins historische Palästina (1516–1917 Teil des Osma-
nisches Reichs), die bald auch von der Idee  
des  Zionismus getragen wird. Die erste Alija 
(1882–1903) von russischen und rumänischen 
Juden ist vor allem eine Reaktion auf antisemi ti-
sche Pogrome im Russischen Kaiserreich. Die 
Bezeichnung Alija (Hebräisch für „Aufstieg“) geht 
auf die im antiken Judentum verbreitete rituelle 
Pilgerreise nach  Jerusalem zurück, die mit 
einem Aufstieg zum dortigen Tempelberg verbun-
den war. 1903 führt das antisemitische Pogrom 
von Kischinjow im Russischen Kaiserreich zur 
zweiten Alija (1904–1914), weitere folgen. 

Bevölkerung im historischen  
Palästina (1882): 1 

Juden: 15.000 (3,2 %) 
Araber (Muslime und Christen): 453.000 (96,8 %)

Zionismus
Das Judentum ist historisch im in der Bibel  
erwähnten Land Israel verwurzelt. Nach der  
Zerstörung des zweiten jüdischen Tempels in 
Jerusa lem 70 n. Chr. und der anschließenden 
Vertreibung von Jüdinnen und Juden leben diese 
über die ganze Welt verstreut („Diaspora“). Nur 
eine kleine jüdische Gemeinde bleibt bestehen 
(„Alter Jischuv“). Die Sehnsucht einer Rückkehr 
nach  Jerusalem (in der Bibel: „Zion“) als  
religiösem Mittelpunkt des Judentums hält sich 
über die Jahrhunderte. Im Angesicht der globa-
len Verbreitung des Nationalismus im 19. Jahr-
hundert wird sie zur Grund lage einer politischen 
Programmatik, die der österreichisch-ungarische 
Journalist Theodor Herzl 1896 in seinem Buch 
„Der Judenstaat“ erstmalig ausformuliert. Dieser 
politische Zionismus versteht Jüdinnen und  
Juden nicht nur als Glaubensgemeinschaft,  
sondern als Nation. Nicht zuletzt in Reaktion  
auf antisemitische Verfolgung fordert der erste 
Zionis tenkongress in Basel 1897 daher die Schaf-
fung einer „Heimstätte in Palästina“, also eines 
jüdischen Staates auf dem dortigen Gebiet.

 1914 – 1918 

Widersprüchliche Versprechungen
Im Ersten Weltkrieg versuchen Großbritannien und Frank-
reich Teile des Osmanischen Reichs – das auf Seiten des 
Deutschen Reichs in den Krieg eingetreten ist – zu er-
obern. Im Gegenzug für eine arabische Beteiligung an 
einem Aufstand gegen das Osmanische Reich verspricht 
Großbritannien dem Scherifen von Mekka als wichtigem 
arabischen Führer die Unterstützung arabischer Unab-
hängigkeit in weiten Teilen des östlichen Mittelmeerrau-
mes und der arabischen Halbinsel. Die arabische Seite 
interpretiert dies als ein Versprechen auf staatliche Unab-
hängigkeit, während die britische Seite ihre Zugeständ-
nisse bewusst vage formuliert (Hussein-McMahon-Korre-
spondenz, 1915/16). Im Widerspruch dazu vereinbaren 
Großbritannien und Frankreich 1916 im Geheimen die 
Aufteilung des östlichen Mittelmeerraumes untereinander 
(Sykes-Picot-Abkommen). 1917 spricht sich die britische 
Regierung öffentlich für die Gründung einer „nationalen 
jüdischen Heimstätte“ in Palästina aus, ohne dass auch 
der arabischen Bevölkerung eine solche Zusicherung 
gemacht wird (Balfour-Erklärung).

 Juli 1922 

Britisches Mandat für Palästina
Im Ersten Weltkrieg unterliegt das Osmanische 
Reich und zerfällt bis 1922 vollständig. Der Völker-
bund überträgt Großbritannien die Verantwortung 
für das Mandatsgebiet Palästina.

  1933 – 1945 

Nationalsozialismus 
und Holocaust
In Deutschland übernehmen 
die Nationalsozialisten die Macht. 
Ihr Hass auf Jüdinnen und Juden steigert sich von der an-
fänglichen Ausgrenzung jüdischen Lebens hin zu Deportatio-
nen und Massenmord. Im Zuge der fünften Alija zwischen 
1932 und 1939 nimmt die jüdische Auswanderung aus Europa 
deutlich zu, der Anteil der jüdischen Bevölkerung in Palästina 
steigt von 18 auf 30 Prozent. Auf der Konferenz von Évian im 
Juli 1938 weigern sich nahezu alle Teilnehmerstaaten, 
mehr jüdische Flüchtlinge aufzunehmen, 1939 
begrenzt die  britische Mandatsmacht 
die jüdische Zuwanderung nach Palästina 
drastisch. Dem durch das NS-Regime 
nach industriellen Maßstäben durchge-
führten Völkermord fallen zwischen 
1942 und 1945 schätzungsweise sechs 
Millionen Jüdinnen und Juden zum 
Opfer, viele davon in Konzentrations- 
(KZ) und Vernichtungslagern wie dem KZ Auschwitz.  
Man spricht auch von Holocaust oder Shoah (Hebräisch für 
„Katastrophe“). Viele Überlebende setzen ihre Hoffnungen 
nach dem Kriegsende 1945 in  
die Errichtung eines jüdischen 
Staates. Bis zur israelischen 
Staatsgründung 1948 gelingt 
trotz britischer Zurückwei-
sungen (wie 1947 beim 
Flüchtlingsschiff Exodus)  
70.000–80.000 Juden 
die Einwanderung 
nach Palästina.

  1936 – 1939 

Arabischer Aufstand
Tausende Angehörige der arabischen Bevölkerung im Mandatsgebiet Palästina 
lehnen sich ab 1936 gewaltsam gegen die  britische Mandatsmacht auf.  
Es kommt auch zu Angriffen auf die jüdische Bevölkerung, da der politische 

 Zionismus als Bedrohung für den  arabischen Nationalismus und die  
palästinensische Nationalbewegung  
gesehen wird. Die Briten schlagen den 
Aufstand durch den Einsatz von rund 
25.000 Soldaten gewaltsam nieder.

 29. November 1947 

UN-Teilungsplan
In Resolution 181 fordert die Vollversammlung  
der Vereinten Nationen (UN) die Beendigung des 

 britischen Mandats für Palästina und die 
Schaffung eines arabischen und eines jüdischen 
Staates mit Jerusalem als „Corpus separatum“ 
(Stadt mit besonderem rechtlichen und politischen 
Status) unter internationaler Verwaltung. Der Plan 
sieht 56 Prozent des Gebiets für den jüdischen 
und 43 Prozent für den arabischen Staat vor,  
wobei ein Großteil des jüdischen Staates Wüsten-
land ausmacht (Negev), welches nur mit großem 
Aufwand besiedelt werden kann. Die arabischen 
UN-Mitglieder stimmen gegen den Plan, die paläs-
tinensische Bevölkerung wird nicht befragt. Infolge 
der Abstimmung über den Teilungsplan nehmen 
bestehende gewaltsame Auseinandersetzungen 
zwischen jüdischer und arabischer Seite so zu, 
dass es zu einem Bürgerkrieg kommt.

  9. April 1948 

Massaker von Deir Jassin
Während des Bürgerkriegs verüben jüdische 
Milizen ein Massaker an arabischen Bewohnern 
des Dorfs Deir Jassin, nordwestlich von Jerusa-
lem. Dabei sterben mindestens 107 Menschen. 
Als Vergeltung greifen vier Tage später arabische 
Kämpfer einen Krankentransport in Jerusalem 
an und töten 78 Jüdinnen und Juden und einen 
britischen Soldaten.

 11. Dezember 1948 

Rückkehrrecht und Flüchtlingshilfswerk
Resolution 194 der UN-Vollversammlung etabliert das Recht auf 
Rückkehr und Entschädigung für palästinensische Flüchtlinge 
und deren Nachkommen. Zur Versorgung der Flüchtlinge richten 
die UN das Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 
(UNRWA) ein, das im Jahr 2024 für rund 6 Millionen Anspruchs-
berechtigte zuständig war. Infolge des  Terrorangriffs der 
Hamas vom 7. Oktober 2023 erhebt die israelische Regierung 
den Vorwurf, dass UNRWA-Mitarbeiter an dem Angriff beteiligt 
waren, allerdings ohne hierfür Belege zu liefern. Eine interne  
Untersuchung kann für neun Beschäftigte eine Beteiligung an  
den Angriffen nicht ausschließen, diese werden entlassen.  
Ende 2024 verbietet das israelische Parlament (Knesset) UNRWA 
die Arbeit in Israel und gefährdet damit die Arbeit des Hilfswerks 
grundsätzlich.

  Februar – Juli 1949 

Waffenstillstandsabkommen 
und Grüne Linie
Der  erste arabisch-israelische 
Krieg endet 1949 mit mehreren  
Waffenstillstandsabkommen zwischen 
Israel einerseits und Ägypten, Jordani-
en, Libanon und Syrien andererseits. 
Die Waffenstillstandslinie – auch Grüne 
Linie genannt – bildet einen zentralen 
Bezugspunkt für einen möglichen 
Grenzverlauf in Friedensverhandlungen. 
Ein palästinensischer Staat entsteht 
nicht, das Westjordanland wird von 
Jordanien annektiert, der Gazastreifen 
kommt unter ägyptische Verwaltung.

  Oktober – Dezember 1956 

Suezkrise vs.  
Trilaterale Aggression
Im Juli 1956 verstaatlicht der ägypti-
sche Präsident Gamal Abdel Nasser 
die mehrheitlich von Großbritannien 
und Frankreich kontrollierte Suez- 
kanal-Gesellschaft, um Ägypten dem 
Einfluss der beiden Staaten zu entzie-
hen. Nachdem internationale Ver-
handlungen über die Nutzungsrechte 
am Suezkanal keine Ergebnisse brin-
gen, greifen Frankreich, Großbritanni-
en und Israel gemeinsam Ägypten an, 
müssen sich aber auf Druck der USA 
und der Sowjetunion zurückziehen. 
Die US-Regierung will so verhindern, 
dass sich in Reaktion auf den Angriff 
weitere arabische Staaten der Sowjet-
union zuwenden.

  Oktober 1959 

Fatah
In Kuwait gründen Exil-Palästinenser, darunter Jassir Arafat, die 
Bewegung zur nationalen Befreiung Palästinas (Fatah, Arabisch 
für „Öffnung, Sieg, Eroberung“). Zunächst verfolgt diese das 
Ziel der vollständigen militärischen „Befreiung Palästinas“ und 
damit ein hergehend die Vernichtung Israels, auch durch Terror-
anschläge. Unter der Führung Jassir Arafats erfolgt ab den 
1970er Jahren ein schrittweiser Wandel hin zu 
Diplomatie und zur Unterstützung einer 

 Zweistaatenregelung.

  Juni 1964 

Palästinensische Befreiungs-
organisation (PLO)
Unter Führung der Arabischen Liga erfolgt die Grün-
dung der Palästinensischen Befreiungsorganisation PLO 

(Englisch: Palestine Liberation Organization). 
Nach der ägyptischen Niederlage im 

 Sechstagekrieg entwickelt sich die 
PLO zunehmend zum eigenständigen  
Akteur. Ab 1969 ist die   Fatah die 
dominante Gruppierung innerhalb 
der PLO und Jassir Arafat bis zu 

seinem Tod 2004 ihr Vorsitzender.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  
palästinensischen Gebieten (1967): 1

Jüdische Israelis: 2,38 Mio. (63,8 %) 
Palästinenser und arabische Israelis: 1,35 Mio. (36,2 %)

  1967 

Israelische Siedlerbewegung
Der israelische  Siedlungs bau beginnt im Oktober 
1967 nach dem Sieg im  Sechstagekrieg und hält 
bis heute an. Allein zwischen 1993 und 2000 verdop-
pelt sich die Zahl der Siedler/-innen im Westjordanland 
von 100.000 auf knapp 200.000. Heute leben dort 
und in Ost-Jerusalem über 737.000 Israelis in völker-
rechtswidrigen Siedlungen (Stand: Ende 2024). Teile 
der Siedlerbevölkerung leben dort aufgrund der durch 
die israelische Regierung geschaffenen wirtschaft-
lichen Anreize, die Lebenshaltungs kosten sind durch 
staatliche Subventionen deutlich geringer. Demge-
genüber sehen nationalreligiöse Siedler/-innen in der 

Kontrolle über das Westjordanland (in ihrer Lesart:  
Judäa und Samaria) eine religiöse Pflicht. Vor allem 
seit 2021 kommt es zu einem deutlichen Anstieg  
gewalttätiger Übergriffe von Siedler/-innen auf die 
palästinensische Bevölkerung. Obwohl der Anteil  
der Siedler/-innen nur zehn Prozent der jüdischen 
Bevölkerung Israels ausmacht, sind insbesondere  
die national religiösen unter ihnen politisch sehr ein-
flussreich. Ab 2022 sind sie Teil der  rechtsreligiö-
sen Netanjahu-Regierung, darunter der wegen der 
Unterstützung einer Terrororganisation vorbestrafte 
Minister für nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir.

  6. – 26. Oktober 1973 

Jom-Kippur-Krieg bzw.  
Oktober- oder Ramadan-Krieg 
Ein Überraschungsangriff arabischer Staaten 
unter der Führung von Ägypten und Syrien am 
höchsten jüdischen Feiertag Jom Kippur bringt 
Israel zeitweise an den Rand einer Niederlage. 
Das ägyptische Motiv für den Krieg besteht vor 
allem darin, Israel zu Verhandlungen über die 
Rückgabe des seit 1967 besetzten Sinai zu 
zwingen. In Reaktion auf den Krieg verabschie-
det der UN-Sicherheitsrat Resolution 338 und 
fordert darin ein Ende der Kampfhandlungen, 
die Umsetzung von Resolution 242 und eine 
internationale Friedensvermittlung.

 Oktober 1974 

Anerkennung der PLO 
durch die Vereinten 
Nationen
Die UN-Vollversammlung und 
die Arabische Liga erkennen 
die  PLO als rechtmäßige 
Vertretung des palästinensi-
schen Volkes an. Im November 
1974 hält Arafat eine historische 
Rede vor der UN-Vollversamm-
lung, in der er die prinzipielle 
Verhandlungsbereitschaft der 
PLO signalisiert. 

  1975 – 1990 

Libanesischer Bürgerkrieg
Spannungen zwischen den unterschied-
lichen christlichen und muslimischen 
Bevölkerungsgruppen im Libanon  
ent laden sich gewaltsam. Die  PLO 
be teiligt sich am Bürgerkrieg, Syrien 
und Israel greifen wiederholt militärisch 
ein. Das Abkommen von Taif beendet 
nach 15 Jahren den Bürgerkrieg.

 1977 

Likud
Nachdem die in Israel regierende Arbeits-
partei für Fehleinschätzungen im  Jom-
Kippur-Krieg verantwortlich gemacht 
wird, kommt 1977 erstmals die rechts-
konser va tive Likud-Partei an die Macht.  
Sie treibt den israelischen  Siedlungsbau 
massiv voran und betrachtet die besetzten 
palästinensischen Gebiete als Bestandteil 
des historischen Eretz Israel (Hebräisch für 
„Land Israel“). Führende Vertreter der Partei 
befürworten eine Annexion des Westjor dan-
landes, also eine erzwungene Eingliede-
rung in das israelische Staatsgebiet.

 März 1979 

Camp-David-Abkommen: Friedensvertrag 
zwischen Israel und Ägypten
Nach einer historischen Rede des ägyptischen Staats-
präsidenten Anwar al-Sadat im November 1977 vor dem 
israelischen Parlament (Knesset) in Jerusalem kommt es 
1979 durch Vermittlung der USA nach Verhandlungen in 
Camp David (Maryland, USA) zum israelisch-ägyptischen 
Friedensvertrag. Beide Staaten beenden den seit 1948 
andauernden Kriegszustand, Israel räumt den seit 1967 
besetzten Sinai und die dort errichteten Siedlungen.  
Die Arabische Liga schließt Ägypten in Reaktion auf den 
Friedensschluss für zehn Jahre aus.

  30. Juli 1980 

Jerusalem-Gesetz
Mit dem Jerusalem-Gesetz formalisiert Israel die 
1967 erfolgte Annexion Ost-Jerusalems. Der 
UN-Sicherheitsrat erklärt die Annexion in Resolu-
tion 478 für völkerrechtswidrig und fordert daher 
alle Staaten auf, ihre diplomatischen Vertretungen 
aus  Jerusalem abzuziehen.

Jerusalem und seine heiligen Stätten
Jerusalem ist Juden, Christen und Muslimen glei-
chermaßen heilig, der Status der Stadt ist im Nah-
ostkonflikt besonders umstritten. Jüdinnen und 
Juden beten vor der als Klagemauer bekannten 
Westmauer des zweiten jüdischen Tempels, die an 
den Tempelberg angrenzt. Für Musliminnen und 
Muslime befinden sich auf dem Haram al-Scharif 
(Arabisch für „edles Heiligtum“) genannten heiligen 
Plateau mit dem Felsendom und der Al-Aksa-Mo-
schee die nach Mekka und Medina bedeutendsten 
Stätten des Islam. Hinzu kommen für das Christen-
tum wichtige heilige Stätten bzw. Orte vor allem  
in der Altstadt und auf dem Ölberg. Infolge des  

 ersten arabisch-israelischen Krieges kont-
rolliert Jordanien Ost-Jerusalem und damit auch 
die heiligen Stätten. Zwischen 1949 und 1967 

haben Jüdinnen und Juden 
keinen Zugang zur  

Klagemauer.  

Im  Sechstagekrieg erobert Israel Ost-Jerusa-
lem. Aus israelischer Sicht ist Jerusalem damit 
wiedervereinigt und die Klagemauer erstmals seit 
fast 2000 Jahren wieder unter jüdischer Kontrolle. 
Der Zugang zum heiligen Plateau ist seit der israe-
lischen Besetzung Ost-Jerusalems 1967 durch  
ein informell anerkanntes Arrangement geregelt.  
Demzufolge kontrolliert Israel den Zugang, der 
grundsätzlich allen offen steht. Allerdings dürfen 
nur Musliminnen und Muslime dort beten. Natio-
nalreligiöse jüdische Siedler/-innen ver schaffen 
sich immer wieder Zugang zum Plateau, um  
dort zu beten, obwohl das jüdische Oberrabbinat 
und führende Rabbiner in Israel den Besuch für  
Jüdinnen und Juden ablehnen. Musliminnen und 
Muslime sehen dadurch ihren Anspruch auf die 
heiligen Stätten in Gefahr, weshalb es wiederholt 
zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kommt. 

 8. Dezember 1987 –  

13. September 1993 

Erste Intifada
 Besatzung und Siedlungsbau 

haben seit 1967 zu erheblichen Span-
nungen zwischen Israel und der palästi-
nensischen Bevölkerung geführt. Diese 
entladen sich ab Dezember 1987 in der 
Ersten Intifada (Arabisch für „Abschüt-
teln, Volkserhebung“), einem gewaltsa-
men Aufstand, der sich vorrangig gegen 
die israelische Besatzungsmacht richtet. 
Dabei kommen 179 Israelis und 1.162 
Palästinenser/-innen zu Tode. Hamas

Unmittelbar nach Aus-
bruch der  Ersten Intifada 
gründet sich die Hamas (Arabisch 
für „Die islamische Widerstandsbewe-
gung“), eine militante Abspaltung der palästi-
nensischen Muslimbruderschaft. Als islamisti-
sche nationalistische Bewegung verfolgt sie das 
Ziel, durch bewaffneten Kampf die „Befreiung 
ganz Palästinas“ und die Zerstörung Israels  
als jüdischem Staat zu erreichen und einen 
islamischen Staat zu errichten. Sie lehnt den  

 Oslo-Friedensprozess ab und sabotiert 
durch Terroranschläge den Friedensprozess  
der 1990er Jahre. 2006 gewinnt die Hamas die 
palästinensischen Parlamentswahlen, 2007 
übernimmt sie durch einen Putsch die Macht im 
Gazastreifen. Sie ist hauptverantwortlich für den 

 Terrorangriff vom 7. Oktober 2023 auf Israel. 
Die EU, die USA und viele weitere Staaten  
stufen die Hamas als Terrororganisation ein.

 15. November 1988 

Palästinensische Unabhängigkeits erklärung
Die  PLO reagiert auf die  Erste Intifada mit der Palästinen-
sischen Unabhängigkeitserklärung, in der ein palästinensischer Staat 
auf Grundlage der  Grünen Linie proklamiert wird. Dies kommt  
de facto einer Anerkennung Israels gleich. Zudem lehnt die PLO  
Gewalt künftig ab und macht so den Weg für Verhandlungen frei.  
Die palästinensische Flagge ist wie bei vielen anderen arabischen 
Staaten in den Farben Schwarz, Weiß, Grün und Rot gehalten. Bis 
heute haben 157 aller 193 UN-Mitgliedsstaaten Palästina anerkannt, 
Deutschland und die USA zählen nicht dazu.

 30. Oktober – 1.  November 1991  

Nahost-Friedenskonferenz  
in Madrid
Die USA initiieren eine Friedenskonferenz, 
an der erstmals sowohl Israel als auch 
Jordanien, Syrien und der Libanon teilneh-
men. Palästinensische Vertreter sind als 
Teil der jordanischen Delegation dabei. 

Zweistaatenregelung
Die Idee, den israelisch-palästinensi-
schen Konflikt durch die Schaffung  
zweier unabhängiger Staaten zu regeln, 
formuliert 1937 erstmals die von der 
britischen Mandatsverwaltung einge-
setzte Peel-Kommission (  britischer 
Teilungsplan). Mit dem  UN-Tei-
lungsplan von 1947 schlägt auch die 
UN-Vollversammlung eine solche Rege-
lung vor. Verhandlungen zwischen Israel 
und der  PLO  im Zuge des  Oslo-
Friedensprozesses geben Hoffnung 
auf die Realisierung einer Zweistaaten-
regelung. In den 2000er Jahren schei-
tern mehrere Vorstöße in diese Richtung, 
darunter die Versuche von US- Präsi dent 
Clinton (  Camp David II, 2000), der 
Arabischen Liga (2002) und des Nahost-
quartetts (2003). 2002 spricht sich der 
UN-Sicherheitsrat erstmals ausdrücklich 
für eine Zweistaatenregelung aus. Infolge 
der  Konferenz von Annapolis 2007 
kommt es zu den bisher letzten weit-
reichenden direkten Verhandlungen,  
bei denen auch über die  Endstatus-
fragen verhandelt wird. Viele Beobach-
ter halten die Zweistaatenregelung heute 
für kaum mehr umsetzbar. Dennoch  
hält zum Beispiel die Europäische Union 
an dieser Idee fest. Alternativen wie  
ein binationaler Staat, in dem die jüdi-
sche und die palästinensische Bevölke-
rung die gleichen Rechte hätten oder 
eine Konföderation, bei der Israel und  
Palästina als unabhängige Staaten einen 
Zusammenschluss eingehen, werden 
bisher vor allem von Teilen der israeli-
schen und palästinensischen Zivilgesell-
schaft diskutiert.

 1994 – heute 

Anschläge gegen  
die Zivilbevölkerung
Auf beiden Seiten des Konflikts versuchen die Gegner des Friedensprozesses, 
Annäherungen zwischen Israel und der  PLO durch Terroranschläge zu sabo-
tieren. Im Februar 1994 tötet der jüdische Extremist Baruch Goldstein in der 
Patriarchenhöhle/Ibrahimi-Moschee in Hebron 29 betende Palästinenser. Im 
April 1994 verübt die  Hamas ein Selbstmordattentat an einer Busstation in 
Hadera. Während der  Zweiten Intifada eskaliert die Gewalt weiter. Im Juni 
2001 tötet ein Selbstmordattentäter der Hamas in der Diskothek Dolphinarium  
in Tel Aviv 21 Israelis, im März 2002 tötet ein Hamas-Attentäter während des 
Pessach-Fests in einem Hotel in Netanja 30 Israelis, darunter viele Überlebende 
des  Holocaust. Ab Beginn der 2010er Jahre kommt es im Westjordanland 
vermehrt zu Gewaltakten militanter  israelischer Siedler gegen die palästi-
nensische Bevölkerung. Im Februar 2023 stürmen hunderte Siedler durch den 
Ort Huwara, setzen Gebäude und Autos in Flammen und verletzen 100 Paläs ti-
nenser/-innen, ein Palästinenser wird dabei getötet. Nach dem  Terrorangriff 
der Hamas vom 7. Oktober 2023 nimmt die Siedlergewalt deutlich zu.

 26. Oktober 1994 

Friedensvertrag zwischen  
Israel und Jordanien
Israels Premierminister Jitzchak Rabin und der 
jordanische König Hussein unterzeichnen den 
israelisch-jordanischen Friedensvertrag. Nach 
dem Frieden mit Ägypten von 1979 ist dies erst 
der zweite Friedensschluss zwischen Israel und 
einem seiner arabischen Nachbarstaaten.

 1996 

Wahlen in den besetzten  
palästinensischen Gebieten
Erstmals finden in den besetzten palästi-
nensischen Gebieten Parlaments- und 
Präsidentschaftswahlen statt. Jassir 
Arafat wird zum PA-Präsidenten gewählt, 
die  Fatah erringt die Mehrheit bei  
den Wahlen zum Palästinensischen 
Legislativrat.

 2002 – 2003 

Friedensinitiativen
In Reaktion auf die Gewalteskalation der  

  Zweiten Intifada schlägt die Arabische 
Liga unter der Führung des saudischen  
Königs Abdullah bin Abdulaziz Al Saud im 
März 2002 die Arabische Friedensinitiative 
vor, womit Israel normalisierte Beziehungen 
mit allen arabischen Staaten in Aussicht ge-
stellt werden. Im Gegenzug soll Israel einer 

 Zweistaatenregelung auf Grundlage der 
 Grünen Linie zustimmen, also der vor 

dem  Sechstagekrieg 1967 gültigen Gren-
zen. Im November 2002 präsentiert das aus 
Europäischer Union, Vereinten Nationen, den 
USA und Russland bestehende Nahostquar-
tett die „Roadmap for Peace“, einen Stufen-
plan mit dem Ziel einer Zweistaatenregelung. 
Im Oktober 2003 stellt die Genfer Initiative – 
gegründet durch hochrangige ehemalige 
palästinensische und israelische Politiker –  
einen detaillierten Entwurf für eine Friedens-
regelung vor, der sich auch auf die Roadmap 
und die Arabische Friedensinitiative beruft.

 Juni 2002 

Sperranlagen
In Reaktion auf die  Anschläge gegen  
die Zivilbevölkerung während der  

 Zweiten Intifada beschließt die israeli-
sche Regierung den Bau von Sperranlagen 
im Westjordanland, um die israelische von 
der palästinensischen Bevölkerung abzu-
trennen. Zahlreiche Checkpoints des israe-
lischen Militärs schränken die Bewegungs-
freiheit der palästinensischen Bevölkerung 
ein. Aufgrund der Abweichung von der 

  Grünen Linie erklärt der Internatio nale 
Gerichtshof die Sperranlagen 2004 für  
völkerrechtswidrig.

 11. November 2004 

Tod Jassir Arafats
Nach dem Tod Jassir Arafats 
wird Mahmud Abbas im  
Januar 2005 zu dessen  
Nachfolger als Präsident der 
Palästinen sischen Autonomie-
behörde,  Fatah- und 

 PLO-Vorsitzendem gewählt.

 August 2005 

Gaza-Abkopplungsplan
Die US-Regierung unter Führung von George 
W. Bush macht Druck auf Israel, im Friedens-
prozess Zugeständnisse zu machen. Der  
israelische Premierminister Ariel Scharon 
setzt daraufhin die Räumung von Siedlungen 
und Militärbasen im Gazastreifen und vier 
isolierten Siedlungen im Westjordanland 
durch. Die Räumung geht mit erheblichen 
innenpolitischen Protesten einher und wird 
nicht mit der PA koordiniert. Die  Hamas 
kann sie daher als Erfolg ihres bewaffneten 
„Widerstands“ reklamieren.

 Januar 2006 

Hamas-Wahlsieg 
Die  Hamas gewinnt überraschend 
die zweiten palästinensischen Parla-
mentswahlen. Eine aus Experten 
bestehende Regierung wird durch die 

 Fatah sabotiert und durch die EU 
und die USA international isoliert.

 Juli/August 2006 

Zweiter Libanon-Krieg
Israel reagiert auf die Entführung zweier israe-
lischer Soldaten durch die Hisbollah mit einer 
Militärintervention im Libanon. Israel führt 
umfassende Luftangriffe durch und mar-
schiert mit Bodentruppen ein. Die Hisbollah 
feuert Raketen auf Israel. Der Krieg  
endet durch Vermittlung der UN mit  
der Sicherheitsratsresolution 1701.

 Juni 2007 

Machtübernahme im  
Gazastreifen durch die Hamas
Nach bürgerkriegsähnlichen Auseinander-
setzungen zwischen  Fatah und  

 Hamas übernimmt letztere gewaltsam 
die Macht im Gazastreifen. Israel verhängt 
daraufhin eine Blockade über den  
Gaza streifen. Aufgrund der  
fortdauernden israelischen 
Kontrolle gilt der Gaza-
streifen völkerrechtlich 
weiterhin als besetzt.

 27. November 2007 

Konferenz von Annapolis
Unter Vermittlung von US-Präsident George 
W. Bush kommt es in Annapolis (USA) zur 
Wiederaufnahme von direkten Friedensver-
handlungen zwischen Israels Premierminister 
Ehud Olmert und dem  PLO-Vorsitzenden 
Mahmud Abbas. Die Verhandlungen enden 
vorerst ohne Ergebnis. 

Deutsch-israelische Beziehungen
Im Luxemburger Abkommen von 1952 verpflichtet sich 
die Bundesrepublik Deutschland als Symbol der Wie-
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts zur 
Zahlung von Entschädigungen an Israel und die Jewish 
Claims Conference (ein Zusammenschluss jüdischer 
Organisationen, die Überlebende des  Holocaust 
vertreten) in Höhe von insgesamt 3,5 Milliarden D-Mark. 
Danach erfolgt zunächst eine geheime Rüstungs-
kooperation, bevor beide Länder 1965 auch offiziell 
diplomatische Beziehungen auf nehmen, die in den 
folgenden Jahren kontinuierlich vertieft werden. Ab 
Mitte der 1990er Jahre leistet Deutschland durch die 
Lieferung von nuklear bestückbaren U-Booten einen 
wichtigen Beitrag zu Israels atomarer Abschreckung. 
Zudem sieht die Bundesregierung im Bemühen um 
eine Friedensregelung zwischen Israel und seinen 
arabischen Nachbarn einen Beitrag zu Israels Sicher-
heit. Diese erklärt Bundeskanzlerin Merkel im März 
2008 in einer Rede vor der Knesset zur „deutschen 
Staats räson“, ohne allerdings näher zu erläutern, was 
dies konkret bedeuten soll. 

 September 2011 

Palästina bei den Vereinten Nationen
Ein palästinensischer Antrag auf UN-Vollmitglied-
schaft scheitert. 2012 stimmt die Vollversammlung am 
UN-Hauptsitz in New York für die Aufnahme Palästi-
nas als non-member observer state: Palästina wird 
von der Vollversammlung als Staat anerkannt, ist aber 
kein UN-Mitglied. In der Folge tritt Palästina dem In-
ternationalen Strafgerichtshof und weiteren internatio-
nalen Organisationen und Konventionen bei.

 Dezember 2016 

Resolution 2334 zum Siedlungsbau
Resolution 2334 des UN-Sicherheitsrats verurteilt 
den israelischen  Siedlungsbau in den besetzten 
palästinensischen Gebieten als erhebliche Verlet-
zung des Völkerrechts. Es ist die erste Resolution 
zum Siedlungsbau seit 1980, die nicht an einem 
Veto der USA scheitert.

 19. Juli 2018 

Israelisches Nationalstaats gesetz
Das israelische Parlament verabschiedet  
das Nationalstaatsgesetz, das den jüdischen  
Charakter des israelischen Staates festschreibt 
und Hebräisch zur einzigen Nationalsprache 
erklärt, wodurch Arabisch degradiert wird. 
Damit sehen Kritiker/-innen die demokratisch 
verbürgten gleichen Rechte aller in Gefahr, also 
auch von Nichtjuden in Israel.

 September 2020 

Abraham Accords
Unter Vermittlung der US-Regierung normalisieren Israel  
einerseits und die Vereinigten Arabischen Emirate, Bahrain, 
Marokko und der Sudan andererseits ihre diplomatischen  
Beziehungen. Nachdem Israel in der Region über Jahrzehnte 
isoliert war – abgesehen von den Friedensabkommen mit 
Ägypten 1979  (  Camp-David-Abkommen) und Jordanien 
1994 – sind die Abraham Accords ein historischer Durch-
bruch. Eine Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel 
und Saudi-Arabien steht weiterhin aus, insbesondere weil  
die saudi sche Führung diese von einer Perspektive für einen 
palästinensischen Staat abhängig macht.

Innerpalästinensische Spaltung und  
Bemühungen um Aussöhnung
Nach der Spaltung von 2007 gibt es wiederholt 
international vermittelte Aussöhnungsbemühungen 
zwischen  Fatah und  Hamas. 2017 unter-
zeichnen beide ein Abkommen, das die Übergabe 
der zivilen Kontrolle des Gazastreifens an die Pa-
lästinensische Autonomiebehörde vorsieht. Es wird 
allerdings nicht umgesetzt. 2020 einigen sich Ha-
mas und Fatah auf ein Abkommen, das auch die 
Abhaltung von Parlaments- und Präsidentschafts-
wahlen im Folgejahr vorsieht. Das Abkommen 
scheitert, nachdem Präsident Abbas die Wahlen 
im April 2021 kurzfristig absagt. 2022 vermittelt 
Algerien ein weiteres Abkommen, das genauso 
wenig umgesetzt wird wie ein von China im Juli 
2024 vermitteltes Aussöhnungsabkommen.

 Dezember 2022 

Rechtsreligiöse Netanjahu-Regierung
Nachdem eine Regierung unter der Führung von Naftali Bennett 
und Jair Lapid nach nur eineinhalb Jahren im Amt scheitert, 
wird Benjamin Netanjahu mit einer rechts- religiösen Koalition 
erneut Regierungschef. Mit insgesamt mehr als 23 Amtsjahren 
(Stand: 2025) ist er der am längsten amtierende israelische 
Ministerpräsident. Erste Leitlinie des Regierungsprogramms  
ist ein „exklusives und unver äußerliches Recht des jüdischen 
Volkes auf das ganze Land“. Die Rückkehr ins Amt gelingt  
Netanjahu nur mit dem politischen Tabubruch, extrem rechts-
gerichtete Parteien wie die Vetreter der  israelischen Sied-
lerbewegung an der Regierung zu beteiligen.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  
palästinensischen Gebieten (2022): 1

Jüdische Israelis: 7,10 Mio. (48,1 %) 
Palästinenser und arabische Israelis: 7,14 Mio. (48,4 %)

 2023 

Massenproteste
Von Januar bis Oktober protestieren in ganz Israel 
Hunderttausende Menschen gegen den von  
der  Netanjahu-Regierung geplanten Justiz-
umbau. Dieser käme de facto der Abschaffung 
der Gewaltenteilung gleich. Ab 2024 kommt es  
in Israel vor dem Hintergrund des  Gazakriegs 
erneut zu großen Protesten, bei denen die  
Frei lassung der Geiseln („Bring Them Home“)  
und ein Ende des Krieges gefordert werden.

 7. Oktober 2023 

Terrorangriff der Hamas
Die  Hamas und andere militante Gruppierungen 
durchbrechen den Grenzzaun des Gazastreifens, 
greifen Israel mit Raketen an, ermorden auf brutale 
Art und Weise etwa 1.200 Menschen und ver-
schleppen rund 250 Geiseln in den Gazastreifen.

 7. Oktober 2023  
Gazakrieg
In Reaktion auf den  Terrorangriff erklärt Israel der  

 Hamas den Krieg und greift militärisch im Gaza streifen 
an, zunächst mit Luftangriffen und Artilleriebeschuss, kurz 
darauf auch mit einer umfassenden Bodenoffensive. Anfang 
Oktober 2025 ist die Hamas zwar deut lich geschwächt, aber  
nicht zerstört. Mindestens 66.000 Menschen sind bis dahin 
durch den Krieg ums Leben gekommen, über 167.000 sind 
verletzt. Von den 2,2 Mio. Bewohnern des Gazastreifens sind  
1,9 Mio. auf der Flucht. Die humanitäre Situation ist katas-
trophal. Die UN sowie internationale wie israelische Men-
schenrechtsorganisationen werfen Israel Kriegsver brechen 
und teils Völkermord (Genozid) vor, hierzu ist eine Klage vor 
dem Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag anhängig.

 November 2023 

Erster Geiseldeal
Katar, Ägypten und die USA 
vermitteln erstmalig eine  
Feuerpause, den Zugang für 
humanitäre Hilfe und einen 
Austausch von israelischen 
Geiseln und palästinensischen 
Häftlingen (50 zu 150).

 19. Juli 2024 

Gutachten des  
Internatio nalen Gerichtshofs
Der Internationale Gerichtshof erklärt 
die israelische  Besatzung der paläs-
tinensischen Gebiete für illegal.

 16. Januar  – 18. März 2025 

Waffenruhe und erneuter  
Geiseldeal
Israel und die  Hamas einigen sich unter 
Vermittlung der USA, Katars und Ägyptens 
auf ein Abkommen, das eine Waffenruhe 
im Gazastreifen vorsieht. Dieses sieht die 
Freilassung von in den Gazastreifen ver-
schleppten israelischen Geiseln und von in 
israelischer Haft befindlichen palästinensi-
schen Gefangenen vor (33 Geiseln und 
über 1000 palästinensische Gefangene 
in der ersten Phase). Nach Ablauf der 
ersten Phase kündigt Netanjahu 
den Waffenstillstand auf, setzt 
die Kampfhandlungen fort und 
beschränkt die Zufuhr huma-
nitärer Hilfe drastisch.

H
AM
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 8. Oktober 2023 

Konfrontation zwischen Israel und der Hisbollah
Die libanesische Hisbollah und die jemenitischen Huthi greifen Israel 
mit Raketen an. Im September 2024 eskalieren die Spannungen im 
Libanon. Israel tötet Hisbollah-Chef Nasrallah, führt massive Luftangriffe 
durch und dringt mit einer Bodenoffensive in den Libanon ein. Ende 
November 2024 einigen sich Israel und die Hisbollah unter US-Vermitt-
lung auf einen zunächst auf 60 Tage angelegten Waffenstillstand.

 13. Juni 2025 

Eskalation zwischen Israel und 
dem Iran
Der seit Jahren andauernde Schattenkrieg 
zwischen Israel und dem Iran entwickelt sich 
zur offenen Konfrontation. Im Juni 2025 
eskaliert der Konflikt, als Israel zahlreiche 
Ziele im Iran angreift und mehrere Militärbe-
fehlshaber und Atomwissenschaftler tötet. 
Ziel der Angriffe ist laut israelischer Regie-
rung der Stopp des iranischen Atompro-
gramms, das Israel als existenzielle Bedro-
hung ansieht. Der Iran wertet den Angriff als 
Kriegserklärung und wehrt sich mit Gegen-
schlägen. Die USA greifen in der Nacht vom 
21. zum 22. Juni 2025 in den Konflikt ein 
und werfen unter anderem bunkerbrechen-
de Bomben auf die teils unterirdisch gelege-
nen iranischen Atomanlagen.

Arbeitspartei
Von der Staatsgründung bis 1977 führen die 
Arbeitspartei Avoda (Hebräisch für „Arbeit“) 
bzw. deren Vorläufer die israelische Regie-
rung an. Zu ihren bekanntesten Vorsitzen-
den zählen David Ben-Gurion, Golda Meir, 
Jitzchak Rabin, Schimon Peres und Ehud 
Barak. In den 1990er Jahren bringt sie  
maßgeblich den  Oslo-Friedens prozess 
voran, verliert aber nach der  Ermordung 
Rabins immer mehr an Bedeutung. Bei den 
Knesset-Wahlen 2022 erhält sie weniger als 
vier Prozent der Stimmen.

                                           

„Die Einschusslöcher des 1967er 
Krieges sieht man noch heute an der Wand 

meines Hauses. (…) Geld kommt und geht, das 
war nicht schlimm. Aber wir haben unsere Würde 

verloren – und das ist das Schlimmste.“
Anwar Arafat, Palästinenser2

 
 

Arabischer Nationalismus
Parallel zum politischen  Zionismus entwi-
ckelt sich ab der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts auch in der arabischen Welt ein 
eigenes Nationalbewusstsein. Insbesondere 
in Abgrenzung zur osmanischen Fremdherr-
schaft und aus der Ablehnung des europäi-
schen Kolonialismus in der Region entwickeln 
sich vor allem in arabischen Metropolen wie 
Kairo oder Damaskus nationale Bewegungen 
mit dem Ziel der staatlichen Unabhängigkeit. 
Während des  britischen Mandats für 
Palästina bildet sich in den 1920er Jahren  
in Abgrenzung zum politischen Zionismus 
immer stärker ein palästinensisches National-
bewusstsein heraus. 

„Die Katastrophe, die in unserer Zeit über das jüdische Volk hereinbrach und in Europa Millionen von Juden vernich­tete, bewies unwiderleglich aufs Neue, dass das Problem der jüdischen Heimat­losigkeit durch die Wieder herstellung des jüdischen Staates im Lande Israel gelöst werden muss, in einem Staat, dessen Pforten jedem Juden offen­stehen, und der dem jüdischen Volk den Rang einer gleichberechtigten Nation in der Völker familie sichert.“
Israelische Unabhängigkeitserklärung (14.5.1948)

  15. Mai 1948 – 20. Juli 1949 

Erster arabisch-israelischer Krieg 
Die arabischen Nachbarstaaten Ägypten,  
Jordanien, Syrien, Libanon sowie der Irak greifen  
Israel an. Israel gelingt es, sich zu verteidigen 
und dabei mehr Territorium zu erobern, als der 

 UN-Teilungsplan vorsieht. Ägypten erobert 
den Gazastreifen, Jordanien das Westjordanland 
und Ost-Jerusalem. Rund 700.000 Palästinenser 
sehen sich in der Folge gezwungen, aus dem von 
Israel kontrollierten Gebiet zu fliehen oder werden 
vertrieben. Sie flüchten ins Westjordanland, den 
Gazastreifen, Jordanien, den Libanon und nach 
Syrien. Der Krieg ist auf israelischer Seite auf-
grund der damit verteidigten Unabhängigkeit in 
positiver Erinnerung, während die arabische bzw. 
palästinensische Seite ihn aufgrund von Nieder-
lage, Flucht und Vertreibung als Nakba (Arabisch 
für „Katastrophe“) bezeichnet.

  5. September 1972 

Münchner Olympia-Attentat
27 Jahre nach dem Ende des  Nationalsozialismus finden im September 1972  
Olym pische Spiele in München statt. Am elften Tag der Spiele überfällt die palästinensi-
sche Terrorgruppe „Schwarzer September“, die über Verbindungen zur  PLO verfügt, 
das israelische Mannschaftsquartier, ermordet zwei Israelis und nimmt neun weitere  

als Geiseln. Die Spiele werden unterbrochen. Bei einer Befreiungsaktion durch die Polizei  
ermorden die Terroristen auch die neun Geiseln sowie einen Polizisten.
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„Die Ereignisse in Paläs
tina haben die aggressive

n 

Absichten der Zionisten und ihre imperialistischen 

Pläne entlarvt (…
). Die arabischen Sta

aten  

erklären wiederholt und mit allem Nachdruck, 

dass ihr Eingreifen in Palästina n
ur den oben  

genannten Erwägungen und Zielen geschuldet ist 

[die öffentliche Ordnung wiederherzustellen  

und das Übertreten der vor
herrschenden Unruhen 

auf ihre Gebiete sowie weiteres Blutvergießen 

zu verhindern] und dass sie keine
rlei andere  

Motive verfolgen.“ 

Erklärung der Arabischen Liga (15.5.1948)
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„Von klein auf sah ich Kriege. Ich 
selbst kämpfte im Unabhängigkeits-
krieg, im Suezkrieg, im Sechstage-
krieg, im Jom-Kippur-Krieg und in 

vielen weiteren Einsätzen. Mein  
Sohn kämpfte. Mein Enkel kämpfte. 
Er liegt verwundet im Krankenhaus. 

Und ich glaube, der Enkel meines 
Enkels wird auch kämpfen.“

Abraham Bar-Am, Israeli2

2023
2023

palästinensische Kontrolle ( A  )
gemeinsame Kontrolle ( B  )
israelische Kontrolle ( C )
israelische Siedlung
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  Juni – Sept. 1982 

Libanon-Krieg
Um die  PLO zu bekämpfen, dringt Israel 
militärisch in den Libanon ein. In der Folge 
kommt es in den libanesischen Flüchtlings-
lagern Sabra und Schatila zu Massakern der 
mit Israel verbündeten Falangisten (rechts-
extreme christliche Milizen) an hunderten 
palästinensischen Flüchtlingen. Der Süden 
des Libanon bleibt bis zum israelischen 
Abzug 2000 unter israelischer Besatzung.

  7. Juli 1937 

Britischer Teilungsplan 
In Reaktion auf den  arabischen Aufstand schlägt 
die britische Peel-Kommission erstmals die Teilung 
Palästinas in einen arabischen und einen jüdischen 
Staat, also eine  Zweistaatenregelung vor.

„Eine Bombe zu zünden an  
einem Feiertag. Wo Leute gemein-

sam sitzen. Holocaust-Überlebende. 
Ich glaube, danach war Israel nicht 

mehr das gleiche Land. (…) Das  
Milieu, das den Friedensprozess 

mitgetragen hat, hat sich von  
diesem Prozess abgewandt.“

Nathan Sznaider,  
israelischer Soziologe4

 Legende
Arabisch-israelische Kriege

Völkerrecht und Friedensinitiativen

Zentrale Akteure

siehe Kasten

siehe Abbildung     

 
 

„Am Anfang dachte ich, wie großartig 
das ist [die Klagemauer wieder besuchen  

zu können], ich war ganz hingerissen.  
Nach einer gewissen Weile sah ich die Probleme 

und merkte, dass es nicht so leicht ist.  
Ich realisierte, dass der Hass gegen uns auf  

der anderen Seite größer wird.“
Jitzchak Feller, Israeli² 

                                           

 
„Für uns war sonnenklar,  

worum wir kämpften. Noch heute 
kann ich nicht begreifen, wieso man-

che Leute nicht verstehen, dass wir eine 
Fortsetzung des europäischen Holocaust zu 
befürchten hatten, dass uns, den Juden im 

Lande Israel, die Auslöschung drohte.“
Haggai Horowitz, Israeli3

 
 

„Als wir Explosionen in 
der Nähe unseres Dorfes hörten, 

entstand Panik. Wir hatten so große 
Angst, dass wir ohne Sachen, Geld oder 

Kleider geflüchtet sind. Jeder rannte um 
sein Leben. Ich dachte, wir verlassen  

unser Dorf nur für ein paar Tage.“
Halima Sanakre, Palästinenserin2

                                           
„Die Gewalt war eine Reaktion auf 

Probleme. Und die Probleme waren Israels 
Weigerung, den Friedensprozess umzusetzen 

und die Besatzung zu beenden.“
Mustafa Barghouti, palästinensischer

Arzt und Politiker4

Rede vor der UN-Vollversammlung 

in New York (13.11.1974)

Rede vor der Knesset in Jerusalem (18.3.2008)

Oktober 2025 

Ende des Gazakriegs?
In Ägypten beginnen am 6. Oktober 
Verhandlungen über einen von  
US-Präsident Trump vorgelegten 
20-Punkte-Plan zur Beendigung des 

 Gazakriegs. Am 9. Oktober stim-
men die  Hamas und die israelische 
Regierung der Umsetzung der ersten 
Phase dieses Plans zu, die Kampf-
handlungen werden eingestellt.  
Am 13. Oktober übergibt die Hamas 
alle 20 noch lebenden israelischen 
Geiseln, im Gegenzug lässt Israel fast 
2.000 palästinensische Häftlinge frei, 
darunter 250, die zu lebenslanger Haft 
verurteilt worden waren. Der Plan sieht 
außerdem den vollständigen Rückzug 
der israelischen Armee aus dem  
Gazastreifen und die Entwaffnung der 
Hamas vor. Eine Übergangsregierung 
aus parteilosen palästinensischen 
Fachleuten soll unter internationaler 
Aufsicht den Gazastreifen verwalten.

„Die Regierung Seiner Majestät betrachtet  mit Wohlwollen die Errichtung einer nationalen  Heimstätte für das jüdische Volk in Palästina und wird ihr Bestes tun, die Erreichung dieses Zieles zu erleichtern, mit der Maßgabe, dass nichts  geschehen soll, was die bürgerlichen und religiösen Rechte der bestehenden nicht­jüdi schen Gemein­schaften in Palästina (...) in Frage stellen könnte.“ Balfour-Erklärung (2.11.1917)

Bevölkerung im britischen Mandats - 
gebiet Palästina (1946): 1

Juden: 600.000 (31 %) 
Araber (Muslime und Christen): 1,31 Mio. (67 %)

Zeitleiste
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„Meine Mutter kam während der 
osmanischen Besatzung auf die Welt. 

Ich wurde während der englischen Besat-
zung geboren, meine Kinder während 

 der jordanischen, deren Kinder während der 
israelischen. Es gibt immer jemanden,  
der dieses Land will, aber nie jemanden,  

der uns will. Ist das keine Tragödie?“
Amelie Dschaqaman, Palästinenserin2

Besatzung und Siedlungsbau
Für die palästinensische Bevölkerung im Gazastrei-
fen, im Westjordanland und in Ost-Jerusalem be-
deutet der  Sechstagekrieg von 1967 den Be-
ginn der andauernden israelischen Besatzung und 
des Siedlungsbaus. Die Golanhöhen, Ost-Jerusa-
lem, das Westjordanland und der Gazastreifen 
stehen bis heute laut Völkerrecht unter israelischer 
Besatzung. Die israelische Annexion der Golan-
höhen und Ost-Jerusalems wird international mit 
wenigen Ausnahmen nicht anerkannt. Aufgrund 
der seit 2007 andauernden israelischen Blockade 
des Gazastreifens und der fortgesetzten israeli-
schen Kontrolle über die Land- und Seegrenzen 
sowie den Luftraum gilt der Gazastreifen – trotz 
der Räumung der israelischen Truppenpräsenz 
2005 – völkerrechtlich weiterhin als besetzt. 

Im Juli 2024 erklärt der Internationale Gerichtshof 
(IGH), dass nicht nur der Siedlungsbau, sondern 
auch die israelische Besatzung des Westjordanlan-
des, Ost-Jerusalems und des Gazastreifens völker-
rechtswidrig ist, und fordert Israel zum umgehen-
den Rückzug aus den besetzten Gebieten auf.

 A-, B- und C-Gebiete
Lediglich in den A-Gebieten, die die städtischen 
Zentren des Westjordanlandes umfassen, hat  
die PA volle Kontrolle über zivile und Sicherheits-
fragen, in den dünner besiedelten B-Gebieten 
beschränkt sich die palästinensische Kontrolle 
auf zivile Aspekte, während Israel die volle Kont-
rolle über die C-Gebiete behält, was über 60 
Prozent des Westjordanlandes umfasst. In den 
C-Gebieten befinden sich die israelischen Sied-
lungen, laut Vereinten Nationen leben dort aller-
dings auch bis zu 300.000 Palästinenser/-innen. 
Der Umfang der A-Gebiete und damit der vollen 
palästinensischen Kontrolle sollte in einer fünf-
jährigen Übergangs phase schrittweise ausge-
weitet werden. In dieser Phase sollten auch die 

 Endstatusfragen geregelt werden. 1996 
finden erstmals  Wahlen in den besetzten 
palästinensischen Gebieten statt.

 4. November 1995 

Ermordung Rabins
Der jüdische Extremist Jigal 
Amir ermordet den israelischen 
Premierminister Jitzchak Rabin 
auf einer Friedenskundgebung 
in Tel Aviv. Der Tod Rabins stellt 
sich als herber Rückschlag für 
den  Oslo-Friedensprozess 
mit den Palästinensern heraus.

 Endstatusfragen
Als Endstatusfragen bezeichnet man zwischen den Konflikt-
parteien besonders umstrittene Fragen, deren Klärung  
für eine Lösung des Nahostkonflikts unbedingt nötig ist: 
•  der Grenzverlauf zwischen Israel und einem zukünftigen 

palästinensischen Staat,
•  der Status von  Jerusalem als potenzieller Hauptstadt  

beider Staaten,
•  der Verbleib der palästinensischen Flüchtlinge (und ihrer 

Nachkommen) aus dem  ersten arabisch-israeli-
schen Krieg,

•   die illegalen israelischen Siedlungsaktivitäten in den  
besetzten palästinensischen Gebieten,

•  Absprachen zur Gewährleistung von Sicherheit und
•  Absprachen zum Umgang mit Wasserressourcen.

 Juli 2000 

Camp David II und Zweite Intifada
In Camp David (USA) verhandeln Israels Premierminister Ehud 
Barak und der  PLO-Vorsitzende Jassir Arafat über die im  

 Oslo-Friedensprozess ausgesparten  Endstatusfragen.  
Die von den USA vermittelten Verhandlungen scheitern.  
Der israelische Oppositionsführer Ariel Scharon besucht den 
Haram al-Scharif/Tempelberg in  Jerusalem. Dies wird  
als Provokation verstanden, es kommt zum Ausbruch der 
Zweiten Intifada („Al-Aksa-Intifada“) mit rund 3.200 Toten auf 
palästinensischer und 1.000 Toten auf israelischer Seite.

 2008–2021

Gazakriege
Nach palästinensischem Raketenbeschuss startet 
Israel im Dezember 2008 eine Militärintervention im 
Gazastreifen. Rund 1.400 Palästinenser/-innen und 
13 Israelis werden getötet, bevor es im Januar 2009 
zu einem Waffenstillstand kommt. 

Nach der Tötung eines hochrangigen Anführers des 
militärischen Flügels der  Hamas im November 
2012 kommt es zu achttägigem palästinensischen 
Raketenbeschuss auf Israel und zu israelischen 
Luftschlägen im Gazastreifen. 

Im Juli 2014 führt die Entführung und Ermordung 
dreier israelischer Jugendlicher durch die Hamas zu 
einem siebenwöchigen Krieg im Gazastreifen mit 
2.100 Toten auf palästinensischer und 73 Toten auf 
israelischer Seite. 

Im Zuge des „Großen Marsches der Rückkehr“ 
versuchen ab März 2018 Protestierende aus  
dem Gazastreifen über den Sicherheitszaun nach 
Israel zu gelangen. Insgesamt sterben dabei über 
170 Palästinenser/-innen. 

Im Mai 2021 kommt es zu Zusammenstößen  
zwischen israelischer Polizei und palästinensischer 
Bevölkerung in Jerusalem, die die Hamas zum  
Anlass nimmt, Raketen auf Israel zu schießen.  
Israel greift daraufhin den Gazastreifen aus der Luft 
an. Die Kämpfe fordern 250 Tote im Gazastreifen 
und 13 in Israel.

 23./24. August 1929 

Hebron-Massaker
Vor dem Hintergrund steigender Spannungen zwischen 

 Zionismus und  arabischem Nationalismus tötet 
eine Gruppe arabischer Bewohner von Hebron insgesamt 
67 Jüdinnen und Juden. Auslöser ist eine Aus einan der-
setzung um  Jerusalem und seine heiligen Stätten.  
Infolge des Massakers wird die jüdische Bevölkerung durch 
die  britische Mandatsmacht aus Hebron evakuiert 
und darf nicht in die Stadt zurückkehren.

  5. – 10. Juni 1967 

Sechstagekrieg bzw. Junikrieg  
Ägyptens Präsident Nasser verlegt Truppen in den Sinai, 
versperrt Israel den Zugang zum Roten Meer und droht 
dem Staat mit der Vernichtung. Israel sieht darin einen 
Kriegsgrund und greift Ägypten an. Jordanien und Syrien 
greifen an ägyptischer Seite in den Krieg ein. Israel siegt 
innerhalb von sechs Tagen, erobert den ägyptischen 
Sinai, die syrischen Golanhöhen, den Gazastreifen, das 
Westjordanland und Ost-Jerusalem. Symbolisch für den 
israelischen Sieg ist das Foto der israelischen Fallschirm-
jäger-Einheit vor der Klagemauer im eroberten Ostteil von  

 Jerusalem. Der Sieg etabliert in Israel den Mythos der 
eigenen Unbesiegbarkeit, während die arabische Seite 
ihre Niederlage als Naksa (Arabisch für „Rückschlag“) 
begreift. Die Arabische Liga reagiert mit den „Drei Neins 
von Khartum“: kein Frieden mit Israel, keine Verhandlun-
gen mit Israel und keine Anerkennung Israels. Der UN- 
Sicherheitsrat verabschiedet im November 1967 Resoluti-
on 242 und etabliert damit das Prinzip „Land für Frieden“. 
Dieses beruht auf der Forderung, dass Israel sich im  
Gegenzug für einen dauerhaften Frieden aus den besetz-
ten Gebieten zurückzieht.

  14. Mai 1948 

Unabhängigkeit Israels 
Die Briten geben ihr  Mandat für Palästina auf 
und ziehen ihre Truppen zurück. Noch am selben Tag 
ruft David Ben-Gurion in Tel Aviv die Unabhängigkeit 
Israels aus. Die Weltmächte USA und Sowjet union 
erkennen den neuen Staat unmittelbar danach an. 
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 13. September 1993 

Oslo-Friedensprozess
Im Oslo-I-Abkommen („Prinzipienerklärung“) 
erkennen die   PLO und Israel einander ge-
genseitig an.  In der Folge entsteht 1994 durch 
das Gaza-Jericho-Abkommen die Palästinen-
sische Autonomiebehörde (PA), die begrenzte 
Rechte zur Selbstverwaltung erhält. Das Oslo- 
II-Abkommen („Interims abkommen“) von 1995 
regelt die Aufteilung des Westjordan landes in 

 A-, B- und C-Gebiete. 

Bevölkerung in Israel und den besetzten  
palästinensischen Gebieten (1993): 1

Jüdische Israelis: 4,34 Mio. (60,2 %)  
Palästinenser und arabische Israelis: 2,87 Mio. (39,8 %)
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BENJAMIN NETANJAHU  
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DONALD TRUMP  
( USA )

 Januar 2020 

Trumps „Jahrhundert-Deal“
US-Präsident Trump präsentiert seine als „Jahrhundert-
Deal“ betitelte Idee zur Lösung des Nahostkonflikts. 
Dieser sieht keinen souveränen palästinensischen Staat 
und die Annexion von rund 30 Prozent des Westjordan-
landes durch Israel vor. Bereits 2017 erkennt Trump 

  Jerusalem als israelische Hauptstadt an und 
schließt damit den palästinensischen Anspruch auf 
Ost-Jerusalem als Hauptstadt eines eigenen Staates 
faktisch aus. 2019 erkennt er die israelische Annexion 
der Golanhöhen an.
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Der Judenstaat (1896)

In unseren Vaterlandern, in  
denen wir ja auch schon seit 
Jahrhunderten wohnen, werden 
wir als Fremdlinge ausgeschrien. 
(...) Palästina ist unsere unver-
gessliche historische Heimat.
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Moderne jüdische Einwanderung  
in die historische Region Palästina
1882 beginnt die moderne jüdische Einwanderung 
ins historische Palästina (1516–1917 Teil des Osma-
nisches Reichs), die bald auch von der Idee  
des  Zionismus getragen wird. Die erste Alija 
(1882–1903) von russischen und rumänischen 
Juden ist vor allem eine Reaktion auf antisemi ti-
sche Pogrome im Russischen Kaiserreich. Die 
Bezeichnung Alija (Hebräisch für „Aufstieg“) geht 
auf die im antiken Judentum verbreitete rituelle 
Pilgerreise nach  Jerusalem zurück, die mit 
einem Aufstieg zum dortigen Tempelberg verbun-
den war. 1903 führt das antisemitische Pogrom 
von Kischinjow im Russischen Kaiserreich zur 
zweiten Alija (1904–1914), weitere folgen. 

Bevölkerung im historischen  
Palästina (1882): 1 

Juden: 15.000 (3,2 %) 
Araber (Muslime und Christen): 453.000 (96,8 %)

Zionismus
Das Judentum ist historisch im in der Bibel  
erwähnten Land Israel verwurzelt. Nach der  
Zerstörung des zweiten jüdischen Tempels in 
Jerusa lem 70 n. Chr. und der anschließenden 
Vertreibung von Jüdinnen und Juden leben diese 
über die ganze Welt verstreut („Diaspora“). Nur 
eine kleine jüdische Gemeinde bleibt bestehen 
(„Alter Jischuv“). Die Sehnsucht einer Rückkehr 
nach  Jerusalem (in der Bibel: „Zion“) als  
religiösem Mittelpunkt des Judentums hält sich 
über die Jahrhunderte. Im Angesicht der globa-
len Verbreitung des Nationalismus im 19. Jahr-
hundert wird sie zur Grund lage einer politischen 
Programmatik, die der österreichisch-ungarische 
Journalist Theodor Herzl 1896 in seinem Buch 
„Der Judenstaat“ erstmalig ausformuliert. Dieser 
politische Zionismus versteht Jüdinnen und  
Juden nicht nur als Glaubensgemeinschaft,  
sondern als Nation. Nicht zuletzt in Reaktion  
auf antisemitische Verfolgung fordert der erste 
Zionis tenkongress in Basel 1897 daher die Schaf-
fung einer „Heimstätte in Palästina“, also eines 
jüdischen Staates auf dem dortigen Gebiet.

 1914 – 1918 

Widersprüchliche Versprechungen
Im Ersten Weltkrieg versuchen Großbritannien und Frank-
reich Teile des Osmanischen Reichs – das auf Seiten des 
Deutschen Reichs in den Krieg eingetreten ist – zu er-
obern. Im Gegenzug für eine arabische Beteiligung an 
einem Aufstand gegen das Osmanische Reich verspricht 
Großbritannien dem Scherifen von Mekka als wichtigem 
arabischen Führer die Unterstützung arabischer Unab-
hängigkeit in weiten Teilen des östlichen Mittelmeerrau-
mes und der arabischen Halbinsel. Die arabische Seite 
interpretiert dies als ein Versprechen auf staatliche Unab-
hängigkeit, während die britische Seite ihre Zugeständ-
nisse bewusst vage formuliert (Hussein-McMahon-Korre-
spondenz, 1915/16). Im Widerspruch dazu vereinbaren 
Großbritannien und Frankreich 1916 im Geheimen die 
Aufteilung des östlichen Mittelmeerraumes untereinander 
(Sykes-Picot-Abkommen). 1917 spricht sich die britische 
Regierung öffentlich für die Gründung einer „nationalen 
jüdischen Heimstätte“ in Palästina aus, ohne dass auch 
der arabischen Bevölkerung eine solche Zusicherung 
gemacht wird (Balfour-Erklärung).

 Juli 1922 

Britisches Mandat für Palästina
Im Ersten Weltkrieg unterliegt das Osmanische 
Reich und zerfällt bis 1922 vollständig. Der Völker-
bund überträgt Großbritannien die Verantwortung 
für das Mandatsgebiet Palästina.

  1933 – 1945 

Nationalsozialismus 
und Holocaust
In Deutschland übernehmen 
die Nationalsozialisten die Macht. 
Ihr Hass auf Jüdinnen und Juden steigert sich von der an-
fänglichen Ausgrenzung jüdischen Lebens hin zu Deportatio-
nen und Massenmord. Im Zuge der fünften Alija zwischen 
1932 und 1939 nimmt die jüdische Auswanderung aus Europa 
deutlich zu, der Anteil der jüdischen Bevölkerung in Palästina 
steigt von 18 auf 30 Prozent. Auf der Konferenz von Évian im 
Juli 1938 weigern sich nahezu alle Teilnehmerstaaten, 
mehr jüdische Flüchtlinge aufzunehmen, 1939 
begrenzt die  britische Mandatsmacht 
die jüdische Zuwanderung nach Palästina 
drastisch. Dem durch das NS-Regime 
nach industriellen Maßstäben durchge-
führten Völkermord fallen zwischen 
1942 und 1945 schätzungsweise sechs 
Millionen Jüdinnen und Juden zum 
Opfer, viele davon in Konzentrations- 
(KZ) und Vernichtungslagern wie dem KZ Auschwitz.  
Man spricht auch von Holocaust oder Shoah (Hebräisch für 
„Katastrophe“). Viele Überlebende setzen ihre Hoffnungen 
nach dem Kriegsende 1945 in  
die Errichtung eines jüdischen 
Staates. Bis zur israelischen 
Staatsgründung 1948 gelingt 
trotz britischer Zurückwei-
sungen (wie 1947 beim 
Flüchtlingsschiff Exodus)  
70.000–80.000 Juden 
die Einwanderung 
nach Palästina.

  1936 – 1939 

Arabischer Aufstand
Tausende Angehörige der arabischen Bevölkerung im Mandatsgebiet Palästina 
lehnen sich ab 1936 gewaltsam gegen die  britische Mandatsmacht auf.  
Es kommt auch zu Angriffen auf die jüdische Bevölkerung, da der politische 

 Zionismus als Bedrohung für den  arabischen Nationalismus und die  
palästinensische Nationalbewegung  
gesehen wird. Die Briten schlagen den 
Aufstand durch den Einsatz von rund 
25.000 Soldaten gewaltsam nieder.

 29. November 1947 

UN-Teilungsplan
In Resolution 181 fordert die Vollversammlung  
der Vereinten Nationen (UN) die Beendigung des 

 britischen Mandats für Palästina und die 
Schaffung eines arabischen und eines jüdischen 
Staates mit Jerusalem als „Corpus separatum“ 
(Stadt mit besonderem rechtlichen und politischen 
Status) unter internationaler Verwaltung. Der Plan 
sieht 56 Prozent des Gebiets für den jüdischen 
und 43 Prozent für den arabischen Staat vor,  
wobei ein Großteil des jüdischen Staates Wüsten-
land ausmacht (Negev), welches nur mit großem 
Aufwand besiedelt werden kann. Die arabischen 
UN-Mitglieder stimmen gegen den Plan, die paläs-
tinensische Bevölkerung wird nicht befragt. Infolge 
der Abstimmung über den Teilungsplan nehmen 
bestehende gewaltsame Auseinandersetzungen 
zwischen jüdischer und arabischer Seite so zu, 
dass es zu einem Bürgerkrieg kommt.

  9. April 1948 

Massaker von Deir Jassin
Während des Bürgerkriegs verüben jüdische 
Milizen ein Massaker an arabischen Bewohnern 
des Dorfs Deir Jassin, nordwestlich von Jerusa-
lem. Dabei sterben mindestens 107 Menschen. 
Als Vergeltung greifen vier Tage später arabische 
Kämpfer einen Krankentransport in Jerusalem 
an und töten 78 Jüdinnen und Juden und einen 
britischen Soldaten.

 11. Dezember 1948 

Rückkehrrecht und Flüchtlingshilfswerk
Resolution 194 der UN-Vollversammlung etabliert das Recht auf 
Rückkehr und Entschädigung für palästinensische Flüchtlinge 
und deren Nachkommen. Zur Versorgung der Flüchtlinge richten 
die UN das Hilfswerk für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten 
(UNRWA) ein, das im Jahr 2024 für rund 6 Millionen Anspruchs-
berechtigte zuständig war. Infolge des  Terrorangriffs der 
Hamas vom 7. Oktober 2023 erhebt die israelische Regierung 
den Vorwurf, dass UNRWA-Mitarbeiter an dem Angriff beteiligt 
waren, allerdings ohne hierfür Belege zu liefern. Eine interne  
Untersuchung kann für neun Beschäftigte eine Beteiligung an  
den Angriffen nicht ausschließen, diese werden entlassen.  
Ende 2024 verbietet das israelische Parlament (Knesset) UNRWA 
die Arbeit in Israel und gefährdet damit die Arbeit des Hilfswerks 
grundsätzlich.

  Februar – Juli 1949 

Waffenstillstandsabkommen 
und Grüne Linie
Der  erste arabisch-israelische 
Krieg endet 1949 mit mehreren  
Waffenstillstandsabkommen zwischen 
Israel einerseits und Ägypten, Jordani-
en, Libanon und Syrien andererseits. 
Die Waffenstillstandslinie – auch Grüne 
Linie genannt – bildet einen zentralen 
Bezugspunkt für einen möglichen 
Grenzverlauf in Friedensverhandlungen. 
Ein palästinensischer Staat entsteht 
nicht, das Westjordanland wird von 
Jordanien annektiert, der Gazastreifen 
kommt unter ägyptische Verwaltung.

  Oktober – Dezember 1956 

Suezkrise vs.  
Trilaterale Aggression
Im Juli 1956 verstaatlicht der ägypti-
sche Präsident Gamal Abdel Nasser 
die mehrheitlich von Großbritannien 
und Frankreich kontrollierte Suez- 
kanal-Gesellschaft, um Ägypten dem 
Einfluss der beiden Staaten zu entzie-
hen. Nachdem internationale Ver-
handlungen über die Nutzungsrechte 
am Suezkanal keine Ergebnisse brin-
gen, greifen Frankreich, Großbritanni-
en und Israel gemeinsam Ägypten an, 
müssen sich aber auf Druck der USA 
und der Sowjetunion zurückziehen. 
Die US-Regierung will so verhindern, 
dass sich in Reaktion auf den Angriff 
weitere arabische Staaten der Sowjet-
union zuwenden.

  Oktober 1959 

Fatah
In Kuwait gründen Exil-Palästinenser, darunter Jassir Arafat, die 
Bewegung zur nationalen Befreiung Palästinas (Fatah, Arabisch 
für „Öffnung, Sieg, Eroberung“). Zunächst verfolgt diese das 
Ziel der vollständigen militärischen „Befreiung Palästinas“ und 
damit ein hergehend die Vernichtung Israels, auch durch Terror-
anschläge. Unter der Führung Jassir Arafats erfolgt ab den 
1970er Jahren ein schrittweiser Wandel hin zu 
Diplomatie und zur Unterstützung einer 

 Zweistaatenregelung.

  Juni 1964 

Palästinensische Befreiungs-
organisation (PLO)
Unter Führung der Arabischen Liga erfolgt die Grün-
dung der Palästinensischen Befreiungsorganisation PLO 

(Englisch: Palestine Liberation Organization). 
Nach der ägyptischen Niederlage im 

 Sechstagekrieg entwickelt sich die 
PLO zunehmend zum eigenständigen  
Akteur. Ab 1969 ist die   Fatah die 
dominante Gruppierung innerhalb 
der PLO und Jassir Arafat bis zu 

seinem Tod 2004 ihr Vorsitzender.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  
palästinensischen Gebieten (1967): 1

Jüdische Israelis: 2,38 Mio. (63,8 %) 
Palästinenser und arabische Israelis: 1,35 Mio. (36,2 %)

  1967 

Israelische Siedlerbewegung
Der israelische  Siedlungs bau beginnt im Oktober 
1967 nach dem Sieg im  Sechstagekrieg und hält 
bis heute an. Allein zwischen 1993 und 2000 verdop-
pelt sich die Zahl der Siedler/-innen im Westjordanland 
von 100.000 auf knapp 200.000. Heute leben dort 
und in Ost-Jerusalem über 737.000 Israelis in völker-
rechtswidrigen Siedlungen (Stand: Ende 2024). Teile 
der Siedlerbevölkerung leben dort aufgrund der durch 
die israelische Regierung geschaffenen wirtschaft-
lichen Anreize, die Lebenshaltungs kosten sind durch 
staatliche Subventionen deutlich geringer. Demge-
genüber sehen nationalreligiöse Siedler/-innen in der 

Kontrolle über das Westjordanland (in ihrer Lesart:  
Judäa und Samaria) eine religiöse Pflicht. Vor allem 
seit 2021 kommt es zu einem deutlichen Anstieg  
gewalttätiger Übergriffe von Siedler/-innen auf die 
palästinensische Bevölkerung. Obwohl der Anteil  
der Siedler/-innen nur zehn Prozent der jüdischen 
Bevölkerung Israels ausmacht, sind insbesondere  
die national religiösen unter ihnen politisch sehr ein-
flussreich. Ab 2022 sind sie Teil der  rechtsreligiö-
sen Netanjahu-Regierung, darunter der wegen der 
Unterstützung einer Terrororganisation vorbestrafte 
Minister für nationale Sicherheit Itamar Ben-Gvir.

  6. – 26. Oktober 1973 

Jom-Kippur-Krieg bzw.  
Oktober- oder Ramadan-Krieg 
Ein Überraschungsangriff arabischer Staaten 
unter der Führung von Ägypten und Syrien am 
höchsten jüdischen Feiertag Jom Kippur bringt 
Israel zeitweise an den Rand einer Niederlage. 
Das ägyptische Motiv für den Krieg besteht vor 
allem darin, Israel zu Verhandlungen über die 
Rückgabe des seit 1967 besetzten Sinai zu 
zwingen. In Reaktion auf den Krieg verabschie-
det der UN-Sicherheitsrat Resolution 338 und 
fordert darin ein Ende der Kampfhandlungen, 
die Umsetzung von Resolution 242 und eine 
internationale Friedensvermittlung.

 Oktober 1974 

Anerkennung der PLO 
durch die Vereinten 
Nationen
Die UN-Vollversammlung und 
die Arabische Liga erkennen 
die  PLO als rechtmäßige 
Vertretung des palästinensi-
schen Volkes an. Im November 
1974 hält Arafat eine historische 
Rede vor der UN-Vollversamm-
lung, in der er die prinzipielle 
Verhandlungsbereitschaft der 
PLO signalisiert. 

  1975 – 1990 

Libanesischer Bürgerkrieg
Spannungen zwischen den unterschied-
lichen christlichen und muslimischen 
Bevölkerungsgruppen im Libanon  
ent laden sich gewaltsam. Die  PLO 
be teiligt sich am Bürgerkrieg, Syrien 
und Israel greifen wiederholt militärisch 
ein. Das Abkommen von Taif beendet 
nach 15 Jahren den Bürgerkrieg.

 1977 

Likud
Nachdem die in Israel regierende Arbeits-
partei für Fehleinschätzungen im  Jom-
Kippur-Krieg verantwortlich gemacht 
wird, kommt 1977 erstmals die rechts-
konser va tive Likud-Partei an die Macht.  
Sie treibt den israelischen  Siedlungsbau 
massiv voran und betrachtet die besetzten 
palästinensischen Gebiete als Bestandteil 
des historischen Eretz Israel (Hebräisch für 
„Land Israel“). Führende Vertreter der Partei 
befürworten eine Annexion des Westjor dan-
landes, also eine erzwungene Eingliede-
rung in das israelische Staatsgebiet.

 März 1979 

Camp-David-Abkommen: Friedensvertrag 
zwischen Israel und Ägypten
Nach einer historischen Rede des ägyptischen Staats-
präsidenten Anwar al-Sadat im November 1977 vor dem 
israelischen Parlament (Knesset) in Jerusalem kommt es 
1979 durch Vermittlung der USA nach Verhandlungen in 
Camp David (Maryland, USA) zum israelisch-ägyptischen 
Friedensvertrag. Beide Staaten beenden den seit 1948 
andauernden Kriegszustand, Israel räumt den seit 1967 
besetzten Sinai und die dort errichteten Siedlungen.  
Die Arabische Liga schließt Ägypten in Reaktion auf den 
Friedensschluss für zehn Jahre aus.

  30. Juli 1980 

Jerusalem-Gesetz
Mit dem Jerusalem-Gesetz formalisiert Israel die 
1967 erfolgte Annexion Ost-Jerusalems. Der 
UN-Sicherheitsrat erklärt die Annexion in Resolu-
tion 478 für völkerrechtswidrig und fordert daher 
alle Staaten auf, ihre diplomatischen Vertretungen 
aus  Jerusalem abzuziehen.

Jerusalem und seine heiligen Stätten
Jerusalem ist Juden, Christen und Muslimen glei-
chermaßen heilig, der Status der Stadt ist im Nah-
ostkonflikt besonders umstritten. Jüdinnen und 
Juden beten vor der als Klagemauer bekannten 
Westmauer des zweiten jüdischen Tempels, die an 
den Tempelberg angrenzt. Für Musliminnen und 
Muslime befinden sich auf dem Haram al-Scharif 
(Arabisch für „edles Heiligtum“) genannten heiligen 
Plateau mit dem Felsendom und der Al-Aksa-Mo-
schee die nach Mekka und Medina bedeutendsten 
Stätten des Islam. Hinzu kommen für das Christen-
tum wichtige heilige Stätten bzw. Orte vor allem  
in der Altstadt und auf dem Ölberg. Infolge des  

 ersten arabisch-israelischen Krieges kont-
rolliert Jordanien Ost-Jerusalem und damit auch 
die heiligen Stätten. Zwischen 1949 und 1967 

haben Jüdinnen und Juden 
keinen Zugang zur  

Klagemauer.  

Im  Sechstagekrieg erobert Israel Ost-Jerusa-
lem. Aus israelischer Sicht ist Jerusalem damit 
wiedervereinigt und die Klagemauer erstmals seit 
fast 2000 Jahren wieder unter jüdischer Kontrolle. 
Der Zugang zum heiligen Plateau ist seit der israe-
lischen Besetzung Ost-Jerusalems 1967 durch  
ein informell anerkanntes Arrangement geregelt.  
Demzufolge kontrolliert Israel den Zugang, der 
grundsätzlich allen offen steht. Allerdings dürfen 
nur Musliminnen und Muslime dort beten. Natio-
nalreligiöse jüdische Siedler/-innen ver schaffen 
sich immer wieder Zugang zum Plateau, um  
dort zu beten, obwohl das jüdische Oberrabbinat 
und führende Rabbiner in Israel den Besuch für  
Jüdinnen und Juden ablehnen. Musliminnen und 
Muslime sehen dadurch ihren Anspruch auf die 
heiligen Stätten in Gefahr, weshalb es wiederholt 
zu gewaltsamen Auseinandersetzungen kommt. 

 8. Dezember 1987 –  

13. September 1993 

Erste Intifada
 Besatzung und Siedlungsbau 

haben seit 1967 zu erheblichen Span-
nungen zwischen Israel und der palästi-
nensischen Bevölkerung geführt. Diese 
entladen sich ab Dezember 1987 in der 
Ersten Intifada (Arabisch für „Abschüt-
teln, Volkserhebung“), einem gewaltsa-
men Aufstand, der sich vorrangig gegen 
die israelische Besatzungsmacht richtet. 
Dabei kommen 179 Israelis und 1.162 
Palästinenser/-innen zu Tode. Hamas

Unmittelbar nach Aus-
bruch der  Ersten Intifada 
gründet sich die Hamas (Arabisch 
für „Die islamische Widerstandsbewe-
gung“), eine militante Abspaltung der palästi-
nensischen Muslimbruderschaft. Als islamisti-
sche nationalistische Bewegung verfolgt sie das 
Ziel, durch bewaffneten Kampf die „Befreiung 
ganz Palästinas“ und die Zerstörung Israels  
als jüdischem Staat zu erreichen und einen 
islamischen Staat zu errichten. Sie lehnt den  

 Oslo-Friedensprozess ab und sabotiert 
durch Terroranschläge den Friedensprozess  
der 1990er Jahre. 2006 gewinnt die Hamas die 
palästinensischen Parlamentswahlen, 2007 
übernimmt sie durch einen Putsch die Macht im 
Gazastreifen. Sie ist hauptverantwortlich für den 

 Terrorangriff vom 7. Oktober 2023 auf Israel. 
Die EU, die USA und viele weitere Staaten  
stufen die Hamas als Terrororganisation ein.

 15. November 1988 

Palästinensische Unabhängigkeits erklärung
Die  PLO reagiert auf die  Erste Intifada mit der Palästinen-
sischen Unabhängigkeitserklärung, in der ein palästinensischer Staat 
auf Grundlage der  Grünen Linie proklamiert wird. Dies kommt  
de facto einer Anerkennung Israels gleich. Zudem lehnt die PLO  
Gewalt künftig ab und macht so den Weg für Verhandlungen frei.  
Die palästinensische Flagge ist wie bei vielen anderen arabischen 
Staaten in den Farben Schwarz, Weiß, Grün und Rot gehalten. Bis 
heute haben 157 aller 193 UN-Mitgliedsstaaten Palästina anerkannt, 
Deutschland und die USA zählen nicht dazu.

 30. Oktober – 1.  November 1991  

Nahost-Friedenskonferenz  
in Madrid
Die USA initiieren eine Friedenskonferenz, 
an der erstmals sowohl Israel als auch 
Jordanien, Syrien und der Libanon teilneh-
men. Palästinensische Vertreter sind als 
Teil der jordanischen Delegation dabei. 

Zweistaatenregelung
Die Idee, den israelisch-palästinensi-
schen Konflikt durch die Schaffung  
zweier unabhängiger Staaten zu regeln, 
formuliert 1937 erstmals die von der 
britischen Mandatsverwaltung einge-
setzte Peel-Kommission (  britischer 
Teilungsplan). Mit dem  UN-Tei-
lungsplan von 1947 schlägt auch die 
UN-Vollversammlung eine solche Rege-
lung vor. Verhandlungen zwischen Israel 
und der  PLO  im Zuge des  Oslo-
Friedensprozesses geben Hoffnung 
auf die Realisierung einer Zweistaaten-
regelung. In den 2000er Jahren schei-
tern mehrere Vorstöße in diese Richtung, 
darunter die Versuche von US- Präsi dent 
Clinton (  Camp David II, 2000), der 
Arabischen Liga (2002) und des Nahost-
quartetts (2003). 2002 spricht sich der 
UN-Sicherheitsrat erstmals ausdrücklich 
für eine Zweistaatenregelung aus. Infolge 
der  Konferenz von Annapolis 2007 
kommt es zu den bisher letzten weit-
reichenden direkten Verhandlungen,  
bei denen auch über die  Endstatus-
fragen verhandelt wird. Viele Beobach-
ter halten die Zweistaatenregelung heute 
für kaum mehr umsetzbar. Dennoch  
hält zum Beispiel die Europäische Union 
an dieser Idee fest. Alternativen wie  
ein binationaler Staat, in dem die jüdi-
sche und die palästinensische Bevölke-
rung die gleichen Rechte hätten oder 
eine Konföderation, bei der Israel und  
Palästina als unabhängige Staaten einen 
Zusammenschluss eingehen, werden 
bisher vor allem von Teilen der israeli-
schen und palästinensischen Zivilgesell-
schaft diskutiert.

 1994 – heute 

Anschläge gegen  
die Zivilbevölkerung
Auf beiden Seiten des Konflikts versuchen die Gegner des Friedensprozesses, 
Annäherungen zwischen Israel und der  PLO durch Terroranschläge zu sabo-
tieren. Im Februar 1994 tötet der jüdische Extremist Baruch Goldstein in der 
Patriarchenhöhle/Ibrahimi-Moschee in Hebron 29 betende Palästinenser. Im 
April 1994 verübt die  Hamas ein Selbstmordattentat an einer Busstation in 
Hadera. Während der  Zweiten Intifada eskaliert die Gewalt weiter. Im Juni 
2001 tötet ein Selbstmordattentäter der Hamas in der Diskothek Dolphinarium  
in Tel Aviv 21 Israelis, im März 2002 tötet ein Hamas-Attentäter während des 
Pessach-Fests in einem Hotel in Netanja 30 Israelis, darunter viele Überlebende 
des  Holocaust. Ab Beginn der 2010er Jahre kommt es im Westjordanland 
vermehrt zu Gewaltakten militanter  israelischer Siedler gegen die palästi-
nensische Bevölkerung. Im Februar 2023 stürmen hunderte Siedler durch den 
Ort Huwara, setzen Gebäude und Autos in Flammen und verletzen 100 Paläs ti-
nenser/-innen, ein Palästinenser wird dabei getötet. Nach dem  Terrorangriff 
der Hamas vom 7. Oktober 2023 nimmt die Siedlergewalt deutlich zu.

 26. Oktober 1994 

Friedensvertrag zwischen  
Israel und Jordanien
Israels Premierminister Jitzchak Rabin und der 
jordanische König Hussein unterzeichnen den 
israelisch-jordanischen Friedensvertrag. Nach 
dem Frieden mit Ägypten von 1979 ist dies erst 
der zweite Friedensschluss zwischen Israel und 
einem seiner arabischen Nachbarstaaten.

 1996 

Wahlen in den besetzten  
palästinensischen Gebieten
Erstmals finden in den besetzten palästi-
nensischen Gebieten Parlaments- und 
Präsidentschaftswahlen statt. Jassir 
Arafat wird zum PA-Präsidenten gewählt, 
die  Fatah erringt die Mehrheit bei  
den Wahlen zum Palästinensischen 
Legislativrat.

 2002 – 2003 

Friedensinitiativen
In Reaktion auf die Gewalteskalation der  

  Zweiten Intifada schlägt die Arabische 
Liga unter der Führung des saudischen  
Königs Abdullah bin Abdulaziz Al Saud im 
März 2002 die Arabische Friedensinitiative 
vor, womit Israel normalisierte Beziehungen 
mit allen arabischen Staaten in Aussicht ge-
stellt werden. Im Gegenzug soll Israel einer 

 Zweistaatenregelung auf Grundlage der 
 Grünen Linie zustimmen, also der vor 

dem  Sechstagekrieg 1967 gültigen Gren-
zen. Im November 2002 präsentiert das aus 
Europäischer Union, Vereinten Nationen, den 
USA und Russland bestehende Nahostquar-
tett die „Roadmap for Peace“, einen Stufen-
plan mit dem Ziel einer Zweistaatenregelung. 
Im Oktober 2003 stellt die Genfer Initiative – 
gegründet durch hochrangige ehemalige 
palästinensische und israelische Politiker –  
einen detaillierten Entwurf für eine Friedens-
regelung vor, der sich auch auf die Roadmap 
und die Arabische Friedensinitiative beruft.

 Juni 2002 

Sperranlagen
In Reaktion auf die  Anschläge gegen  
die Zivilbevölkerung während der  

 Zweiten Intifada beschließt die israeli-
sche Regierung den Bau von Sperranlagen 
im Westjordanland, um die israelische von 
der palästinensischen Bevölkerung abzu-
trennen. Zahlreiche Checkpoints des israe-
lischen Militärs schränken die Bewegungs-
freiheit der palästinensischen Bevölkerung 
ein. Aufgrund der Abweichung von der 

  Grünen Linie erklärt der Internatio nale 
Gerichtshof die Sperranlagen 2004 für  
völkerrechtswidrig.

 11. November 2004 

Tod Jassir Arafats
Nach dem Tod Jassir Arafats 
wird Mahmud Abbas im  
Januar 2005 zu dessen  
Nachfolger als Präsident der 
Palästinen sischen Autonomie-
behörde,  Fatah- und 

 PLO-Vorsitzendem gewählt.

 August 2005 

Gaza-Abkopplungsplan
Die US-Regierung unter Führung von George 
W. Bush macht Druck auf Israel, im Friedens-
prozess Zugeständnisse zu machen. Der  
israelische Premierminister Ariel Scharon 
setzt daraufhin die Räumung von Siedlungen 
und Militärbasen im Gazastreifen und vier 
isolierten Siedlungen im Westjordanland 
durch. Die Räumung geht mit erheblichen 
innenpolitischen Protesten einher und wird 
nicht mit der PA koordiniert. Die  Hamas 
kann sie daher als Erfolg ihres bewaffneten 
„Widerstands“ reklamieren.

 Januar 2006 

Hamas-Wahlsieg 
Die  Hamas gewinnt überraschend 
die zweiten palästinensischen Parla-
mentswahlen. Eine aus Experten 
bestehende Regierung wird durch die 

 Fatah sabotiert und durch die EU 
und die USA international isoliert.

 Juli/August 2006 

Zweiter Libanon-Krieg
Israel reagiert auf die Entführung zweier israe-
lischer Soldaten durch die Hisbollah mit einer 
Militärintervention im Libanon. Israel führt 
umfassende Luftangriffe durch und mar-
schiert mit Bodentruppen ein. Die Hisbollah 
feuert Raketen auf Israel. Der Krieg  
endet durch Vermittlung der UN mit  
der Sicherheitsratsresolution 1701.

 Juni 2007 

Machtübernahme im  
Gazastreifen durch die Hamas
Nach bürgerkriegsähnlichen Auseinander-
setzungen zwischen  Fatah und  

 Hamas übernimmt letztere gewaltsam 
die Macht im Gazastreifen. Israel verhängt 
daraufhin eine Blockade über den  
Gaza streifen. Aufgrund der  
fortdauernden israelischen 
Kontrolle gilt der Gaza-
streifen völkerrechtlich 
weiterhin als besetzt.

 27. November 2007 

Konferenz von Annapolis
Unter Vermittlung von US-Präsident George 
W. Bush kommt es in Annapolis (USA) zur 
Wiederaufnahme von direkten Friedensver-
handlungen zwischen Israels Premierminister 
Ehud Olmert und dem  PLO-Vorsitzenden 
Mahmud Abbas. Die Verhandlungen enden 
vorerst ohne Ergebnis. 

Deutsch-israelische Beziehungen
Im Luxemburger Abkommen von 1952 verpflichtet sich 
die Bundesrepublik Deutschland als Symbol der Wie-
dergutmachung nationalsozialistischen Unrechts zur 
Zahlung von Entschädigungen an Israel und die Jewish 
Claims Conference (ein Zusammenschluss jüdischer 
Organisationen, die Überlebende des  Holocaust 
vertreten) in Höhe von insgesamt 3,5 Milliarden D-Mark. 
Danach erfolgt zunächst eine geheime Rüstungs-
kooperation, bevor beide Länder 1965 auch offiziell 
diplomatische Beziehungen auf nehmen, die in den 
folgenden Jahren kontinuierlich vertieft werden. Ab 
Mitte der 1990er Jahre leistet Deutschland durch die 
Lieferung von nuklear bestückbaren U-Booten einen 
wichtigen Beitrag zu Israels atomarer Abschreckung. 
Zudem sieht die Bundesregierung im Bemühen um 
eine Friedensregelung zwischen Israel und seinen 
arabischen Nachbarn einen Beitrag zu Israels Sicher-
heit. Diese erklärt Bundeskanzlerin Merkel im März 
2008 in einer Rede vor der Knesset zur „deutschen 
Staats räson“, ohne allerdings näher zu erläutern, was 
dies konkret bedeuten soll. 

 September 2011 

Palästina bei den Vereinten Nationen
Ein palästinensischer Antrag auf UN-Vollmitglied-
schaft scheitert. 2012 stimmt die Vollversammlung am 
UN-Hauptsitz in New York für die Aufnahme Palästi-
nas als non-member observer state: Palästina wird 
von der Vollversammlung als Staat anerkannt, ist aber 
kein UN-Mitglied. In der Folge tritt Palästina dem In-
ternationalen Strafgerichtshof und weiteren internatio-
nalen Organisationen und Konventionen bei.

 Dezember 2016 

Resolution 2334 zum Siedlungsbau
Resolution 2334 des UN-Sicherheitsrats verurteilt 
den israelischen  Siedlungsbau in den besetzten 
palästinensischen Gebieten als erhebliche Verlet-
zung des Völkerrechts. Es ist die erste Resolution 
zum Siedlungsbau seit 1980, die nicht an einem 
Veto der USA scheitert.

 19. Juli 2018 

Israelisches Nationalstaats gesetz
Das israelische Parlament verabschiedet  
das Nationalstaatsgesetz, das den jüdischen  
Charakter des israelischen Staates festschreibt 
und Hebräisch zur einzigen Nationalsprache 
erklärt, wodurch Arabisch degradiert wird. 
Damit sehen Kritiker/-innen die demokratisch 
verbürgten gleichen Rechte aller in Gefahr, also 
auch von Nichtjuden in Israel.

 September 2020 

Abraham Accords
Unter Vermittlung der US-Regierung normalisieren Israel  
einerseits und die Vereinigten Arabischen Emirate, Bahrain, 
Marokko und der Sudan andererseits ihre diplomatischen  
Beziehungen. Nachdem Israel in der Region über Jahrzehnte 
isoliert war – abgesehen von den Friedensabkommen mit 
Ägypten 1979  (  Camp-David-Abkommen) und Jordanien 
1994 – sind die Abraham Accords ein historischer Durch-
bruch. Eine Normalisierung der Beziehungen zwischen Israel 
und Saudi-Arabien steht weiterhin aus, insbesondere weil  
die saudi sche Führung diese von einer Perspektive für einen 
palästinensischen Staat abhängig macht.

Innerpalästinensische Spaltung und  
Bemühungen um Aussöhnung
Nach der Spaltung von 2007 gibt es wiederholt 
international vermittelte Aussöhnungsbemühungen 
zwischen  Fatah und  Hamas. 2017 unter-
zeichnen beide ein Abkommen, das die Übergabe 
der zivilen Kontrolle des Gazastreifens an die Pa-
lästinensische Autonomiebehörde vorsieht. Es wird 
allerdings nicht umgesetzt. 2020 einigen sich Ha-
mas und Fatah auf ein Abkommen, das auch die 
Abhaltung von Parlaments- und Präsidentschafts-
wahlen im Folgejahr vorsieht. Das Abkommen 
scheitert, nachdem Präsident Abbas die Wahlen 
im April 2021 kurzfristig absagt. 2022 vermittelt 
Algerien ein weiteres Abkommen, das genauso 
wenig umgesetzt wird wie ein von China im Juli 
2024 vermitteltes Aussöhnungsabkommen.

 Dezember 2022 

Rechtsreligiöse Netanjahu-Regierung
Nachdem eine Regierung unter der Führung von Naftali Bennett 
und Jair Lapid nach nur eineinhalb Jahren im Amt scheitert, 
wird Benjamin Netanjahu mit einer rechts- religiösen Koalition 
erneut Regierungschef. Mit insgesamt mehr als 23 Amtsjahren 
(Stand: 2025) ist er der am längsten amtierende israelische 
Ministerpräsident. Erste Leitlinie des Regierungsprogramms  
ist ein „exklusives und unver äußerliches Recht des jüdischen 
Volkes auf das ganze Land“. Die Rückkehr ins Amt gelingt  
Netanjahu nur mit dem politischen Tabubruch, extrem rechts-
gerichtete Parteien wie die Vetreter der  israelischen Sied-
lerbewegung an der Regierung zu beteiligen.

Bevölkerung in Israel und den besetzten  
palästinensischen Gebieten (2022): 1

Jüdische Israelis: 7,10 Mio. (48,1 %) 
Palästinenser und arabische Israelis: 7,14 Mio. (48,4 %)

 2023 

Massenproteste
Von Januar bis Oktober protestieren in ganz Israel 
Hunderttausende Menschen gegen den von  
der  Netanjahu-Regierung geplanten Justiz-
umbau. Dieser käme de facto der Abschaffung 
der Gewaltenteilung gleich. Ab 2024 kommt es  
in Israel vor dem Hintergrund des  Gazakriegs 
erneut zu großen Protesten, bei denen die  
Frei lassung der Geiseln („Bring Them Home“)  
und ein Ende des Krieges gefordert werden.

 7. Oktober 2023 

Terrorangriff der Hamas
Die  Hamas und andere militante Gruppierungen 
durchbrechen den Grenzzaun des Gazastreifens, 
greifen Israel mit Raketen an, ermorden auf brutale 
Art und Weise etwa 1.200 Menschen und ver-
schleppen rund 250 Geiseln in den Gazastreifen.

 7. Oktober 2023  
Gazakrieg
In Reaktion auf den  Terrorangriff erklärt Israel der  

 Hamas den Krieg und greift militärisch im Gaza streifen 
an, zunächst mit Luftangriffen und Artilleriebeschuss, kurz 
darauf auch mit einer umfassenden Bodenoffensive. Anfang 
Oktober 2025 ist die Hamas zwar deut lich geschwächt, aber  
nicht zerstört. Mindestens 66.000 Menschen sind bis dahin 
durch den Krieg ums Leben gekommen, über 167.000 sind 
verletzt. Von den 2,2 Mio. Bewohnern des Gazastreifens sind  
1,9 Mio. auf der Flucht. Die humanitäre Situation ist katas-
trophal. Die UN sowie internationale wie israelische Men-
schenrechtsorganisationen werfen Israel Kriegsver brechen 
und teils Völkermord (Genozid) vor, hierzu ist eine Klage vor 
dem Internationalen Gerichtshof (IGH) in Den Haag anhängig.

 November 2023 

Erster Geiseldeal
Katar, Ägypten und die USA 
vermitteln erstmalig eine  
Feuerpause, den Zugang für 
humanitäre Hilfe und einen 
Austausch von israelischen 
Geiseln und palästinensischen 
Häftlingen (50 zu 150).

 19. Juli 2024 

Gutachten des  
Internatio nalen Gerichtshofs
Der Internationale Gerichtshof erklärt 
die israelische  Besatzung der paläs-
tinensischen Gebiete für illegal.

 16. Januar  – 18. März 2025 

Waffenruhe und erneuter  
Geiseldeal
Israel und die  Hamas einigen sich unter 
Vermittlung der USA, Katars und Ägyptens 
auf ein Abkommen, das eine Waffenruhe 
im Gazastreifen vorsieht. Dieses sieht die 
Freilassung von in den Gazastreifen ver-
schleppten israelischen Geiseln und von in 
israelischer Haft befindlichen palästinensi-
schen Gefangenen vor (33 Geiseln und 
über 1000 palästinensische Gefangene 
in der ersten Phase). Nach Ablauf der 
ersten Phase kündigt Netanjahu 
den Waffenstillstand auf, setzt 
die Kampfhandlungen fort und 
beschränkt die Zufuhr huma-
nitärer Hilfe drastisch.

H
AM
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 8. Oktober 2023 

Konfrontation zwischen Israel und der Hisbollah
Die libanesische Hisbollah und die jemenitischen Huthi greifen Israel 
mit Raketen an. Im September 2024 eskalieren die Spannungen im 
Libanon. Israel tötet Hisbollah-Chef Nasrallah, führt massive Luftangriffe 
durch und dringt mit einer Bodenoffensive in den Libanon ein. Ende 
November 2024 einigen sich Israel und die Hisbollah unter US-Vermitt-
lung auf einen zunächst auf 60 Tage angelegten Waffenstillstand.

 13. Juni 2025 

Eskalation zwischen Israel und 
dem Iran
Der seit Jahren andauernde Schattenkrieg 
zwischen Israel und dem Iran entwickelt sich 
zur offenen Konfrontation. Im Juni 2025 
eskaliert der Konflikt, als Israel zahlreiche 
Ziele im Iran angreift und mehrere Militärbe-
fehlshaber und Atomwissenschaftler tötet. 
Ziel der Angriffe ist laut israelischer Regie-
rung der Stopp des iranischen Atompro-
gramms, das Israel als existenzielle Bedro-
hung ansieht. Der Iran wertet den Angriff als 
Kriegserklärung und wehrt sich mit Gegen-
schlägen. Die USA greifen in der Nacht vom 
21. zum 22. Juni 2025 in den Konflikt ein 
und werfen unter anderem bunkerbrechen-
de Bomben auf die teils unterirdisch gelege-
nen iranischen Atomanlagen.

Arbeitspartei
Von der Staatsgründung bis 1977 führen die 
Arbeitspartei Avoda (Hebräisch für „Arbeit“) 
bzw. deren Vorläufer die israelische Regie-
rung an. Zu ihren bekanntesten Vorsitzen-
den zählen David Ben-Gurion, Golda Meir, 
Jitzchak Rabin, Schimon Peres und Ehud 
Barak. In den 1990er Jahren bringt sie  
maßgeblich den  Oslo-Friedens prozess 
voran, verliert aber nach der  Ermordung 
Rabins immer mehr an Bedeutung. Bei den 
Knesset-Wahlen 2022 erhält sie weniger als 
vier Prozent der Stimmen.

                                           

„Die Einschusslöcher des 1967er 
Krieges sieht man noch heute an der Wand 

meines Hauses. (…) Geld kommt und geht, das 
war nicht schlimm. Aber wir haben unsere Würde 

verloren – und das ist das Schlimmste.“
Anwar Arafat, Palästinenser2

 
 

Arabischer Nationalismus
Parallel zum politischen  Zionismus entwi-
ckelt sich ab der zweiten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts auch in der arabischen Welt ein 
eigenes Nationalbewusstsein. Insbesondere 
in Abgrenzung zur osmanischen Fremdherr-
schaft und aus der Ablehnung des europäi-
schen Kolonialismus in der Region entwickeln 
sich vor allem in arabischen Metropolen wie 
Kairo oder Damaskus nationale Bewegungen 
mit dem Ziel der staatlichen Unabhängigkeit. 
Während des  britischen Mandats für 
Palästina bildet sich in den 1920er Jahren  
in Abgrenzung zum politischen Zionismus 
immer stärker ein palästinensisches National-
bewusstsein heraus. 

„Die Katastrophe, die in unserer Zeit über das jüdische Volk hereinbrach und in Europa Millionen von Juden vernich­tete, bewies unwiderleglich aufs Neue, dass das Problem der jüdischen Heimat­losigkeit durch die Wieder herstellung des jüdischen Staates im Lande Israel gelöst werden muss, in einem Staat, dessen Pforten jedem Juden offen­stehen, und der dem jüdischen Volk den Rang einer gleichberechtigten Nation in der Völker familie sichert.“
Israelische Unabhängigkeitserklärung (14.5.1948)

  15. Mai 1948 – 20. Juli 1949 

Erster arabisch-israelischer Krieg 
Die arabischen Nachbarstaaten Ägypten,  
Jordanien, Syrien, Libanon sowie der Irak greifen  
Israel an. Israel gelingt es, sich zu verteidigen 
und dabei mehr Territorium zu erobern, als der 

 UN-Teilungsplan vorsieht. Ägypten erobert 
den Gazastreifen, Jordanien das Westjordanland 
und Ost-Jerusalem. Rund 700.000 Palästinenser 
sehen sich in der Folge gezwungen, aus dem von 
Israel kontrollierten Gebiet zu fliehen oder werden 
vertrieben. Sie flüchten ins Westjordanland, den 
Gazastreifen, Jordanien, den Libanon und nach 
Syrien. Der Krieg ist auf israelischer Seite auf-
grund der damit verteidigten Unabhängigkeit in 
positiver Erinnerung, während die arabische bzw. 
palästinensische Seite ihn aufgrund von Nieder-
lage, Flucht und Vertreibung als Nakba (Arabisch 
für „Katastrophe“) bezeichnet.

  5. September 1972 

Münchner Olympia-Attentat
27 Jahre nach dem Ende des  Nationalsozialismus finden im September 1972  
Olym pische Spiele in München statt. Am elften Tag der Spiele überfällt die palästinensi-
sche Terrorgruppe „Schwarzer September“, die über Verbindungen zur  PLO verfügt, 
das israelische Mannschaftsquartier, ermordet zwei Israelis und nimmt neun weitere  

als Geiseln. Die Spiele werden unterbrochen. Bei einer Befreiungsaktion durch die Polizei  
ermorden die Terroristen auch die neun Geiseln sowie einen Polizisten.
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„Die Ereignisse in Paläs
tina haben die aggressive

n 

Absichten der Zionisten und ihre imperialistischen 

Pläne entlarvt (…
). Die arabischen Sta

aten  

erklären wiederholt und mit allem Nachdruck, 

dass ihr Eingreifen in Palästina n
ur den oben  

genannten Erwägungen und Zielen geschuldet ist 

[die öffentliche Ordnung wiederherzustellen  

und das Übertreten der vor
herrschenden Unruhen 

auf ihre Gebiete sowie weiteres Blutvergießen 

zu verhindern] und dass sie keine
rlei andere  

Motive verfolgen.“ 

Erklärung der Arabischen Liga (15.5.1948)
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„Von klein auf sah ich Kriege. Ich 
selbst kämpfte im Unabhängigkeits-
krieg, im Suezkrieg, im Sechstage-
krieg, im Jom-Kippur-Krieg und in 

vielen weiteren Einsätzen. Mein  
Sohn kämpfte. Mein Enkel kämpfte. 
Er liegt verwundet im Krankenhaus. 

Und ich glaube, der Enkel meines 
Enkels wird auch kämpfen.“

Abraham Bar-Am, Israeli2

2023
2023

palästinensische Kontrolle ( A  )
gemeinsame Kontrolle ( B  )
israelische Kontrolle ( C )
israelische Siedlung
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  Juni – Sept. 1982 

Libanon-Krieg
Um die  PLO zu bekämpfen, dringt Israel 
militärisch in den Libanon ein. In der Folge 
kommt es in den libanesischen Flüchtlings-
lagern Sabra und Schatila zu Massakern der 
mit Israel verbündeten Falangisten (rechts-
extreme christliche Milizen) an hunderten 
palästinensischen Flüchtlingen. Der Süden 
des Libanon bleibt bis zum israelischen 
Abzug 2000 unter israelischer Besatzung.

  7. Juli 1937 

Britischer Teilungsplan 
In Reaktion auf den  arabischen Aufstand schlägt 
die britische Peel-Kommission erstmals die Teilung 
Palästinas in einen arabischen und einen jüdischen 
Staat, also eine  Zweistaatenregelung vor.

„Eine Bombe zu zünden an  
einem Feiertag. Wo Leute gemein-

sam sitzen. Holocaust-Überlebende. 
Ich glaube, danach war Israel nicht 

mehr das gleiche Land. (…) Das  
Milieu, das den Friedensprozess 

mitgetragen hat, hat sich von  
diesem Prozess abgewandt.“

Nathan Sznaider,  
israelischer Soziologe4

 Legende
Arabisch-israelische Kriege

Völkerrecht und Friedensinitiativen

Zentrale Akteure

siehe Kasten

siehe Abbildung     

 
 

„Am Anfang dachte ich, wie großartig 
das ist [die Klagemauer wieder besuchen  

zu können], ich war ganz hingerissen.  
Nach einer gewissen Weile sah ich die Probleme 

und merkte, dass es nicht so leicht ist.  
Ich realisierte, dass der Hass gegen uns auf  

der anderen Seite größer wird.“
Jitzchak Feller, Israeli² 

                                           

 
„Für uns war sonnenklar,  

worum wir kämpften. Noch heute 
kann ich nicht begreifen, wieso man-

che Leute nicht verstehen, dass wir eine 
Fortsetzung des europäischen Holocaust zu 
befürchten hatten, dass uns, den Juden im 

Lande Israel, die Auslöschung drohte.“
Haggai Horowitz, Israeli3

 
 

„Als wir Explosionen in 
der Nähe unseres Dorfes hörten, 

entstand Panik. Wir hatten so große 
Angst, dass wir ohne Sachen, Geld oder 

Kleider geflüchtet sind. Jeder rannte um 
sein Leben. Ich dachte, wir verlassen  

unser Dorf nur für ein paar Tage.“
Halima Sanakre, Palästinenserin2

                                           
„Die Gewalt war eine Reaktion auf 

Probleme. Und die Probleme waren Israels 
Weigerung, den Friedensprozess umzusetzen 

und die Besatzung zu beenden.“
Mustafa Barghouti, palästinensischer

Arzt und Politiker4

Rede vor der UN-Vollversammlung 

in New York (13.11.1974)

Rede vor der Knesset in Jerusalem (18.3.2008)

Oktober 2025 

Ende des Gazakriegs?
In Ägypten beginnen am 6. Oktober 
Verhandlungen über einen von  
US-Präsident Trump vorgelegten 
20-Punkte-Plan zur Beendigung des 

 Gazakriegs. Am 9. Oktober stim-
men die  Hamas und die israelische 
Regierung der Umsetzung der ersten 
Phase dieses Plans zu, die Kampf-
handlungen werden eingestellt.  
Am 13. Oktober übergibt die Hamas 
alle 20 noch lebenden israelischen 
Geiseln, im Gegenzug lässt Israel fast 
2.000 palästinensische Häftlinge frei, 
darunter 250, die zu lebenslanger Haft 
verurteilt worden waren. Der Plan sieht 
außerdem den vollständigen Rückzug 
der israelischen Armee aus dem  
Gazastreifen und die Entwaffnung der 
Hamas vor. Eine Übergangsregierung 
aus parteilosen palästinensischen 
Fachleuten soll unter internationaler 
Aufsicht den Gazastreifen verwalten.

„Die Regierung Seiner Majestät betrachtet  mit Wohlwollen die Errichtung einer nationalen  Heimstätte für das jüdische Volk in Palästina und wird ihr Bestes tun, die Erreichung dieses Zieles zu erleichtern, mit der Maßgabe, dass nichts  geschehen soll, was die bürgerlichen und religiösen Rechte der bestehenden nicht­jüdi schen Gemein­schaften in Palästina (...) in Frage stellen könnte.“ Balfour-Erklärung (2.11.1917)

Bevölkerung im britischen Mandats - 
gebiet Palästina (1946): 1

Juden: 600.000 (31 %) 
Araber (Muslime und Christen): 1,31 Mio. (67 %)

Zeitleiste
19. bis 21. Jahrhundert

Der Nahostkonflikt

1922–481922–48

                                           
 

„Meine Mutter kam während der 
osmanischen Besatzung auf die Welt. 

Ich wurde während der englischen Besat-
zung geboren, meine Kinder während 

 der jordanischen, deren Kinder während der 
israelischen. Es gibt immer jemanden,  
der dieses Land will, aber nie jemanden,  

der uns will. Ist das keine Tragödie?“
Amelie Dschaqaman, Palästinenserin2

Besatzung und Siedlungsbau
Für die palästinensische Bevölkerung im Gazastrei-
fen, im Westjordanland und in Ost-Jerusalem be-
deutet der  Sechstagekrieg von 1967 den Be-
ginn der andauernden israelischen Besatzung und 
des Siedlungsbaus. Die Golanhöhen, Ost-Jerusa-
lem, das Westjordanland und der Gazastreifen 
stehen bis heute laut Völkerrecht unter israelischer 
Besatzung. Die israelische Annexion der Golan-
höhen und Ost-Jerusalems wird international mit 
wenigen Ausnahmen nicht anerkannt. Aufgrund 
der seit 2007 andauernden israelischen Blockade 
des Gazastreifens und der fortgesetzten israeli-
schen Kontrolle über die Land- und Seegrenzen 
sowie den Luftraum gilt der Gazastreifen – trotz 
der Räumung der israelischen Truppenpräsenz 
2005 – völkerrechtlich weiterhin als besetzt. 

Im Juli 2024 erklärt der Internationale Gerichtshof 
(IGH), dass nicht nur der Siedlungsbau, sondern 
auch die israelische Besatzung des Westjordanlan-
des, Ost-Jerusalems und des Gazastreifens völker-
rechtswidrig ist, und fordert Israel zum umgehen-
den Rückzug aus den besetzten Gebieten auf.

 A-, B- und C-Gebiete
Lediglich in den A-Gebieten, die die städtischen 
Zentren des Westjordanlandes umfassen, hat  
die PA volle Kontrolle über zivile und Sicherheits-
fragen, in den dünner besiedelten B-Gebieten 
beschränkt sich die palästinensische Kontrolle 
auf zivile Aspekte, während Israel die volle Kont-
rolle über die C-Gebiete behält, was über 60 
Prozent des Westjordanlandes umfasst. In den 
C-Gebieten befinden sich die israelischen Sied-
lungen, laut Vereinten Nationen leben dort aller-
dings auch bis zu 300.000 Palästinenser/-innen. 
Der Umfang der A-Gebiete und damit der vollen 
palästinensischen Kontrolle sollte in einer fünf-
jährigen Übergangs phase schrittweise ausge-
weitet werden. In dieser Phase sollten auch die 

 Endstatusfragen geregelt werden. 1996 
finden erstmals  Wahlen in den besetzten 
palästinensischen Gebieten statt.

 4. November 1995 

Ermordung Rabins
Der jüdische Extremist Jigal 
Amir ermordet den israelischen 
Premierminister Jitzchak Rabin 
auf einer Friedenskundgebung 
in Tel Aviv. Der Tod Rabins stellt 
sich als herber Rückschlag für 
den  Oslo-Friedensprozess 
mit den Palästinensern heraus.

 Endstatusfragen
Als Endstatusfragen bezeichnet man zwischen den Konflikt-
parteien besonders umstrittene Fragen, deren Klärung  
für eine Lösung des Nahostkonflikts unbedingt nötig ist: 
•  der Grenzverlauf zwischen Israel und einem zukünftigen 

palästinensischen Staat,
•  der Status von  Jerusalem als potenzieller Hauptstadt  

beider Staaten,
•  der Verbleib der palästinensischen Flüchtlinge (und ihrer 

Nachkommen) aus dem  ersten arabisch-israeli-
schen Krieg,

•   die illegalen israelischen Siedlungsaktivitäten in den  
besetzten palästinensischen Gebieten,

•  Absprachen zur Gewährleistung von Sicherheit und
•  Absprachen zum Umgang mit Wasserressourcen.

 Juli 2000 

Camp David II und Zweite Intifada
In Camp David (USA) verhandeln Israels Premierminister Ehud 
Barak und der  PLO-Vorsitzende Jassir Arafat über die im  

 Oslo-Friedensprozess ausgesparten  Endstatusfragen.  
Die von den USA vermittelten Verhandlungen scheitern.  
Der israelische Oppositionsführer Ariel Scharon besucht den 
Haram al-Scharif/Tempelberg in  Jerusalem. Dies wird  
als Provokation verstanden, es kommt zum Ausbruch der 
Zweiten Intifada („Al-Aksa-Intifada“) mit rund 3.200 Toten auf 
palästinensischer und 1.000 Toten auf israelischer Seite.

 2008–2021

Gazakriege
Nach palästinensischem Raketenbeschuss startet 
Israel im Dezember 2008 eine Militärintervention im 
Gazastreifen. Rund 1.400 Palästinenser/-innen und 
13 Israelis werden getötet, bevor es im Januar 2009 
zu einem Waffenstillstand kommt. 

Nach der Tötung eines hochrangigen Anführers des 
militärischen Flügels der  Hamas im November 
2012 kommt es zu achttägigem palästinensischen 
Raketenbeschuss auf Israel und zu israelischen 
Luftschlägen im Gazastreifen. 

Im Juli 2014 führt die Entführung und Ermordung 
dreier israelischer Jugendlicher durch die Hamas zu 
einem siebenwöchigen Krieg im Gazastreifen mit 
2.100 Toten auf palästinensischer und 73 Toten auf 
israelischer Seite. 

Im Zuge des „Großen Marsches der Rückkehr“ 
versuchen ab März 2018 Protestierende aus  
dem Gazastreifen über den Sicherheitszaun nach 
Israel zu gelangen. Insgesamt sterben dabei über 
170 Palästinenser/-innen. 

Im Mai 2021 kommt es zu Zusammenstößen  
zwischen israelischer Polizei und palästinensischer 
Bevölkerung in Jerusalem, die die Hamas zum  
Anlass nimmt, Raketen auf Israel zu schießen.  
Israel greift daraufhin den Gazastreifen aus der Luft 
an. Die Kämpfe fordern 250 Tote im Gazastreifen 
und 13 in Israel.

 23./24. August 1929 

Hebron-Massaker
Vor dem Hintergrund steigender Spannungen zwischen 

 Zionismus und  arabischem Nationalismus tötet 
eine Gruppe arabischer Bewohner von Hebron insgesamt 
67 Jüdinnen und Juden. Auslöser ist eine Aus einan der-
setzung um  Jerusalem und seine heiligen Stätten.  
Infolge des Massakers wird die jüdische Bevölkerung durch 
die  britische Mandatsmacht aus Hebron evakuiert 
und darf nicht in die Stadt zurückkehren.

  5. – 10. Juni 1967 

Sechstagekrieg bzw. Junikrieg  
Ägyptens Präsident Nasser verlegt Truppen in den Sinai, 
versperrt Israel den Zugang zum Roten Meer und droht 
dem Staat mit der Vernichtung. Israel sieht darin einen 
Kriegsgrund und greift Ägypten an. Jordanien und Syrien 
greifen an ägyptischer Seite in den Krieg ein. Israel siegt 
innerhalb von sechs Tagen, erobert den ägyptischen 
Sinai, die syrischen Golanhöhen, den Gazastreifen, das 
Westjordanland und Ost-Jerusalem. Symbolisch für den 
israelischen Sieg ist das Foto der israelischen Fallschirm-
jäger-Einheit vor der Klagemauer im eroberten Ostteil von  

 Jerusalem. Der Sieg etabliert in Israel den Mythos der 
eigenen Unbesiegbarkeit, während die arabische Seite 
ihre Niederlage als Naksa (Arabisch für „Rückschlag“) 
begreift. Die Arabische Liga reagiert mit den „Drei Neins 
von Khartum“: kein Frieden mit Israel, keine Verhandlun-
gen mit Israel und keine Anerkennung Israels. Der UN- 
Sicherheitsrat verabschiedet im November 1967 Resoluti-
on 242 und etabliert damit das Prinzip „Land für Frieden“. 
Dieses beruht auf der Forderung, dass Israel sich im  
Gegenzug für einen dauerhaften Frieden aus den besetz-
ten Gebieten zurückzieht.

  14. Mai 1948 

Unabhängigkeit Israels 
Die Briten geben ihr  Mandat für Palästina auf 
und ziehen ihre Truppen zurück. Noch am selben Tag 
ruft David Ben-Gurion in Tel Aviv die Unabhängigkeit 
Israels aus. Die Weltmächte USA und Sowjet union 
erkennen den neuen Staat unmittelbar danach an. 
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 13. September 1993 

Oslo-Friedensprozess
Im Oslo-I-Abkommen („Prinzipienerklärung“) 
erkennen die   PLO und Israel einander ge-
genseitig an.  In der Folge entsteht 1994 durch 
das Gaza-Jericho-Abkommen die Palästinen-
sische Autonomiebehörde (PA), die begrenzte 
Rechte zur Selbstverwaltung erhält. Das Oslo- 
II-Abkommen („Interims abkommen“) von 1995 
regelt die Aufteilung des Westjordan landes in 

 A-, B- und C-Gebiete. 

Bevölkerung in Israel und den besetzten  
palästinensischen Gebieten (1993): 1

Jüdische Israelis: 4,34 Mio. (60,2 %)  
Palästinenser und arabische Israelis: 2,87 Mio. (39,8 %)
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ABDULLATIF BIN RASCHID AL-SAJANI  
                          ( BAHRAIN )

ABDULLAH BIN ZAYID AL NAHYAN  
( VAE )

BENJAMIN NETANJAHU  
( ISRAEL )

DONALD TRUMP  
( USA )

 Januar 2020 

Trumps „Jahrhundert-Deal“
US-Präsident Trump präsentiert seine als „Jahrhundert-
Deal“ betitelte Idee zur Lösung des Nahostkonflikts. 
Dieser sieht keinen souveränen palästinensischen Staat 
und die Annexion von rund 30 Prozent des Westjordan-
landes durch Israel vor. Bereits 2017 erkennt Trump 

  Jerusalem als israelische Hauptstadt an und 
schließt damit den palästinensischen Anspruch auf 
Ost-Jerusalem als Hauptstadt eines eigenen Staates 
faktisch aus. 2019 erkennt er die israelische Annexion 
der Golanhöhen an.
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�Falter und Zeitleisten 
(kostenlos)

Die Falter und Zeitleisten im großen 
A0-/A1-Format bereiten auf einen 
Blick politische und historische 
Themen lebendig und verständlich 
auf. 

Zuletzt erschienen: 

¬	Der Nahostkonflikt (2025) | 5451
¬	Die Bundespräsidenten und 

Bundeskanzler/-in der BRD 
(2025) | 5449

¬	Wahlrecht in Deutschland (2025) | 5434
 www.bpb.de/falter

 einfach POLITIK (kostenlos)

Die Hefte und Hörbücher erklären 
Politik in einer einfachen Sprache. 
Sie sind verständlich für alle – auch 
für Menschen, denen das Lesen 
schwerfällt oder die Deutsch lernen.

Zuletzt erschienen: 

einfach POLITIK: 
¬	Einmischen. Mitentscheiden.  

(akt. Neuauflage 2025) | 9403
¬	Nationalsozialismus 

(akt. Neuauflage 2025) I 9546
¬	Das Grundgesetz. Über den Staat  

(6. Auflage 09/2025) I 9428
 www.bpb.de/einfach-politik 

�  
HanisauLand

»HanisauLand« ist ein multimediales 
Angebot für Kinder und Jugendliche 
im Alter von 8 bis 14 Jahren: Infor-
mation, Interaktion, Unterhaltung 
und Materialien für die Schule.

Zuletzt erschienen: 

¬	Hanisauland Wandkalender (Jahres-
kalender 2026) | 2605 | kostenlos

¬	Religionen und miteinander leben in 
Deutschland – jetz versteh ich das!  
(Arbeitsheft, 2025) | 5647 | 3 €

 www.bpb.de/572886
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 DAS HEFT ÜBER 

ARBEIT 
UND BERUF

NUMMER 26

Die Hefte zeigen Jugendlichen, wo 
überall in ihrem Alltag Politik steckt. 
Das Begleitheft für Pädagog/-innen 
bietet Anregungen für die Arbeit mit 
dem Heft im Unterricht.

Zuletzt erschienen: 

¬	Das Heft über Arbeit und Beruf 
(2025) | 9683 

¬ Das Heft über Flucht und Asyl  
(2024) | 9681

 www.bpb.de/shop/was-geht
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Bildung sind ausschließlich im Direktvertrieb über 
www.bpb.de oder in unseren Medienzentren in 
Berlin, Bonn und Gera erhältlich.
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aktuelle Version unserer lieferbaren Titel.
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Die Bundeszentrale für politische Bildung 
(bpb) ist eine 1952 gegründete Behörde im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des 
Innern. Unser Auftrag besteht darin, alle interessier-
ten Bürgerinnen und Bürger dabei zu unterstützen, 
sich mit Politik zu befassen. Wir möchten in einem 
thematisch weit gefassten Politikbegriff Verständnis 
für politische Sachverhalte fördern, das demokrati-
sche Bewusstsein festigen und die Bereitschaft zur 
politischen Mitarbeit stärken. Dazu bedienen wir uns 
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�Informationen zur politi-
schen Bildung (kostenlos)

Die »Informationen zur politischen 
Bildung« sind ein bpb-Klassiker – 
nicht nur im Unterricht. Die »schwar-
zen Hefte« erscheinen vierteljährlich 
und sind kostenlos bestellbar.

Zuletzt erschienen: 

¬ Bevölkerungsschutz (2026) | 4365
¬ Revolution von 1848/49 (2025) | 4364
¬ Vereinte Nationen (2025) | 4363
¬ Bundestagswahl 2025 (2025) | 4362 
¬ Demokratie (2025) | 4361 
¬ Steuern und Finanzen (2024) | 4360 
 www.bpb.de/izpb

Aus Politik und  
Zeitgeschichte (kostenlos)

Themenblätter im Unterricht  | 145

Autoritäre Politik bpb.de/themenblaetter

�Themenblätter im  
Unterricht (kostenlos)

Die Arbeitsblätter für ein bis zwei 
Doppelstunden zu aktuellen Themen 
aus Politik und Gesellschaft sind 
gedruckt, als ausfüllbare PDFs und 
als OER nutzbar.

Zuletzt erschienen: 

¬	Autoritäre Politik (2026) | 5730
¬	Vergessene Jugend?  (2026) | 5729
¬	Meinungsfreiheit (2025) | 5728
¬	Gewalt gegen Frauen... (2025) | 5727
 www.bpb.de/themenblaetter

�Themen und  
Materialien (kostenlos)

Die Ausgaben der Reihe bieten eine 
umfassende Sammlung von Arbeits-
materialien zu größeren Themen
gebieten für die schulische und 
außerschulische Bildungsarbeit. 

Zuletzt erschienen: 

¬	Wirtschaft plural  
(2024) | 2497 

¬	Das Wesen der Erfahrung 
(2023) | 2496

www.bpb.de/themen-und-materialien

Die kleine Schwester der »Informatio-
nen zur politischen Bildung«: Sie wird 
als kurze, informative Sonderausgabe 
zu aktuellen und für den Politikunter-
richt relevanten Fragen veröffentlicht.

Zuletzt erschienen: 

¬ Die Wahlen zum Europäischen  
Parlament 2024 (2024) | 4041

¬ �Geschichtskultur im Unterricht 
(2023) | 4040 

¬ Katar (2022) | 4039
 www.bpb.de/520358

 Infoaktuell (kostenlos)fluter (kostenlos)

»fluter« ist das Jugendmagazin der 
bpb. Es beleuchtet Hintergründe 
und Diskussionen, liefert Argu-
mente, zeigt Menschen und ihre 
Erfahrungen. 

Zuletzt erschienen: 

¬ Weltraum (2025) | 5897
¬ Schönheit (2025) | 5896
¬ Handwerk (2023) | 5895
¬ Schule (2025) | 5894 
¬ Rap (2024) | 5893
¬ Verkehr (2024) | 5892
 www.bpb.de/fluter
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Thema im Unterricht/Extra  | Arbeitsmappe

Medien  
für Einsteiger 36 

Arbeitsblätter

ab Klasse 8

�Thema im Unterricht / Extra 
(kostenlos)

�Spicker 
(kostenlos)

Die Mappen behandeln auf 20 bis 
36 Arbeitsblättern grundlegende 
Themen für den gesellschaftswissen
schaftlichen Unterricht und sind 
auch als ausfüllbare PDFs verfügbar. 

Zuletzt erschienen: 

¬	Europa für Einsteiger (2023) | 5306
¬	Medien für Einsteiger (2022) | 5480
¬	Methoden-Kiste (2020) | 5340
¬	Kniffbox-Politik (2020) | 5630
 www.bpb.de/thema-im-unterricht

Das Lexikon zum Selberbasteln! 
Alle wichtigen Informationen zu 
grundlegenden Themen aus Politik 
und Gesellschaft zusammengefasst 
auf einer DIN-A4-Seite.

Zuletzt erschienen: 

¬	Bundeswehr (2025)
¬	Außenhandel (2025)
¬	Nationale Minderheiten (2025)
¬	Zweiter Weltkrieg (2025)
 www.bpb.de/spicker
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Eisernes Kreuz:
Hoheits- und  Erkennungszeichen

der Bundeswehr

Symbol für
Freiheitsliebe,

Gleichheit und
Tapferkeit

ursprünglich
preußische
Kriegsaus-
zeichnung

Geschichte und Einsätze der Bundeswehr
Mit dem sich verschärfenden Kalten Krieg wird in der Bundes-

republik über eine Wiederbewaffnung diskutiert. Der  Eintritt in das 
westliche Militärbündnis NATO ( Spicker Nr. 27) führt zur Gründung 
der Bundeswehr. 

Es gibt zu wenig Freiwillige, der Bundestag beschließt die Ein füh-
rung der allgemeinen Wehrpflicht. Der „Kriegsdienst mit der Waffe“ 
kann jedoch aus Gewissensgründen verweigert werden (Art. 4 GG).

Der erste Auslandseinsatz beginnt: Die deutsche Luftwaffe 
fliegt Hilfsgüter nach Nordafrika.

FürKriegsdienstverweigererwirdeinverpflichtenderErsatzdienst
eingeführt (Art. 12a GG). Seine häufigste Form ist der zumeist im
sozialenBereichabgeleisteteZivildienst.

Norddeutschland wird von einer schweren Sturmflut  getroffen, in 
Hamburg helfen Tausende Soldaten. Der erste große Einsatz der 
Bundeswehr im Landesinneren ist juristisch umstritten, verbessert 
ihr Ansehen in der Bevölkerung aber erheblich.

Zehn Jahre nach ihrer Gründung umfasst die Bundeswehr gut
460.000 Soldaten. 

Die Bundeswehr öffnet sich erstmals für Frauen, die  zunächst 
jedoch nur als Sanitäterinnen oder Militärmusikerinnen dienen dürfen. 
Seit 2001 stehen ihnen alle Laufbahnen offen. 2025 waren rund 24.900 
der Soldaten Frauen, das ist ein Anteil von über 13 Prozent. 

Die DDR unterhält ab 1956 mit der Nationalen Volks-
armee (NVA) eigene Streitkräfte, darunter auch die Grenz-

truppen. Mit der deutschen Einheit wird die NVA 1990 aufgelöst, 
die Bundeswehr übernimmt wenige Soldaten (jedoch keine 
Offiziere), einige Standorte und Material. 

Streitkräfte weltweit
Fast alle Länder unterhalten Streitkräfte, selbst der Vatikanstaat 
mit nur 1.000 Einwohnern. Nur Costa Rica, Island und das 
Fürstentum Liechtenstein haben keine  eigene Armee. 

Größte Armeen 
nach Truppenstärke (2025)

Länder mit höchsten 
 Militärausgaben (2024)

1. China  2 Mio.1. USA  997 Mrd. $
2. Indien  1,5 Mio.2. China  314 Mrd. $
3. USA  1,33 Mio.3. Russland  149 Mrd. $
4. Russland/Nordkorea je 1,32 Mio.4.Deutschland88 Mrd. $
31.Deutschland181.7005. Indien  86 Mrd. $

Die Lehren der Geschichte
Erst im 17. Jahrhundert entstehen in Europa moderne stehende 
Heere. Mit der Industrialisierung werden die Waffen tödlicher und 
billiger. Es ist nun möglich, Massenheere auszurüsten: Im Ersten 
Weltkrieg (1914 –1918) kämpfen Millionen  Soldaten. Flugzeuge, 
Panzer und Giftgas erhöhen die Brutalität des Krieges. Im Zweiten 
Weltkrieg (1939 –1945) führt die deutsche Wehrmacht  einen unver-
gleichlichenVernichtungskrieg.DieSchreckenderbeidenWelt-
kriege führen 1948 zur Gründung der Vereinten Nationen (UN), 
die in ihrer Charta (Art. 2 Nr. 4) ein Verbot von  Angriffskriegen
festhalten. Ein solches steht auch im Grundgesetz (Art. 26 GG). 

Seit Inkrafttreten des Atomwaffensperrvertrags 1970 gibt 
es fünf anerkannte Atommächte: China, Frankreich, 

Großbritannien, Russland und die USA. NATO-Staaten wie 
Deutschland profitieren vom Abschreckungspotenzial der 
„nuklearen Teilhabe“. Auch Indien, Nordkorea und Pakistan sind 
im Besitz von Atomwaffen, von Israel wird dies angenommen.
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Bundeswehr

Die deutschen Streitkräfte
„Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf“: Um diesem 
Auftrag aus Artikel 87a des Grundgesetzes (GG) gerecht zu wer-
den, gibt es die Bundeswehr. Als deutsche Armee übt sie gemein-
sam mit der Polizei das Gewaltmonopol des deutschen Staates 
aus und ist dabei vor allem für die Landes- und Bündnisverteidi-
gung  zuständig. Im Landesinneren darf sie nur in Ausnahmefällen 
zum Einsatz kommen (z. B. bei Naturkatastrophen).

Streitkräfte sind mit Kriegswaffen ausgestattete Träger 
der Staatsgewalt. Damit unterscheiden sie sich von nicht-

staatlichen militärischen Akteuren wie Söldnermilizen. Streitkräfte 
tragen zu einer der wichtigsten Aufgaben des Staates bei: dem 
Schutz der Bürger/-innen vor Angriffen von außen. Ihr Einsatz 
für Angriffskriege ist heute völkerrechtlich untersagt (S. 3).

Die Bundeswehr umfasst vier Teilstreitkräfte sowie zivile (= nicht-
militärische) Bereiche wie Verwaltung (z.B. Personal, Ausrüstung, 
Infrastruktur), Rechtspflege und Militärseelsorge. Die deutsche 
Armee ist eine Berufsarmee, die durch  Zeitsoldaten undfrei-
willig Wehrdienstleistende verstärkt wird. 

Die vier Teilstreitkräfte der Bundeswehr

·Heer: Landstreitkräfte wie Panzereinheiten, Gebirgsjäger
oder Fallschirmjäger

·Luftwaffe: Luftstreitkräfte mit Kampfjets, Transporthub-
schraubern, Frachtflugzeugen und Flugabwehrsystemen 

·Marine: Seestreitkräfte mit Fregatten, Korvetten, Minen-
abwehrfahrzeugen und U-Booten

·Cyber- und Informationsraum: Abwehr von Angriffen auf 
IT-Infrastrukturen sowie Aufklärung (Datenbeschaffung) 

1955 

1956 

1960 

1961 

1962 

1975 

1965 

Das Bundesverfassungsgericht stellt im „Out-of-Area-Urteil“ fest, 
dass Auslandseinsätze der Bundeswehr verfassungskonform sind, 
aber der Zustimmung des Bundestags bedürfen (  S. 7).

Die Bundeswehr beteiligt sich an der Friedensmission KFOR
im Kosovo, die bis heute andauert.

Am 11. September attackieren islamistische Terroristen die USA. 
Diese reagieren mit einem „Krieg gegen den Terror“. Deutschland 
beteiligt sich ab 2002 an der ISAF-Mission in  Afghanistan, 59 deut-
sche Soldaten sterben im Verlauf. Der Einsatz prägt die Bundeswehr 
bis zum Abzug 2021.

Der Bundestag beschließt die Aussetzung der Wehrpfl icht. 
Sie gilt als zu teuer und ungerecht, weil viele junge Menschen nicht 
zum Dienst antreten müssen (fehlende „Wehrgerechtigkeit“). 

Nach dem russischen Überfall auf die Ukraine ruft Bundes-
kanzler Olaf Scholz eine „Zeitenwende“ aus. Mit den  Mitteln aus 
 einem Sondervermögen beginnen große Beschaff ungsprojekte zur 
Aufrüstung. Die Bundeswehr unterstützt die Ukraine mit Material und 
bildet damit ukrainische  Soldaten aus.

Erstmals soll ein Großverband der Bundeswehr dauerhaft im 
 Ausland  bleiben: Die Bundesregierung beschließt den Aufbau einer 
 deutschen  Brigade in Litauen. 

Das Bundeskabinett entscheidet sich nach langen Verhandlungen 
für ein neues Wehrdienstmodell (  S. 8).

Derzeit gibt es 17 Missionen auf drei Kontinenten mit etwa 
2.000 Soldatinnen und Soldaten. So helfen Eurofi ghter und 

Luftabwehrsysteme vom Typ Patriot dabei, russische Drohnen 
im osteuropäischen Luftraum abzuwehren und Deutschland 
 engagiert sich mit Ein heiten beim Schutz des Baltikums.

Struktur der Bundeswehr 
In Friedenszeiten hat der/die Verteidigungsminister/-in die 
 Befehls- und Kommandogewalt inne. Im Verteidigungsfall nach 
Art. 115a GG übernimmt der/die Bundeskanzler/-in diese Aufgabe 
(Art. 115b GG). An der Spitze der Bundeswehr steht somit stets 
eine Zivilistin oder ein Zivilist, man spricht auch vom Primat der 
Politik über die Armee. 

Der oberste Soldat der Bundeswehr (männlich oder weiblich) ist 
der Generalinspekteur, darunter stehen die Inspekteure der 
vier Teilstreitkräfte. Der Generalinspekteur führt die Truppe, nicht 
aber die zahlreichen Behörden der Bundeswehr wie das Be-
schaff ungsamt oder den Bereich Personalgewinnung. Diese 
unter stehen dem Verteidigungsministerium und werden in der 
Regel von Zivilisten geleitet. Das soll als Lehre aus der deutschen 
 Geschichte verhindern, dass Soldaten zu viel Macht erhalten.

Personal der Bundeswehr (2025, gerundet):

·181.700 reguläre Soldatinnen und Soldaten 
(davon 112.000 „auf Zeit“ und 59.600 Berufssoldaten)

·11.000 freiwillig Wehrdienstleistende (7 bis 23 Monate) 
·50.000 „beorderte“ Reservisten (aus dem aktiven Dienst 

 ausgeschiedene, aber einsatzbereite Soldaten)
·80.600 Zivilisten (z.B. Juristinnen, Handwerker,  Biologinnen)

Die Bundeswehr hat ihre Dienstsitze in Bonn (Hardthöhe) und 
Berlin (Bendlerblock). 2024 unterhielt sie 275 Standorte in 
Deutschland, u.a. fünf Krankenhäuser, zwei Universitäten und 
zahlreiche Kasernen. Zur Bundeswehr gehören auch der 
Geheimdienst MAD (Militärischer Abschirmdienst) sowie 
die  Führungsakademie in Hamburg, an der künftige Generäle 
ausgebildet werden. 

Die Bundeswehr als Parlamentsarmee 
Während in anderen Ländern die Staatschefs eigenständig Truppen 
entsenden können, entscheidet in Deutschland der Bundestag 
über die Auslandseinsätze der Bundeswehr. Bei den Abgeordneten 
liegt auch die Etathoheit über die Verteidigungsausgaben. 
 Zudem beruft der Bundestag eine/-n Wehrbeauftragte/-n. Diese/-r 
prüft unabhängig, ob die Soldaten gut behandelt werden. Die 
 Bundeswehr wird in erster Linie zur Landesverteidigung ein gesetzt 
(Art. 87a GG). Da Deutschland aber in ein „System gegenseitiger 
 kollektiver Sicherheit“ eingebunden ist (Art. 24 GG), das „eine 
friedliche und dauerhafte Ordnung (…) zwischen den Völkern der 
Welt herbei führen und sichern“ soll, kann die Bundeswehr auch ins 
Ausland („Out of Area“) entsendet werden, etwa zu humanitären 
oder friedens sichernden Einsätzen mit Mandat des UN-Sicherheits-
rats und zum Schutz der Bündnisse (NATO und EU).

Als „Staatsbürger in Uniform“ stehen Soldatinnen und Soldaten 
auf dem Boden des Grundgesetzes und schützen die Demokratie 
gegen Bedrohungen von außen. Das Konzept steht damit in schar-
fer Abgrenzung zum Soldatenbild im Nationalsozialismus. Trotzdem 
gibt es immer wieder Skandale, Rekruten wurden etwa bei Auf-
nahmeritualen schikaniert, es gibt auch rechtsextreme Vorfälle. 
Umfragen zeigen aber, dass die breite Mehrheit der Soldatinnen 
und Soldaten demokratisch gesinnt ist. In ihrem Eid schwören sie, 
„das Recht sowie die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu ver-
teidigen“ (§ 9 Soldatengesetz), das heißt notfalls mit ihrem Leben.

Gut 83 Prozent der Deutschen haben eine positive Einstellung 
zur Bundeswehr, 84 Prozent vertrauen ihr (Umfrage der 

 Bundeswehr 2025). Gleichzeitig geht die Attraktivität der Bundes-
wehr als Arbeitgeber zurück: Nur zehn Prozent der 16-bis- 29-
Jährigen können sich vorstellen, selbst Soldat/-in zu werden.

Aktuelle Herausforderungen
Finanzen:Im Zuge der „Zeitenwende“ soll der deutsche Wehretat
massiv ansteigen, bis 2029 schrittweise auf 152,8 Milliarden Euro.
Die Finanzierung ist jedoch darüber hinaus nicht gesichert, zudem
gestaltet sich die Verausgabung der Gelder aufgrund langwieriger
Beschaffungsprozessealskompliziert.

Drohnen und Künstliche Intelligenz:Im Krieg Russlands  gegen
dieUkrainespielenDrohneneineentscheidendeRolle,auchder
Einsatz von Künstlicher Intelligenz in Waffensystemen nimmt inter-
national zu. Eigene Drohnen verfügt die Bundeswehr bislang je-
doch kaum und auch in der Erkennung und Luftabwehr feindlicher
Drohnen, Jets oder Raketen bestehen große Schwächen.

Neuer Wehrdienst:Ab 2026 sollen alle 18-jährigen Deutschen
einen Fragebogen zu ihrer Motivation und Eignung erhalten,
begonnen wird mit dem Geburtsjahrgang 2008. Für Männer ist
die Beantwortung verpflichtend, zudem haben sie sich einer
Musterung zu unterziehen. Die allgemeine Wehrpflicht bleibt aus-
gesetzt, allerdings ist eine sogenannte Bedarfswehrpflicht vorge-
sehen, die bei verteidigungspolitischem und personellem Bedarf
vom Bundestag beschlossen werden kann. Das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerungbleibtdavonunberührt.

Rolle der NATO: Für die Sicherheit Deutschlands ist die NATO 
zentral, ohne Schutz durch die USA wäre Europa nicht verteidi-
gungsfähig. Die Verlässlichkeit des NATO-Beistandspakts, wo-
nach alle Mitglieder einem angegriffenen Land zur Hilfe kommen 
müssen, steht jedoch spätestens seit  Donald Trumps zweiter 
US-Präsidentschaft infrage. Um sich von den USA zu emanzipie-
ren, bemüht man sich in der EU um die koordinierte Beschaffung 
von Rüstungsgütern und diskutiert eine stärkere Verzahnung der 
Streitkräfte bis hin zur Einrichtung einer europäischen Armee.
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Geschichte und Einsätze der Bundeswehr
Mit dem sich verschärfenden Kalten Krieg wird in der Bundes-

republik über eine Wiederbewaffnung diskutiert. Der  Eintritt in das 
westliche Militärbündnis NATO (  Spicker Nr. 27) führt zur Gründung 
der Bundeswehr. 

Es gibt zu wenig Freiwillige, der Bundestag beschließt die Ein füh-
rung der allgemeinen Wehrpflicht. Der „Kriegsdienst mit der Waffe“ 
kann jedoch aus Gewissensgründen verweigert werden (Art. 4 GG).

Der erste Auslandseinsatz beginnt: Die deutsche Luftwaffe 
fliegt Hilfsgüter nach Nordafrika.

Für Kriegsdienstverweigerer wird ein verpflichtender Ersatzdienst
eingeführt (Art. 12a GG). Seine häufigste Form ist der zumeist im
sozialen Bereich abgeleistete Zivildienst.

Norddeutschland wird von einer schweren Sturmflut  getroffen, in 
Hamburg helfen Tausende Soldaten. Der erste große Einsatz der 
Bundeswehr im Landesinneren ist juristisch umstritten, verbessert 
ihr Ansehen in der Bevölkerung aber erheblich.

Zehn Jahre nach ihrer Gründung umfasst die Bundeswehr gut
460.000 Soldaten. 

Die Bundeswehr öffnet sich erstmals für Frauen, die  zunächst 
jedoch nur als Sanitäterinnen oder Militärmusikerinnen dienen dürfen. 
Seit 2001 stehen ihnen alle Laufbahnen offen. 2025 waren rund 24.900 
der Soldaten Frauen, das ist ein Anteil von über 13 Prozent. 

Die DDR unterhält ab 1956 mit der Nationalen Volks-
armee (NVA) eigene Streitkräfte, darunter auch die Grenz-

truppen. Mit der deutschen Einheit wird die NVA 1990 aufgelöst, 
die Bundeswehr übernimmt wenige Soldaten (jedoch keine 
Offiziere), einige Standorte und Material. 

Streitkräfte weltweit
Fast alle Länder unterhalten Streitkräfte, selbst der Vatikanstaat 
mit nur 1.000 Einwohnern. Nur Costa Rica, Island und das 
Fürstentum Liechtenstein haben keine  eigene Armee. 

Größte Armeen 
nach Truppenstärke (2025)

Länder mit höchsten 
 Militärausgaben (2024)

1. China  2 Mio. 1. USA  997 Mrd. $
2. Indien  1,5 Mio. 2. China  314 Mrd. $
3. USA  1,33 Mio. 3. Russland  149 Mrd. $
4. Russland/Nordkorea je 1,32 Mio. 4. Deutschland 88 Mrd. $
31. Deutschland 181.700 5. Indien  86 Mrd. $

Die Lehren der Geschichte
Erst im 17. Jahrhundert entstehen in Europa moderne stehende 
Heere. Mit der Industrialisierung werden die Waffen tödlicher und 
billiger. Es ist nun möglich, Massenheere auszurüsten: Im Ersten 
Weltkrieg (1914 –1918) kämpfen Millionen  Soldaten. Flugzeuge, 
Panzer und Giftgas erhöhen die Brutalität des Krieges. Im Zweiten 
Weltkrieg (1939 –1945) führt die deutsche Wehrmacht  einen unver-
gleichlichen Vernichtungskrieg. Die Schrecken der beiden Welt-
kriege führen 1948 zur Gründung der Vereinten Nationen (UN), 
die in ihrer Charta (Art. 2 Nr. 4) ein Verbot von  Angriffskriegen
festhalten. Ein solches steht auch im Grundgesetz (Art. 26 GG). 

Seit Inkrafttreten des Atomwaffensperrvertrags 1970 gibt 
es fünf anerkannte Atommächte: China, Frankreich, 

Großbritannien, Russland und die USA. NATO-Staaten wie 
Deutschland profitieren vom Abschreckungspotenzial der 
„nuklearen Teilhabe“. Auch Indien, Nordkorea und Pakistan sind 
im Besitz von Atomwaffen, von Israel wird dies angenommen.
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Bundeswehr

Die deutschen Streitkräfte
„Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf“: Um diesem 
Auftrag aus Artikel 87a des Grundgesetzes (GG) gerecht zu wer-
den, gibt es die Bundeswehr. Als deutsche Armee übt sie gemein-
sam mit der Polizei das Gewaltmonopol des deutschen Staates 
aus und ist dabei vor allem für die Landes- und Bündnisverteidi-
gung  zuständig. Im Landesinneren darf sie nur in Ausnahmefällen 
zum Einsatz kommen (z. B. bei Naturkatastrophen).

Streitkräfte sind mit Kriegswaffen ausgestattete Träger 
der Staatsgewalt. Damit unterscheiden sie sich von nicht-

staatlichen militärischen Akteuren wie Söldnermilizen. Streitkräfte 
tragen zu einer der wichtigsten Aufgaben des Staates bei: dem 
Schutz der Bürger/-innen vor Angriffen von außen. Ihr Einsatz 
für Angriffskriege ist heute völkerrechtlich untersagt ( S. 3).

Die Bundeswehr umfasst vier Teilstreitkräfte sowie zivile (= nicht-
militärische) Bereiche wie Verwaltung (z.B. Personal, Ausrüstung, 
Infrastruktur), Rechtspflege und Militärseelsorge. Die deutsche 
Armee ist eine Berufsarmee, die durch  Zeitsoldaten und frei-
willig Wehrdienstleistende verstärkt wird. 

Die vier Teilstreitkräfte der Bundeswehr

· Heer: Landstreitkräfte wie Panzereinheiten, Gebirgsjäger
oder Fallschirmjäger

· Luftwaffe: Luftstreitkräfte mit Kampfjets, Transporthub-
schraubern, Frachtflugzeugen und Flugabwehrsystemen 

· Marine: Seestreitkräfte mit Fregatten, Korvetten, Minen-
abwehrfahrzeugen und U-Booten

· Cyber- und Informationsraum: Abwehr von Angriffen auf 
IT-Infrastrukturen sowie Aufklärung (Datenbeschaffung) 
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Das Bundesverfassungsgericht stellt im „Out-of-Area-Urteil“ fest, 
dass Auslandseinsätze der Bundeswehr verfassungskonform sind,
aber der Zustimmung des Bundestags bedürfen (  S. 7).

Die Bundeswehr beteiligt sich an der Friedensmission KFOR
im Kosovo, die bis heute andauert.

Am 11. September attackieren islamistische Terroristen die USA. 
Diese reagieren mit einem „Krieg gegen den Terror“. Deutschland 
beteiligt sich ab 2002 an der ISAF-Mission in  Afghanistan, 59 deut-
sche Soldaten sterben im Verlauf. Der Einsatz prägt die Bundeswehr 
bis zum Abzug 2021.

Der Bundestag beschließt die Aussetzung der Wehrpflicht. 
Sie gilt als zu teuer und ungerecht, weil viele junge Menschen nicht 
zum Dienst antreten müssen (fehlende „Wehrgerechtigkeit“). 

Nach dem russischen Überfall auf die Ukraine ruft Bundes-
kanzler Olaf Scholz eine „Zeitenwende“ aus. Mit den  Mitteln aus 
einem Sondervermögen beginnen große Beschaffungsprojekte zur
Aufrüstung. Die Bundeswehr unterstützt die Ukraine mit Material und 
bildet damit ukrainische  Soldaten aus.

Erstmals soll ein Großverband der Bundeswehr dauerhaft im 
Ausland  bleiben: Die Bundesregierung beschließt den Aufbau einer 
deutschen  Brigade in Litauen. 

Das Bundeskabinett entscheidet sich nach langen Verhandlungen 
für ein neues Wehrdienstmodell (  S. 8).

Derzeit gibt es 17 Missionen auf drei Kontinenten mit etwa 
2.000 Soldatinnen und Soldaten. So helfen Eurofighter und 

Luftabwehrsysteme vom Typ Patriot dabei, russische Drohnen 
im osteuropäischen Luftraum abzuwehren und Deutschland 
engagiert sich mit Einheiten beim Schutz des Baltikums.

Struktur der Bundeswehr
In Friedenszeiten hat der/die Verteidigungsminister/-in die 
Befehls- und Kommandogewalt inne. Im Verteidigungsfall nach 
Art. 115a GG übernimmt der/die Bundeskanzler/-in diese Aufgabe 
(Art. 115b GG). An der Spitze der Bundeswehr steht somit stets 
eine Zivilistin oder ein Zivilist, man spricht auch vom Primat der 
Politik über die Armee. 

Der oberste Soldat der Bundeswehr (männlich oder weiblich) ist 
der Generalinspekteur, darunter stehen die Inspekteure der 
vier Teilstreitkräfte. Der Generalinspekteur führt die Truppe, nicht 
aber die zahlreichen Behörden der Bundeswehr wie das Be-
schaffungsamt oder den Bereich Personalgewinnung. Diese 
unterstehen dem Verteidigungsministerium und werden in der 
Regel von Zivilisten geleitet. Das soll als Lehre aus der deutschen 
Geschichte verhindern, dass Soldaten zu viel Macht erhalten.

Personal der Bundeswehr (2025, gerundet):

· 181.700 reguläre Soldatinnen und Soldaten
(davon 112.000 „auf Zeit“ und 59.600 Berufssoldaten)

· 11.000 freiwillig Wehrdienstleistende (7 bis 23 Monate) 
· 50.000 „beorderte“ Reservisten (aus dem aktiven Dienst 

ausgeschiedene, aber einsatzbereite Soldaten)
· 80.600 Zivilisten (z.B. Juristinnen, Handwerker, Biologinnen)

Die Bundeswehr hat ihre Dienstsitze in Bonn (Hardthöhe) und 
Berlin (Bendlerblock). 2024 unterhielt sie 275 Standorte in 
Deutschland, u.a. fünf Krankenhäuser, zwei Universitäten und 
zahlreiche Kasernen. Zur Bundeswehr gehören auch der 
Geheimdienst MAD (Militärischer Abschirmdienst) sowie
die  Führungsakademie in Hamburg, an der künftige Generäle 
ausgebildet werden. 

Die Bundeswehr als Parlamentsarmee
Während in anderen Ländern die Staatschefs eigenständig Truppen 
entsenden können, entscheidet in Deutschland der Bundestag 
über die Auslandseinsätze der Bundeswehr. Bei den Abgeordneten 
liegt auch die Etathoheit über die Verteidigungsausgaben. 
Zudem beruft der Bundestag eine/-n Wehrbeauftragte/-n. Diese/-r 
prüft unabhängig, ob die Soldaten gut behandelt werden. Die 
Bundeswehr wird in erster Linie zur Landesverteidigung eingesetzt 
(Art. 87a GG). Da Deutschland aber in ein „System gegenseitiger 
 kollektiver Sicherheit“ eingebunden ist (Art. 24 GG), das „eine 
friedliche und dauerhafte Ordnung (…) zwischen den Völkern der 
Welt herbeiführen und sichern“ soll, kann die Bundeswehr auch ins 
Ausland („Out of Area“) entsendet werden, etwa zu humanitären 
oder friedenssichernden Einsätzen mit Mandat des UN-Sicherheits-
rats und zum Schutz der Bündnisse (NATO und EU).

Als „Staatsbürger in Uniform“ stehen Soldatinnen und Soldaten
auf dem Boden des Grundgesetzes und schützen die Demokratie 
gegen Bedrohungen von außen. Das Konzept steht damit in schar-
fer Abgrenzung zum Soldatenbild im Nationalsozialismus. Trotzdem 
gibt es immer wieder Skandale, Rekruten wurden etwa bei Auf-
nahmeritualen schikaniert, es gibt auch rechtsextreme Vorfälle. 
Umfragen zeigen aber, dass die breite Mehrheit der Soldatinnen 
und Soldaten demokratisch gesinnt ist. In ihrem Eid schwören sie, 
„das Recht sowie die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu ver-
teidigen“ (§ 9 Soldatengesetz), das heißt notfalls mit ihrem Leben.

Gut 83 Prozent der Deutschen haben eine positive Einstellung 
zur Bundeswehr, 84 Prozent vertrauen ihr (Umfrage der 

Bundeswehr 2025). Gleichzeitig geht die Attraktivität der Bundes-
wehr als Arbeitgeber zurück: Nur zehn Prozent der 16-bis-29-
Jährigen können sich vorstellen, selbst Soldat/-in zu werden.

Aktuelle Herausforderungen 
Finanzen: Im Zuge der „Zeitenwende“ soll der deutsche Wehretat 
massiv ansteigen, bis 2029 schrittweise auf 152,8 Milliarden Euro. 
Die Finanzierung ist jedoch darüber hinaus nicht gesichert, zudem 
gestaltet sich die Verausgabung der Gelder aufgrund langwieriger 
Beschaff ungsprozesse als kompliziert. 

Drohnen und Künstliche Intelligenz: Im Krieg Russlands  gegen 
die Ukraine spielen Drohnen eine entscheidende Rolle, auch der 
Einsatz von Künstlicher Intelligenz in Waff ensystemen nimmt inter-
national zu. Eigene Drohnen verfügt die Bundeswehr bislang je-
doch kaum und auch in der Erkennung und Luftabwehr feindlicher 
Drohnen, Jets oder Raketen bestehen große Schwächen. 

Neuer Wehrdienst: Ab 2026 sollen alle 18-jährigen Deutschen 
einen Fragebogen zu ihrer Motivation und Eignung erhalten, 
 begonnen wird mit dem Geburtsjahrgang 2008. Für Männer ist 
die Beantwortung verpfl ichtend, zudem haben sie sich einer 
 Musterung zu unterziehen. Die allgemeine Wehrpfl icht bleibt aus-
gesetzt, allerdings ist eine sogenannte Bedarfswehrpfl icht vorge-
sehen, die bei verteidigungspolitischem und personellem Bedarf 
vom Bundestag beschlossen werden kann. Das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung bleibt davon unberührt. 

Rolle der NATO: Für die Sicherheit Deutschlands ist die NATO 
zentral, ohne Schutz durch die USA wäre Europa nicht vertei di-
gungsfähig. Die Verlässlichkeit des NATO-Beistandspakts, wo-
nach alle Mitglieder einem angegriff enen Land zur Hilfe kommen 
müssen, steht jedoch spätestens seit  Donald Trumps zweiter 
US-Präsidentschaft infrage. Um sich von den USA zu emanzipie-
ren, bemüht man sich in der EU um die koordinierte Beschaff ung 
von Rüstungsgütern und diskutiert eine stärkere Verzahnung der 
Streitkräfte bis hin zur Einrichtung einer europäischen Armee.
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Geschichte und Einsätze der Bundeswehr
Mit dem sich verschärfenden Kalten Krieg wird in der Bundes-

republik über eine Wiederbewaffnung diskutiert. Der  Eintritt in das 
westliche Militärbündnis NATO (  Spicker Nr. 27) führt zur Gründung 
der Bundeswehr. 

Es gibt zu wenig Freiwillige, der Bundestag beschließt die Ein füh-
rung der allgemeinen Wehrpflicht. Der „Kriegsdienst mit der Waffe“ 
kann jedoch aus Gewissensgründen verweigert werden (Art. 4 GG).

Der erste Auslandseinsatz beginnt: Die deutsche Luftwaffe 
fliegt Hilfsgüter nach Nordafrika.

Für Kriegsdienstverweigerer wird ein verpflichtender Ersatzdienst
eingeführt (Art. 12a GG). Seine häufigste Form ist der zumeist im
sozialen Bereich abgeleistete Zivildienst.

Norddeutschland wird von einer schweren Sturmflut  getroffen, in 
Hamburg helfen Tausende Soldaten. Der erste große Einsatz der 
Bundeswehr im Landesinneren ist juristisch umstritten, verbessert 
ihr Ansehen in der Bevölkerung aber erheblich.

Zehn Jahre nach ihrer Gründung umfasst die Bundeswehr gut
460.000 Soldaten. 

Die Bundeswehr öffnet sich erstmals für Frauen, die  zunächst 
jedoch nur als Sanitäterinnen oder Militärmusikerinnen dienen dürfen. 
Seit 2001 stehen ihnen alle Laufbahnen offen. 2025 waren rund 24.900 
der Soldaten Frauen, das ist ein Anteil von über 13 Prozent. 

Die DDR unterhält ab 1956 mit der Nationalen Volks-
armee (NVA) eigene Streitkräfte, darunter auch die Grenz-

truppen. Mit der deutschen Einheit wird die NVA 1990 aufgelöst, 
die Bundeswehr übernimmt wenige Soldaten (jedoch keine 
Offiziere), einige Standorte und Material. 

Streitkräfte weltweit
Fast alle Länder unterhalten Streitkräfte, selbst der Vatikanstaat 
mit nur 1.000 Einwohnern. Nur Costa Rica, Island und das 
 Fürstentum Liechtenstein haben keine  eigene Armee. 

Größte Armeen 
nach Truppenstärke (2025)

Länder mit höchsten 
 Militärausgaben (2024)

1. China 2 Mio. 1. USA 997 Mrd. $
2. Indien 1,5 Mio. 2. China 314 Mrd. $
3. USA 1,33 Mio. 3. Russland  149 Mrd. $
4. Russland/Nordkorea je 1,32 Mio. 4. Deutschland 88 Mrd. $
31. Deutschland 181.700 5. Indien 86 Mrd. $

Die Lehren der Geschichte
Erst im 17. Jahrhundert entstehen in Europa moderne stehende 
 Heere. Mit der Industrialisierung werden die Waff en töd licher und 
billiger. Es ist nun möglich, Massenheere auszu rüsten: Im Ersten 
Weltkrieg (1914 –1918) kämpfen Millionen  Soldaten. Flugzeuge, 
 Panzer und Giftgas erhöhen die Brutalität des Krieges. Im Zweiten 
Weltkrieg (1939 –1945) führt die deutsche Wehrmacht  einen unver-
gleichlichen Vernichtungskrieg. Die Schrecken der beiden Welt-
kriege führen 1948 zur Gründung der Vereinten Nationen (UN), 
die in ihrer Charta (Art. 2 Nr. 4) ein Verbot von  Angriff skriegen
festhalten. Ein solches steht auch im Grundgesetz (Art. 26 GG). 

Seit Inkrafttreten des Atomwaffensperrvertrags 1970 gibt 
es fünf anerkannte Atommächte: China, Frankreich, 

 Groß britannien, Russland und die USA. NATO-Staaten wie 
Deutschland profi tieren vom Abschreckungspotenzial der 
„ nuklearen Teil habe“. Auch Indien, Nordkorea und Pakistan sind 
im Besitz von Atomwaffen, von Israel wird dies angenommen.
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Bundeswehr

Die deutschen Streitkräfte
„Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf“: Um diesem 
Auftrag aus Artikel 87a des Grundgesetzes (GG) gerecht zu wer-
den, gibt es die Bundeswehr. Als deutsche Armee übt sie gemein-
sam mit der Polizei das Gewaltmonopol des deutschen Staates 
aus und ist dabei vor allem für die Landes- und Bündnisverteidi-
gung  zuständig. Im Landesinneren darf sie nur in Ausnahmefällen 
zum Einsatz kommen (z. B. bei Naturkatastrophen).

Streitkräfte sind mit Kriegswaffen ausgestattete Träger 
der Staatsgewalt. Damit unterscheiden sie sich von nicht-

staatlichen militärischen Akteuren wie Söldnermilizen. Streitkräfte 
tragen zu einer der wichtigsten Aufgaben des Staates bei: dem 
Schutz der Bürger/-innen vor Angriffen von außen. Ihr Einsatz 
für Angriffskriege ist heute völkerrechtlich untersagt ( S. 3).

Die Bundeswehr umfasst vier Teilstreitkräfte sowie zivile (= nicht-
militärische) Bereiche wie Verwaltung (z.B. Personal, Ausrüstung, 
Infrastruktur), Rechtspfl ege und Militärseelsorge. Die deutsche 
Armee ist eine Berufsarmee, die durch  Zeitsoldaten und frei-
willig Wehrdienstleistende verstärkt wird. 

Die vier Teilstreitkräfte der Bundeswehr

· Heer: Landstreitkräfte wie Panzereinheiten, Gebirgsjäger 
oder Fallschirmjäger

· Luftwaffe: Luftstreitkräfte mit Kampfjets, Transporthub-
schraubern, Frachtfl ugzeugen und Flugabwehrsystemen 

· Marine: Seestreitkräfte mit Fregatten, Korvetten, Minen-
abwehrfahrzeugen und U-Booten

· Cyber- und Informationsraum: Abwehr von Angriffen auf 
IT-Infrastrukturen sowie Aufklärung (Datenbeschaffung) 
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Das Bundesverfassungsgericht stellt im „Out-of-Area-Urteil“ fest, 
dass Auslandseinsätze der Bundeswehr verfassungskonform sind,
aber der Zustimmung des Bundestags bedürfen (  S. 7).

Die Bundeswehr beteiligt sich an der Friedensmission KFOR
im Kosovo, die bis heute andauert.

Am 11. September attackieren islamistische Terroristen die USA. 
Diese reagieren mit einem „Krieg gegen den Terror“. Deutschland 
beteiligt sich ab 2002 an der ISAF-Mission in  Afghanistan, 59 deut-
sche Soldaten sterben im Verlauf. Der Einsatz prägt die Bundeswehr 
bis zum Abzug 2021.

Der Bundestag beschließt die Aussetzung der Wehrpflicht. 
Sie gilt als zu teuer und ungerecht, weil viele junge Menschen nicht 
zum Dienst antreten müssen (fehlende „Wehrgerechtigkeit“). 

Nach dem russischen Überfall auf die Ukraine ruft Bundes-
kanzler Olaf Scholz eine „Zeitenwende“ aus. Mit den  Mitteln aus 
einem Sondervermögen beginnen große Beschaffungsprojekte zur
Aufrüstung. Die Bundeswehr unterstützt die Ukraine mit Material und 
bildet damit ukrainische  Soldaten aus.

Erstmals soll ein Großverband der Bundeswehr dauerhaft im 
Ausland  bleiben: Die Bundesregierung beschließt den Aufbau einer 
deutschen  Brigade in Litauen. 

Das Bundeskabinett entscheidet sich nach langen Verhandlungen 
für ein neues Wehrdienstmodell (  S. 8).

Derzeit gibt es 17 Missionen auf drei Kontinenten mit etwa 
2.000 Soldatinnen und Soldaten. So helfen Eurofighter und 

Luftabwehrsysteme vom Typ Patriot dabei, russische Drohnen 
im osteuropäischen Luftraum abzuwehren und Deutschland 
engagiert sich mit Einheiten beim Schutz des Baltikums.

Struktur der Bundeswehr
In Friedenszeiten hat der/die Verteidigungsminister/-in die 
Befehls- und Kommandogewalt inne. Im Verteidigungsfall nach 
Art. 115a GG übernimmt der/die Bundeskanzler/-in diese Aufgabe 
(Art. 115b GG). An der Spitze der Bundeswehr steht somit stets 
eine Zivilistin oder ein Zivilist, man spricht auch vom Primat der 
Politik über die Armee. 

Der oberste Soldat der Bundeswehr (männlich oder weiblich) ist 
der Generalinspekteur, darunter stehen die Inspekteure der 
vier Teilstreitkräfte. Der Generalinspekteur führt die Truppe, nicht 
aber die zahlreichen Behörden der Bundeswehr wie das Be-
schaffungsamt oder den Bereich Personalgewinnung. Diese 
unterstehen dem Verteidigungsministerium und werden in der 
Regel von Zivilisten geleitet. Das soll als Lehre aus der deutschen 
Geschichte verhindern, dass Soldaten zu viel Macht erhalten.

Personal der Bundeswehr (2025, gerundet):

· 181.700 reguläre Soldatinnen und Soldaten
(davon 112.000 „auf Zeit“ und 59.600 Berufssoldaten)

· 11.000 freiwillig Wehrdienstleistende (7 bis 23 Monate) 
· 50.000 „beorderte“ Reservisten (aus dem aktiven Dienst 

ausgeschiedene, aber einsatzbereite Soldaten)
· 80.600 Zivilisten (z.B. Juristinnen, Handwerker, Biologinnen)

Die Bundeswehr hat ihre Dienstsitze in Bonn (Hardthöhe) und 
Berlin (Bendlerblock). 2024 unterhielt sie 275 Standorte in 
Deutschland, u.a. fünf Krankenhäuser, zwei Universitäten und 
zahlreiche Kasernen. Zur Bundeswehr gehören auch der 
Geheimdienst MAD (Militärischer Abschirmdienst) sowie
die  Führungsakademie in Hamburg, an der künftige Generäle 
ausgebildet werden. 

Die Bundeswehr als Parlamentsarmee
Während in anderen Ländern die Staatschefs eigenständig Truppen 
entsenden können, entscheidet in Deutschland der Bundestag 
über die Auslandseinsätze der Bundeswehr. Bei den Abgeordneten 
liegt auch die Etathoheit über die Verteidigungsausgaben. 
Zudem beruft der Bundestag eine/-n Wehrbeauftragte/-n. Diese/-r 
prüft unabhängig, ob die Soldaten gut behandelt werden. Die 
Bundeswehr wird in erster Linie zur Landesverteidigung eingesetzt 
(Art. 87a GG). Da Deutschland aber in ein „System gegenseitiger 
 kollektiver Sicherheit“ eingebunden ist (Art. 24 GG), das „eine 
friedliche und dauerhafte Ordnung (…) zwischen den Völkern der 
Welt herbeiführen und sichern“ soll, kann die Bundeswehr auch ins 
Ausland („Out of Area“) entsendet werden, etwa zu humanitären 
oder friedenssichernden Einsätzen mit Mandat des UN-Sicherheits-
rats und zum Schutz der Bündnisse (NATO und EU).

Als „Staatsbürger in Uniform“ stehen Soldatinnen und Soldaten
auf dem Boden des Grundgesetzes und schützen die Demokratie 
gegen Bedrohungen von außen. Das Konzept steht damit in schar-
fer Abgrenzung zum Soldatenbild im Nationalsozialismus. Trotzdem 
gibt es immer wieder Skandale, Rekruten wurden etwa bei Auf-
nahmeritualen schikaniert, es gibt auch rechtsextreme Vorfälle. 
Umfragen zeigen aber, dass die breite Mehrheit der Soldatinnen 
und Soldaten demokratisch gesinnt ist. In ihrem Eid schwören sie, 
„das Recht sowie die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu ver-
teidigen“ (§ 9 Soldatengesetz), das heißt notfalls mit ihrem Leben.

Gut 83 Prozent der Deutschen haben eine positive Einstellung 
zur Bundeswehr, 84 Prozent vertrauen ihr (Umfrage der 

Bundeswehr 2025). Gleichzeitig geht die Attraktivität der Bundes-
wehr als Arbeitgeber zurück: Nur zehn Prozent der 16-bis-29-
Jährigen können sich vorstellen, selbst Soldat/-in zu werden.

Aktuelle Herausforderungen
Finanzen: Im Zuge der „Zeitenwende“ soll der deutsche Wehretat
massiv ansteigen, bis 2029 schrittweise auf 152,8 Milliarden Euro.
Die Finanzierung ist jedoch darüber hinaus nicht gesichert, zudem
gestaltet sich die Verausgabung der Gelder aufgrund langwieriger
Beschaffungsprozesse als kompliziert.

Drohnen und Künstliche Intelligenz: Im Krieg Russlands  gegen
die Ukraine spielen Drohnen eine entscheidende Rolle, auch der
Einsatz von Künstlicher Intelligenz in Waffensystemen nimmt inter-
national zu. Eigene Drohnen verfügt die Bundeswehr bislang je-
doch kaum und auch in der Erkennung und Luftabwehr feindlicher
Drohnen, Jets oder Raketen bestehen große Schwächen.

Neuer Wehrdienst: Ab 2026 sollen alle 18-jährigen Deutschen
einen Fragebogen zu ihrer Motivation und Eignung erhalten,
begonnen wird mit dem Geburtsjahrgang 2008. Für Männer ist
die Beantwortung verpflichtend, zudem haben sie sich einer
Musterung zu unterziehen. Die allgemeine Wehrpflicht bleibt aus-
gesetzt, allerdings ist eine sogenannte Bedarfswehrpflicht vorge-
sehen, die bei verteidigungspolitischem und personellem Bedarf
vom Bundestag beschlossen werden kann. Das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerung bleibt davon unberührt.

Rolle der NATO: Für die Sicherheit Deutschlands ist die NATO 
zentral, ohne Schutz durch die USA wäre Europa nicht verteidi-
gungsfähig. Die Verlässlichkeit des NATO-Beistandspakts, wo-
nach alle Mitglieder einem angegriffenen Land zur Hilfe kommen 
müssen, steht jedoch spätestens seit  Donald Trumps zweiter 
US-Präsidentschaft infrage. Um sich von den USA zu emanzipie-
ren, bemüht man sich in der EU um die koordinierte Beschaffung 
von Rüstungsgütern und diskutiert eine stärkere Verzahnung der 
Streitkräfte bis hin zur Einrichtung einer europäischen Armee.

1994 

1999 

2001

2011

2022/23

2024 

2025

2

65

3

7

4

8

von Rechtsextremen
heute in Anspielung
auf die Wehrmacht
verwendet

im National-
sozialismus

vereinnahmt und
als Orden verliehen

Eisernes Kreuz:
Hoheits- und  Erkennungszeichen

der Bundeswehr

Symbol für
Freiheitsliebe,

Gleichheit und
Tapferkeit

ursprünglich
preußische
Kriegsaus-
zeichnung

Geschichte und Einsätze der Bundeswehr 
Mit dem sich verschärfenden Kalten Krieg wird in der Bundes-

republik über eine Wiederbewaff nung diskutiert. Der  Eintritt in das 
westliche Militärbündnis NATO (  Spicker Nr. 27) führt zur Gründung 
der Bundeswehr. 

Es gibt zu wenig Freiwillige, der Bundestag beschließt die Ein füh-
rung der allgemeinen Wehrpfl icht. Der „Kriegsdienst mit der Waff e“ 
kann jedoch aus Gewissensgründen verweigert werden (Art. 4 GG).

Der erste Auslandseinsatz beginnt: Die deutsche Luftwaff e 
fl iegt Hilfsgüter nach Nordafrika.

Für Kriegsdienstverweigerer wird ein verpfl ichtender Ersatzdienst 
eingeführt (Art. 12a GG). Seine häufi gste Form ist der zumeist im 
 sozialen Bereich abgeleistete Zivildienst.

Norddeutschland wird von einer schweren Sturmfl ut  getroff en, in 
Hamburg helfen Tausende Soldaten. Der erste große Einsatz der 
 Bundeswehr im Landesinneren ist juristisch um stritten, verbessert 
ihr Ansehen in der Bevölkerung aber erheblich.

Zehn Jahre nach ihrer Gründung umfasst die Bundeswehr gut 
460.000 Soldaten. 

Die Bundeswehr öff net sich erstmals für Frauen, die  zunächst 
jedoch nur als Sanitäterinnen oder Militärmusikerinnen dienen dürfen. 
Seit 2001 stehen ihnen alle Laufbahnen off en. 2025 waren rund 24.900 
der Soldaten Frauen, das ist ein Anteil von über 13 Prozent. 

Die DDR unterhält ab 1956 mit der Nationalen Volks-
armee (NVA) eigene Streitkräfte, darunter auch die Grenz-

truppen. Mit der deutschen Einheit wird die NVA 1990 aufgelöst, 
die Bundeswehr übernimmt wenige Soldaten (jedoch keine 
 Offi ziere), einige Standorte und Material. 

Streitkräfte weltweit
Fast alle Länder unterhalten Streitkräfte, selbst der Vatikanstaat 
mit nur 1.000 Einwohnern. Nur Costa Rica, Island und das 
Fürstentum Liechtenstein haben keine  eigene Armee. 

Größte Armeen 
nach Truppenstärke (2025)

Länder mit höchsten 
 Militärausgaben (2024)

1. China  2 Mio.1. USA  997 Mrd. $
2. Indien  1,5 Mio.2. China  314 Mrd. $
3. USA  1,33 Mio.3. Russland  149 Mrd. $
4. Russland/Nordkorea je 1,32 Mio.4.Deutschland88 Mrd. $
31.Deutschland181.7005. Indien  86 Mrd. $

Die Lehren der Geschichte
Erst im 17. Jahrhundert entstehen in Europa moderne stehende 
Heere. Mit der Industrialisierung werden die Waffen tödlicher und 
billiger. Es ist nun möglich, Massenheere auszurüsten: Im Ersten 
Weltkrieg (1914 –1918) kämpfen Millionen  Soldaten. Flugzeuge, 
Panzer und Giftgas erhöhen die Brutalität des Krieges. Im Zweiten 
Weltkrieg (1939 –1945) führt die deutsche Wehrmacht  einen unver-
gleichlichenVernichtungskrieg.DieSchreckenderbeidenWelt-
kriege führen 1948 zur Gründung der Vereinten Nationen (UN), 
die in ihrer Charta (Art. 2 Nr. 4) ein Verbot von  Angriffskriegen
festhalten. Ein solches steht auch im Grundgesetz (Art. 26 GG). 

Seit Inkrafttreten des Atomwaffensperrvertrags 1970 gibt 
es fünf anerkannte Atommächte: China, Frankreich, 

Großbritannien, Russland und die USA. NATO-Staaten wie 
Deutschland profitieren vom Abschreckungspotenzial der 
„nuklearen Teilhabe“. Auch Indien, Nordkorea und Pakistan sind 
im Besitz von Atomwaffen, von Israel wird dies angenommen.
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Bundeswehr

Die deutschen Streitkräfte
„Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf“: Um diesem 
Auftrag aus Artikel 87a des Grundgesetzes (GG) gerecht zu wer-
den, gibt es die Bundeswehr. Als deutsche Armee übt sie gemein-
sam mit der Polizei das Gewaltmonopol des deutschen Staates 
aus und ist dabei vor allem für die Landes- und Bündnisverteidi-
gung  zuständig. Im Landesinneren darf sie nur in Ausnahmefällen 
zum Einsatz kommen (z. B. bei Naturkatastrophen).

Streitkräfte sind mit Kriegswaffen ausgestattete Träger 
der Staatsgewalt. Damit unterscheiden sie sich von nicht-

staatlichen militärischen Akteuren wie Söldnermilizen. Streitkräfte 
tragen zu einer der wichtigsten Aufgaben des Staates bei: dem 
Schutz der Bürger/-innen vor Angriffen von außen. Ihr Einsatz 
für Angriffskriege ist heute völkerrechtlich untersagt (S. 3).

Die Bundeswehr umfasst vier Teilstreitkräfte sowie zivile (= nicht-
militärische) Bereiche wie Verwaltung (z.B. Personal, Ausrüstung, 
Infrastruktur), Rechtspflege und Militärseelsorge. Die deutsche 
Armee ist eine Berufsarmee, die durch  Zeitsoldaten undfrei-
willig Wehrdienstleistende verstärkt wird. 

Die vier Teilstreitkräfte der Bundeswehr

·Heer: Landstreitkräfte wie Panzereinheiten, Gebirgsjäger
oder Fallschirmjäger

·Luftwaffe: Luftstreitkräfte mit Kampfjets, Transporthub-
schraubern, Frachtflugzeugen und Flugabwehrsystemen 

·Marine: Seestreitkräfte mit Fregatten, Korvetten, Minen-
abwehrfahrzeugen und U-Booten

·Cyber- und Informationsraum: Abwehr von Angriffen auf 
IT-Infrastrukturen sowie Aufklärung (Datenbeschaffung) 
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Das Bundesverfassungsgericht stellt im „Out-of-Area-Urteil“ fest, 
dassAuslandseinsätzederBundeswehrverfassungskonformsind,
aber der Zustimmung des Bundestags bedürfen ( S. 7).

Die Bundeswehr beteiligt sich an der Friedensmission KFOR
im Kosovo, die bis heute andauert.

Am 11. September attackieren islamistische Terroristen die USA. 
Diese reagieren mit einem „Krieg gegen den Terror“. Deutschland 
beteiligt sich ab 2002 an der ISAF-Mission in  Afghanistan, 59 deut-
sche Soldaten sterben im Verlauf. Der Einsatz prägt die Bundeswehr 
bis zum Abzug 2021.

Der Bundestag beschließt die Aussetzung der Wehrpflicht. 
Sie gilt als zu teuer und ungerecht, weil viele junge Menschen nicht 
zum Dienst antreten müssen (fehlende „Wehrgerechtigkeit“). 

Nach dem russischen Überfall auf die Ukraine ruft Bundes-
kanzler Olaf Scholz eine „Zeitenwende“ aus. Mit den  Mitteln aus 
einemSondervermögenbeginnengroßeBeschaffungsprojektezur
Aufrüstung. Die Bundeswehr unterstützt die Ukraine mit Material und 
bildet damit ukrainische  Soldaten aus.

Erstmals soll ein Großverband der Bundeswehr dauerhaft im 
Ausland  bleiben: Die Bundesregierung beschließt den Aufbau einer 
deutschen  Brigade in Litauen. 

Das Bundeskabinett entscheidet sich nach langen Verhandlungen 
für ein neues Wehrdienstmodell (  S. 8).

Derzeit gibt es 17 Missionen auf drei Kontinenten mit etwa 
2.000 Soldatinnen und Soldaten. So helfen Eurofighter und 

Luftabwehrsysteme vom Typ Patriot dabei, russische Drohnen 
im osteuropäischen Luftraum abzuwehren und Deutschland 
engagiert sich mit Einheiten beim Schutz des Baltikums.

Struktur der Bundeswehr
In Friedenszeiten hat der/die Verteidigungsminister/-in die 
Befehls- und Kommandogewalt inne. Im Verteidigungsfall nach 
Art. 115a GG übernimmt der/die Bundeskanzler/-in diese Aufgabe 
(Art. 115b GG). An der Spitze der Bundeswehr steht somit stets 
eine Zivilistin oder ein Zivilist, man spricht auch vom Primat der 
Politik über die Armee. 

Der oberste Soldat der Bundeswehr (männlich oder weiblich) ist 
der Generalinspekteur, darunter stehen die Inspekteure der 
vier Teilstreitkräfte. Der Generalinspekteur führt die Truppe, nicht 
aber die zahlreichen Behörden der Bundeswehr wie das Be-
schaffungsamt oder den Bereich Personalgewinnung. Diese 
unterstehen dem Verteidigungsministerium und werden in der 
Regel von Zivilisten geleitet. Das soll als Lehre aus der deutschen 
Geschichte verhindern, dass Soldaten zu viel Macht erhalten.

Personal der Bundeswehr (2025, gerundet):

·181.700 reguläre Soldatinnen und Soldaten
(davon 112.000 „auf Zeit“ und 59.600 Berufssoldaten)

·11.000 freiwillig Wehrdienstleistende (7 bis 23 Monate) 
·50.000 „beorderte“ Reservisten (aus dem aktiven Dienst 

ausgeschiedene, aber einsatzbereite Soldaten)
·80.600 Zivilisten (z.B. Juristinnen, Handwerker,Biologinnen)

Die Bundeswehr hat ihre Dienstsitze in Bonn (Hardthöhe) und 
Berlin (Bendlerblock). 2024 unterhielt sie 275 Standorte in 
Deutschland, u.a. fünf Krankenhäuser, zwei Universitäten und 
zahlreiche Kasernen. Zur Bundeswehr gehören auch der 
Geheimdienst MAD(MilitärischerAbschirmdienst)sowie
die  Führungsakademie in Hamburg, an der künftige Generäle 
ausgebildet werden. 

Die Bundeswehr als Parlamentsarmee
Während in anderen Ländern die Staatschefs eigenständig Truppen 
entsenden können, entscheidet in Deutschland der Bundestag 
über die Auslandseinsätze der Bundeswehr. Bei den Abgeordneten 
liegt auch dieEtathoheit über die Verteidigungsausgaben. 
Zudem beruft der Bundestag eine/-n Wehrbeauftragte/-n. Diese/-r 
prüft unabhängig, ob die Soldaten gut behandelt werden. Die 
Bundeswehr wird in erster Linie zur Landesverteidigung eingesetzt 
(Art. 87a GG). Da Deutschland aber in ein „System gegenseitiger 
 kollektiver Sicherheit“ eingebunden ist (Art. 24 GG), das „eine 
friedliche und dauerhafte Ordnung (…) zwischen den Völkern der 
Welt herbeiführen und sichern“ soll, kann die Bundeswehr auch ins 
Ausland („Out of Area“) entsendet werden, etwa zu humanitären 
oderfriedenssicherndenEinsätzenmitMandatdesUN-Sicherheits-
rats und zum Schutz der Bündnisse (NATO und EU).

Als „Staatsbürger in Uniform“ stehen Soldatinnen und Soldaten
auf dem Boden des Grundgesetzes und schützen die Demokratie 
gegen Bedrohungen von außen. Das Konzept steht damit in schar-
fer Abgrenzung zum Soldatenbild im Nationalsozialismus. Trotzdem 
gibt es immer wieder Skandale, Rekruten wurden etwa bei Auf-
nahmeritualen schikaniert, es gibt auch rechtsextreme Vorfälle. 
Umfragen zeigen aber, dass die breite Mehrheit der Soldatinnen 
und Soldaten demokratisch gesinnt ist. In ihrem Eid schwören sie, 
„das Recht sowie die Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu ver-
teidigen“ (§ 9 Soldatengesetz), das heißt notfalls mit ihrem Leben.

Gut 83 Prozent der Deutschen haben eine positive Einstellung 
zur Bundeswehr, 84 Prozent vertrauen ihr (Umfrage der 

Bundeswehr 2025). Gleichzeitig geht die Attraktivität der Bundes-
wehr als Arbeitgeber zurück: Nur zehn Prozent der 16-bis-29-
Jährigen können sich vorstellen, selbst Soldat/-in zu werden.

Aktuelle Herausforderungen
Finanzen:Im Zuge der „Zeitenwende“ soll der deutsche Wehretat
massiv ansteigen, bis 2029 schrittweise auf 152,8 Milliarden Euro.
Die Finanzierung ist jedoch darüber hinaus nicht gesichert, zudem
gestaltet sich die Verausgabung der Gelder aufgrund langwieriger
Beschaffungsprozessealskompliziert.

Drohnen und Künstliche Intelligenz:Im Krieg Russlands  gegen
dieUkrainespielenDrohneneineentscheidendeRolle,auchder
Einsatz von Künstlicher Intelligenz in Waffensystemen nimmt inter-
national zu. Eigene Drohnen verfügt die Bundeswehr bislang je-
doch kaum und auch in der Erkennung und Luftabwehr feindlicher
Drohnen, Jets oder Raketen bestehen große Schwächen.

Neuer Wehrdienst:Ab 2026 sollen alle 18-jährigen Deutschen
einen Fragebogen zu ihrer Motivation und Eignung erhalten,
begonnen wird mit dem Geburtsjahrgang 2008. Für Männer ist
die Beantwortung verpflichtend, zudem haben sie sich einer
Musterung zu unterziehen. Die allgemeine Wehrpflicht bleibt aus-
gesetzt, allerdings ist eine sogenannte Bedarfswehrpflicht vorge-
sehen, die bei verteidigungspolitischem und personellem Bedarf
vom Bundestag beschlossen werden kann. Das Recht auf Kriegs-
dienstverweigerungbleibtdavonunberührt.

Rolle der NATO: Für die Sicherheit Deutschlands ist die NATO 
zentral, ohne Schutz durch die USA wäre Europa nicht verteidi-
gungsfähig. Die Verlässlichkeit des NATO-Beistandspakts, wo-
nach alle Mitglieder einem angegriffenen Land zur Hilfe kommen 
müssen, steht jedoch spätestens seit  Donald Trumps zweiter 
US-Präsidentschaft infrage. Um sich von den USA zu emanzipie-
ren, bemüht man sich in der EU um die koordinierte Beschaffung 
von Rüstungsgütern und diskutiert eine stärkere Verzahnung der 
Streitkräfte bis hin zur Einrichtung einer europäischen Armee.
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APuZ erscheint seit 1953 als Beilage 
zur Wochenzeitung »Das Parlament«.  
Jede Ausgabe nimmt jeweils ein 
Thema aus verschiedenen Perspek-
tiven in den Blick.

Zuletzt erschienen: 

¬ Erben (2026) | 72610
¬ Konservatismus (2026) | 72606 
¬ Biodiversität (2026) | 72601
¬ Erziehung (2025) | 72552
¬ Entwicklungszusammenarbeit 

(2025) | 72550
 www.bpb.de/apuz
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Die Entführung der Lufthansa-Passagiermaschine Landshut 
im Herbst 1977 und die dramatische Befreiung der Geiseln 
wenige Tage später sind Schlüsselmomente in der 
Geschichte der Bundesrepublik. Ein palästinensisches 
Terrorkommando hatte das Flugzeug am 13. Oktober 1977 
kurz nach seinem Abflug von Palma de Mallorca gekapert. 
Statt nach Frankfurt am Main führten die Terroristen  
die Passagiere und die Besatzung auf eine Irrfahrt, die fünf 
Tage später in der somalischen Hauptstadt Mogadischu 
endete. Auf die Forderungen der Entführer, die unter an de-
rem inhaftierte Mitglieder der Roten Armee Fraktion (RAF) 
freipressen wollten, ging die Bundesregierung nicht ein. 
Stattdessen ent sandte sie ein Kommando der Spezialeinheit 
GSG 9, das die Geiseln aus der Gewalt der Entführer befreite.

Die Beiträge in diesem Band beleuchten die Ereignisse der 
Landshut-Entführung und des „Deutschen Herbstes“ aus 
vielen verschiedenen Perspektiven. Dabei zeichnen sie auch 
die Geschichte des Linksterrorismus in der Bundesrepublik 
nach und beschäftigen sich mit der Verortung der Entführung 
in der Erinnerungskultur. Auch einige ehemalige Geiseln 
schildern in Zeitzeugeninterviews ihre Sicht auf die Ereignisse 
von 1977.
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